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Elftes Gesetz
zur Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Nummer 10 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen 
Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel 1 und 2 
des Gesetzes vom 17. Juni 2016 (GVBl. S. 331) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert :
1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst :

„(2) Aufgaben der Hauptverwaltung nach § 22 des Berliner 
Straßengesetzes ; Planungsvorgaben für Ortsdurchfahrten der 
Bundesstraßen sowie für Straßen innerhalb des zentralen Be-
reichs, in dem sich die Parlaments- und Regierungseinrichtun-
gen des Bundes befinden (der zentrale Bereich wird umgrenzt 
durch die Invalidenstraße, Brunnenstraße, Rosenthaler Platz, Tor-
straße, Mollstraße, Platz der Vereinten Nationen, Lichten berger 
Straße, Holzmarktstraße, Brückenstraße, Heinrich-Heine-Straße, 
Moritzplatz, Oranienstraße, Rudi-Dutschke-Straße, Kochstraße, 
Wilhelmstraße, Anhalter Straße, Askanischer Platz, Schöneberger 
Straße, Schöneberger Ufer, Lützowufer, Lützow platz, Klingelhö-
ferstraße, Hofjägerallee, Großer Stern, Spreeweg, Paulstraße, 
Alt-Moabit unter Einbeziehung der genannten Straßen und Plät-
ze) ; Planung und Bau vorgenannter Straßen sowie der Orts-
durchfahrten der Bundesstraßen, soweit es sich um einen Neu-
bau, eine grundhafte Erneuerung des gesamten Querschnitts 
eines zusammenhängenden Streckenabschnittes (mindestens 
zwischen zwei Knotenpunkten) oder eine sonstige wesentliche 
Änderung handelt ; Planungsvorgaben für Straßen im Zuge von 
Straßenbahnlinien.“

2. In Absatz 4 werden die Wörter „Planung von“ und „Planung 
der“ jeweils durch die Wörter „Planungsvorgaben für“ ersetzt, 
nach dem Wort „sowie“ das Wort „von“ gestrichen und das Wort 
„anderer“ durch das Wort „andere“ ersetzt.

3. Absatz 5 wird aufgehoben.
4. Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5.

5. Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst :
„(6) Ingenieurbauwerke, die zu öffentlichen Straßen nach 

dem Berliner Straßengesetz oder zu Wegen in öffentlichen 
Grün- und Erholungsanlagen nach dem Grünanlagengesetz ge-
hören (Brücken und Durchlässe ab 2 Meter lichter Weite, Ver-
kehrszeichenbrücken, Tunnel, Trogbauwerke, Stützbauwerke ab 
1,50 Meter sichtbarer Höhe, Lärmschutzbauwerke ab 2 Meter 
sichtbarer Höhe und sonstige Ingenieurbauwerke, für die ein 
Einzelstandsicherheitsnachweis erforderlich ist) ; keine Inge-
nieurbauwerke in diesem Sinn sind bauliche Anlagen, die nach 
der Bauordnung für Berlin errichtet worden sind, Rohr- und 
Peitschenmasten, Entwässerungsanlagen, Steilwälle, Erdbau-
werke, Gabionen sowie die Fahrbahn- und Gehbahnbeläge, die 
nicht in unmittelbarer Verbindung mit der Abdichtung des Inge-
nieurbauwerks stehen.“

6. Die bisherigen Absätze 8 bis 15 werden die Absätze 7 bis 14.
7. Folgender Absatz 15 wird angefügt :

„(15) Touristische Wegweiser und Informationsstelen, soweit 
sich diese auf durch die touristischen Wegweiser ausgewiesene 
Objekte beziehen ; Fahrradwegweisung der Radfernwege, des 
Fahrradroutenhauptnetzes und des Ergänzungsnetzes.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und  

des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes
Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur 

Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
Das Gesetz zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetz-

buch vom 7. September 2005 (GVBl. S. 467), das durch Artikel V 
des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVBl. S. 344) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert :
1. § 1 wird wie folgt gefasst :

„§ 1  
Träger der Sozialhilfe

(1) Örtlicher und überörtlicher Träger der Sozialhilfe im Sin-
ne des § 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch ist das Land 
Berlin.

(2) Zuständiger Träger im Land Berlin für die Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch ist der 
Träger der Sozialhilfe. Die landesrechtlichen Regelungen über 
die Zuständigkeiten als Träger der Sozialhilfe gelten auch für 
die Ausführung der Aufgaben nach dem Vierten Kapitel des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch.

(3) Für Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung ist das Land Berlin als Träger der Sozialhilfe 
örtlich zuständig, wenn der gewöhnliche Aufenthalt der leis-
tungsberechtigten Person im Land Berlin liegt. § 46b Absatz 3 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.“

2. Dem § 7 wird folgender Absatz 3 angefügt :
„(3) § 116 Absatz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

findet keine Anwendung.“

Artikel 2 
Änderung des Allgemeinen 

Zuständigkeitsgesetzes
Das Allgemeine Zuständigkeitsgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt 
durch Gesetz vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 422) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert :
1. § 34 Absatz 4 wird wie folgt gefasst :

„(4) Die Mitglieder werden von der Bezirksverordnetenver-
sammlung auf die Dauer einer Wahlperiode gewählt.“

2. Der Nummer 14 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 wird folgen-
der Absatz 25 angefügt :

„(25) Aufgaben der obersten Landesbehörde in Angelegen-
heiten des Trägers der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 Nummer 2 treten mit Wir-
kung vom 1. Januar 2013 in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Umsetzung der Länderöffnungsklausel gemäß § 73a Absatz 9 des Sozialgerichtsgesetzes 

und § 166 Absatz 7 der Verwaltungsgerichtsordnung
Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Ausführungsgesetzes 

zum Sozialgerichtsgesetz
Nach § 4 des Ausführungsgesetzes zum Sozialgerichtsgesetz in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 1971 (GVBl.  
S. 2097), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 4 des Gesetzes vom 
30. Mai 2016 (GVBl. S. 282) geändert worden ist, wird folgender 
§ 4a eingefügt :

„§ 4a 
Ausschluss des Sozialgerichtsgesetzes

§ 73a Absatz 4 bis 8 des Sozialgerichtsgesetzes findet keine An-
wendung.“

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

der Verwaltungsgerichtsordnung
Das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1977 (GVBl. 
S. 557), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 5 des Gesetzes vom 
30. Mai 2016 (GVBl. S. 282) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert : 
1. § 2 wird wie folgt gefasst :

„§ 2  
Besetzung des Oberverwaltungsgerichts 

Berlin-Brandenburg
Die Senate des gemeinsamen Oberverwaltungsgerichts Ber-

lin-Brandenburg entscheiden in der Besetzung von drei Richte-

rinnen oder Richtern und zwei ehrenamtlichen Richterinnen 
oder ehrenamtlichen Richtern. Bei Beschlüssen außerhalb der 
mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden (§ 84 der 
Verwaltungsgerichtsordnung) wirken die ehrenamtlichen Rich-
terinnen und ehrenamtlichen Richter außer in den Fällen des 
§ 47 Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung nicht mit.“

2. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt :

„§ 5a 
Ausschluss der Verwaltungsgerichtsordnung

§ 166 Absatz 2 bis 6 der Verwaltungsgerichtsordnung findet 
keine Anwendung.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Artikel 1 und Artikel 2 Num-
mer 2 treten mit Ablauf des 30. November 2018 außer Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Drittes Gesetz
zur Änderung des Berliner 

Architekten- und Baukammergesetzes1
Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Berliner Architekten- 

und Baukammergesetzes
Das Berliner Architekten- und Baukammergesetz vom 6. Juli 

2006 (GVBl. S. 720), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Februar 2016 
(GVBl. S. 40, 55) geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert :

a) Die Angabe zu § 4 wird wie folgt gefasst :
„§ 4 Voraussetzungen für die Eintragung“

b) Nach der Angabe zu § 4 werden folgende Angaben einge-
fügt :
„§ 4a Europäischer Berufsausweis
§ 4b Vorwarnmechanismus“

c) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst :
„§ 6  Führung der geschützten Berufsbezeichnungen durch 

auswärtige Dienstleister“
d) Die Angabe zu § 38 wird wie folgt gefasst :

„§ 38 (weggefallen)“
2. § 1 wird wie folgt geändert :

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Städten“ die Wörter 
„unter besonderer Beachtung der die Sicherheit der Nutzer 
und der Öffentlichkeit betreffenden Gesichtspunkte“ einge-
fügt.

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst :
„(5) Zu den Berufsaufgaben der in den Absätzen 1 bis 4 

genannten Berufsgruppen gehören die Beratung, Betreuung 
und Vertretung des Auftraggebers, Arbeitgebers oder Dienst-
herrn in allen die Planung, Ausführung und Überwachung 
eines Vorhabens betreffenden Angelegenheiten. Zu den Be-
rufsaufgaben können auch Sachverständigen-, Lehr-, For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten sowie sonstige 
Dienstleistungen bei der Vorbereitung und Steuerung von 
Planungs- und Baumaßnahmen, bei der Nutzung von Bau-
werken sowie die Wahrnehmung der damit verbundenen si-
cherheits- und gesundheitstechnischen Belange gehören.“

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt :
„(6) Kennzeichen der beruflichen Tätigkeit der in den Ab-

sätzen 1 bis 4 genannten Berufsgruppen ist die geistig-schöp-
ferische Bewältigung der Berufsaufgaben unter Berücksichti-
gung ihrer vollen Komplexität insbesondere auch im Hinblick 
auf technisch-funktionale, sozioökonomische, baukulturelle, 
rechtliche und ökologische Belange. Die Tätigkeit berück-
sichtigt die Bedürfnisse der Auftraggeber und des Gemein-
wesens und achtet dabei das architektonische Erbe sowie die 
natürlichen Lebensgrundlagen.“

d) Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden die Absätze 7 bis 9.

3. In § 2 Absatz 7 wird folgender Satz angefügt :
„§ 6 Absatz 6 bleibt unberührt.“

4. § 3 wird wie folgt geändert :
a) In Absatz 1 werden die Wörter „die in § 6 Abs. 3 genannten 

Verzeichnisse“ durch die Wörter „das in § 6 Absatz 3 ge-
nannte Verzeichnis“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert :
aa) Die Sätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst :

„Über den Antrag auf Eintragung entscheidet der Eintra-
gungsausschuss innerhalb kürzester Frist, spätestens je-
doch binnen drei Monaten nach Einreichung der voll-
ständigen Unterlagen ; in den Fällen des § 4 Absatz 3 
kann die Frist um einen Monat verlängert werden. Die 
Verfahrensfrist läuft ab dem Zeitpunkt, in dem der An-
trag oder ein fehlendes Dokument bei einem einheitli-
chen Ansprechpartner oder unmittelbar bei der Archi-
tektenkammer eingereicht wird.“

bb) Folgender Satz wird angefügt :
„Eine Aufforderung zur Vorlage von beglaubigten Kopi-
en gilt nicht als Aufforderung zur Vorlage fehlender Do-
kumente.“

c) In Absatz 4 Nummer 1 werden nach dem Wort „mit“ die 
Wörter „spätestens am 17. Januar 2014 begonnener und“ 
eingefügt und die Wörter „Artikel 47 Absatz 1 der Richtlinie 
2005/36/EG“ werden durch die Wörter „Artikel 49 Absatz 3 
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, 
S. 22), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 
354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung“ ersetzt.

5. § 4 wird wie folgt gefasst :

„§ 4  
Voraussetzungen für die Eintragung

(1) In die Architektenliste oder die Stadtplanerliste ist einzu-
tragen, wer ein der Fachrichtung entsprechendes Studium mit 
einer mindestens vierjährigen Regelstudienzeit an einer deut-
schen Hochschule erfolgreich abgeschlossen und danach unter 
Berücksichtigung der Fortbildungs- und Praktikumsordnung 
nach § 12 Absatz 1 Nummer 8 eine mindestens zweijährige 
praktische Tätigkeit in der entsprechenden Fachrichtung ausge-
übt hat. In der Fachrichtung Architektur muss die praktische Tä-
tigkeit unter Aufsicht einer berufsangehörigen Person oder der 
Architektenkammer absolviert werden (Berufspraktikum) ; das 
Berufspraktikum muss auf den während des Studiums erworbe-
nen Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen aufbauen. In 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder ei-
nem nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten 
Staat absolvierte Berufspraktika werden von der Architekten-
kammer anerkannt, soweit sie den von ihr veröffentlichten Ord-

1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; 
L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28.12.2013,  
S. 132) geändert worden ist.
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nungen nach § 12 Absatz 1 Nummer 8 entsprechen ; in einem 
Drittland absolvierte Berufspraktika werden berücksichtigt. Der 
Eintragungsausschuss der Architektenkammer hat das Berufs-
praktikum nach Abschluss zu bewerten. Die praktische Tätigkeit 
gilt als erbracht, wenn die antragstellende Person die Befähi-
gung zum höheren technischen Verwaltungsdienst besitzt. Für 
die Eintragung in die Stadtplanerliste ist der erfolgreiche Ab-
schluss eines Studiums der Stadt- und Regionalplanung mit 
Schwerpunkt Städtebau, ein Architekturstudium mit Schwer-
punkt Städtebau oder ein anderes, dem Studium der Stadt- und 
Regionalplanung gleichwertiges Studium erforderlich, das auch 
zur Erstellung städtebaulicher Pläne befähigt.

(2) In der Fachrichtung Architektur gelten als mit den Anfor-
derungen des Absatzes 1 gleichwertig die nach den Artikeln 21, 
46 und 47 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren 
Anhang V Nummer 5.7.1 in der jeweils geltenden Fassung be-
kannt gemachten oder als entsprechend anerkannten Berufsqua-
lifikationsnachweise sowie die Nachweise nach den Artikeln 23, 
48 und 49 in Verbindung mit dem Anhang V Nummer 5.7.1 oder 
VI Nummer 6 der Richtlinie 2005/36/EG.

(3) Die Voraussetzung nach Absatz 1 erfüllt
1. in Bezug auf die Studienanforderungen, wer einen gleich-

wertigen Studienabschluss an einer ausländischen Hoch-
schule oder an einer sonstigen ausländischen Einrichtung 
nachweisen kann,

2. in Bezug auf die Studienanforderungen und praktische Tä-
tigkeit, wer vorbehaltlich der Absätze 4 und 5
a) über einen Berufsqualifikationsnachweis verfügt, der in 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
erforderlich ist, um dort die Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung zu erhalten oder

b) denselben Beruf vollzeitlich ein Jahr lang oder in einer 
entsprechenden Zeitdauer in Teilzeit in den vorherge-
henden zehn Jahren in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, der diesen Beruf nicht reglemen-
tiert, ausgeübt hat, sofern er im Besitz eines oder mehre-
rer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist, die 
den Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 2 der Richt-
linie 2005/36/EG entsprechen ; die Jahresfrist gilt nur, 
falls die Reglementierungen des Herkunftsmitglied-
staats nichts anderes bestimmen.

Für die Anerkennung nach Satz 1 Nummer 2 müssen die übrigen 
Anforderungen an die Befähigungs- oder Ausbildungsnachwei-
se nach Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sein ; dabei 
sind Ausbildungsgänge oder -nachweise im Sinne der Artikel 3 
Absatz 3 und 12 der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt. Für 
die Fachrichtung Architektur gelten Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 
nur, wenn die Voraussetzungen des Artikels 10 Buchstabe b, c, d 
oder g der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sind. Die Sätze 1 bis 3 
gelten entsprechend für einen nach dem Recht der Europäischen 
Union gleichgestellten Staat.

(4) Wenn sich in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 
die Berufsqualifikation der antragstellenden Person im Sinne 
von Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG wesentlich 
von den Eintragungsvoraussetzungen nach Absatz 1 unterschei-
det, kann die antragstellende Person zu Ausgleichsmaßnahmen 
in Form eines höchstens dreijährigen Anpassungslehrgangs oder 
einer Eignungsprüfung verpflichtet werden, um wesentliche Ab-
weichungen in den Ausbildungsinhalten des Studiums und der 
praktischen Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 auszugleichen. Ent-
spricht der Ausbildungsnachweis dem Berufsqualifikationsni-
veau des Artikels 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG, hat 
die antragstellende Person sowohl einen Anpassungslehrgang 
als auch eine Eignungsprüfung abzulegen ; in der Fachrichtung 
Architektur kann die Architektenkammer die Eintragung versa-
gen. In den Fällen von Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie 
2005/36/EG sowie in der Fachrichtung Architektur erfolgt die 
Überprüfung der Fähigkeiten der antragstellenden Person durch 

Eignungsprüfung. Im Übrigen hat die antragstellende Person die 
Wahl zwischen der Teilnahme an einem Anpassungslehrgang 
oder einer Eignungsprüfung.

(5) Die Architektenkammer prüft vor der Entscheidung über 
die Ausgleichsmaßnahme, ob die von der antragstellenden Per-
son durch Berufspraxis oder lebenslanges Lernen erworbenen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen, die hierfür von ei-
ner einschlägigen Stelle formell als gültig anerkannt wurden, 
wesentliche Unterschiede in den Ausbildungsinhalten des Studi-
ums und der praktischen Tätigkeit nach Absatz 1 ausgleichen. 
Art und Umfang einer Ausgleichsmaßnahme sind gegenüber der 
antragstellenden Person hinreichend zu begründen ; insbesonde-
re ist die antragstellende Person im Hinblick auf das Niveau der 
verlangten und der vorgelegten Berufsqualifikation nach Arti-
kel 11 der Richtlinie 2005/36/EG sowie die wesentlichen Unter-
schiede in den Ausbildungsinhalten, die nicht durch Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Kompetenzen nach Satz 1 ausgeglichen werden 
können, zu informieren. Ist eine Eignungsprüfung erforderlich, 
ist sicherzustellen, dass diese spätestens sechs Monate nach Un-
anfechtbarkeit der Entscheidung über die Verpflichtung abgelegt 
werden kann. Die Architektenkammer erstellt ein Verzeichnis 
der Sachgebiete, die aufgrund eines Vergleichs der Ausbildungs-
inhalte des Studiums und der praktischen Tätigkeit nach der 
Fortbildungs- und Praktikumsordnung nach § 12 Absatz 1 Num-
mer 8 mit der bisherigen Ausbildung sowie den als gültig aner-
kannten Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen nach 
Satz 1 nicht abgedeckt werden. Die Prüfung erstreckt sich auf 
ausgewählte Sachgebiete, deren Kenntnis eine wesentliche  
Voraussetzung für die Führung der Berufsbezeichnung darstellt. 
Die Architektenkammer bewertet abschließend das Ergebnis der 
Ausgleichsmaßnahme im Hinblick auf die Anerkennung der  
Berufsqualifikation.

(6) Personen, die die Voraussetzungen der Absätze 1, 2 oder 3 
nicht erfüllen (sonstige Bewerberinnen und Bewerber), sind auf 
Antrag in die Architektenliste oder in die Stadtplanerliste einzu-
tragen, wenn sie mindestens sieben Jahre eine hauptberufliche 
praktische Tätigkeit unter der Aufsicht einer Architektin oder 
eines Architekten ihrer Fachrichtung oder einer Stadtplanerin 
oder eines Stadtplaners oder eine gleichwertige Tätigkeit in den 
Berufsaufgaben ihrer Fachrichtung (§ 1 Absatz 1 bis 3 oder 4) 
ausgeübt haben, die in ihrer Fachrichtung für den Beruf der Ar-
chitektin oder des Architekten oder der Stadtplanerin oder des 
Stadtplaners erforderlichen Kenntnisse besitzen und ihre Befä-
higung durch eigene Leistungen nachweisen. Die Voraussetzun-
gen des Satzes 1 sind durch eine Prüfung auf Hochschulniveau, 
durch eigene Arbeiten und durch Bescheinigungen der Arbeitge-
berin oder des Arbeitgebers oder des Dienstherrn nachzuweisen, 
aus denen sich ergibt, dass die sonstigen Bewerberinnen und 
Bewerber während ihrer Berufstätigkeit nach Satz 1 Berufsauf-
gaben ihrer Fachrichtung mit Erfolg wahrgenommen haben. In 
der Fachrichtung Architektur (Hochbau) muss die Prüfung auf 
Hochschulniveau dem in Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie 2005/36/EG genannten Abschlussexamen gleichwer-
tig sein. Auf Verlangen haben die sonstigen Bewerberinnen und 
Bewerber Leistungsproben vor dem Eintragungsausschuss ab-
zulegen.

(7) Unabhängig von den Voraussetzungen nach den Absät-
zen 1, 2, 3 und 6 sind Bewerberinnen und Bewerber auf Antrag 
in die Architektenliste einzutragen, wenn sie sich durch die Qua-
lität ihrer Leistungen auf dem Gebiet der Architektur (Hochbau), 
der Innenarchitektur, der Landschaftsarchitektur oder der Stadt-
planung besonders ausgezeichnet haben und dies gegenüber 
dem Eintragungsausschuss durch eigene Arbeiten oder als 
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union mit einem Prüfungszeugnis ihres Heimat- oder 
Herkunftsmitgliedstaates nachweisen.

(8) War eine antragstellende Person in die Architektenliste 
oder in die Stadtplanerliste eines anderen Landes der Bundesre-
publik Deutschland eingetragen und ist ihre Eintragung nur ge-
löscht worden, weil sie ihren Wohnsitz, ihre Niederlassung oder 
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ihren Dienst- oder Beschäftigungsort in diesem Land aufgege-
ben und im Land Berlin begründet hat, so ist sie in die Liste ihrer 
Fachrichtung einzutragen, ohne dass es einer erneuten Prüfung 
der Eintragungsvoraussetzungen bedarf, sofern keine Versa-
gungsgründe nach § 5 Absatz 1 und 2 vorliegen.

(9) Die Eintragung erfolgt auf Antrag. Sie setzt voraus, dass 
die antragstellende Person die Berufsaufgaben nach § 1 wahr-
nehmen will und im Land Berlin ihren Wohnsitz, ihre Niederlas-
sung oder ihre überwiegende berufliche Beschäftigung hat. Dem 
Antrag sind die zur Beurteilung der Eintragungsvoraussetzun-
gen erforderlichen Unterlagen sowie folgende Nachweise beizu-
fügen :
1. eine Geburtsurkunde sowie ein Nachweis über den geführ-

ten und früher geführte Namen, 
2. ein Nachweis über den im Land Berlin gelegenen Ort des 

Wohnsitzes, der beruflichen Niederlassung oder des Dienst- 
oder Beschäftigungsortes,

3. eine Erklärung darüber, dass Gründe nicht bekannt sind, die 
nach § 5 einer Eintragung entgegenstehen können,

4. eine Erklärung über frühere, bestehende oder anderweitig 
beantragte Eintragungen in vergleichbare Berufsverzeich-
nisse anderer berufsständischer Kammern in den Bundes-
ländern, in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder in nach dem Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten anderen Staaten,

5. bei freischaffender oder baugewerblicher Berufsausübung 
ein Nachweis über eine bei Aufnahme der Berufstätigkeit 
nach § 27 Absatz 2 Nummer 6 entsprechende Berufshaft-
pflichtversicherung,

6. ein Führungszeugnis aus dem Bundeszentralregister zur 
Vorlage bei einer Behörde ; bestehen Zweifel nach § 5 Ab-
satz 1, kann eine unbeschränkte Auskunft aus dem Bundes-
zentralregister verlangt werden,

7. als freischaffende berufsangehörige Person eine Erklärung, 
dass der Beruf entsprechend § 2 Absatz 4 ausgeübt wird.

Soweit es um die Beurteilung der in Absatz 2 und in Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 genannten Voraussetzungen geht, dürfen nur 
die in Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unter-
lagen und Bescheinigungen verlangt werden ; die in Anhang VII 
Nummer 1 Buchstabe d, e und f der Richtlinie 2005/36/EG auf-
geführten Unterlagen dürfen nicht älter als drei Monate sein. Die 
Architektenkammer bestätigt der antragstellenden Person bin-
nen eines Monats den Eingang der Unterlagen und Bescheini-
gungen und teilt ihr gegebenenfalls mit, welche Unterlagen und 
Bescheinigungen fehlen. Das Verfahren kann auf Verlangen 
elektronisch geführt werden. Im Fall begründeter Zweifel und 
soweit unbedingt geboten, können später beglaubigte Kopien 
verlangt werden.

(10) Wer in die Liste eingetragen ist und seine Berufsaufga-
ben als Architektin oder Architekt oder als Stadtplanerin oder 
Stadtplaner freischaffend ausübt, ist vom Eintragungsausschuss 
von Amts wegen unter dieser Bezeichnung einzutragen.

(11) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Berlin vom 
7. Februar 2014 (GVBl. S. 39), das durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 9. Mai 2016 (GVBl. S. 226) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung findet mit Ausnahme des § 13 Absatz 3 
(Verfahren), des § 17 (Statistik) und des § 19 (Beratungsan-
spruch) keine Anwendung.“

6. Nach § 4 werden folgende §§ 4a und 4b eingefügt :

„§ 4a  
Europäischer Berufsausweis

(1) Der Europäische Berufsausweis ist eine elektronische Be-
scheinigung entweder zum Nachweis, dass der Berufsangehöri-
ge sämtliche notwendigen Voraussetzungen für die vorüberge-
hende und gelegentliche Erbringung von Dienstleistungen in 
einem Aufnahmemitgliedstaat erfüllt oder zum Nachweis der 

Anerkennung von Berufsqualifikationen für die Niederlassung 
in einem Aufnahmemitgliedstaat.

(2) Sofern für einen der in § 2 Absatz 1 und 2 genannten Be-
rufe durch den Erlass eines Durchführungsrechtsakts nach Arti-
kel 4a Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG ein Europäischer 
Berufsausweis eingeführt ist, ist die Architektenkammer zustän-
dige Behörde im Sinne der Artikel 4a bis 4e der Richtlinie 
2005/36/EG. Das Verfahren richtet sich nach den Artikeln 4a bis 
4e der Richtlinie 2005/36/EG und den hierzu erlassenen Durch-
führungsrechtsakten.

(3) Der Europäische Berufsausweis stellt die Meldung nach 
§ 6 Absatz 2 dar. Für die Zwecke der Niederlassung begründet 
die Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises kein auto-
matisches Recht zur Führung der in § 2 Absatz 1 und 2 genann-
ten Berufsbezeichnungen.

§ 4b  
Vorwarnmechanismus  

(1) Die Architektenkammer ist zuständige Stelle für ein- und 
ausgehende Meldungen im Sinne des Artikels 56a Absatz 3 der 
Richtlinie 2005/36/EG ; dies gilt nicht, soweit durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes abweichende Zuständigkeiten beste-
hen. Sie unterrichtet unter Berücksichtigung von nach Arti-
kel 56a der Richtlinie 2005/36/EG erlassenen Durchführungs-
rechtsakten die zuständigen Behörden der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union sowie die nach dem Recht der 
Europäischen Union gleichgestellten Staaten, die an das Bin-
nenmarkt-Informationssystem (IMI) angeschlossen sind, über 
die Identität einer oder eines Berufsangehörigen, die oder der 
die Anerkennung ihrer oder seiner Qualifikation gemäß § 4 oder 
§ 6 als Angehörige oder Angehöriger eines der in § 2 Absatz 1 
und 2 genannten Berufe beantragt hat und bei der oder dem 
nachfolgend gerichtlich festgestellt wird, dass sie oder er dabei 
gefälschte Berufsqualifikationsnachweise verwendet hat. Die 
Meldung erfolgt mittels einer Warnung über das IMI, sobald die 
mit Gründen versehene Gerichtsentscheidung vorliegt. Das Ver-
fahren richtet sich nach Artikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG 
sowie den dazu ergangenen Durchführungsrechtsakten. Die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten für die Zwecke des Infor-
mationsaustauschs erfolgt im Einklang mit den Richtlinien 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
24. Ok tober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31) und 2002/58/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 über 
die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der 
Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (ABl. L 201 
vom 31.7.2002, S. 37).

(2) Gleichzeitig mit der Übermittlung einer Warnung hat die 
Architektenkammer die hiervon betroffene Person schriftlich 
darüber zu unterrichten, 
1. dass eine Warnung erfolgt und welchen Inhalt sie hat,
2. welchen Rechtsbehelf sie gegen die Entscheidung über die 

Warnung einlegen kann,
3. dass sie die Berichtigung der Warnung verlangen kann und
4. dass ihr im Fall von Schäden, die durch zu Unrecht an ande-

re Mitgliedstaaten des IMI übermittelte Warnungen entstan-
den sind, ein Schadensersatzanspruch zustehen kann.

(3) Wird gegen eine Warnung ein Rechtsbehelf eingelegt, ist 
über das IMI ein entsprechender Hinweis aufzunehmen. War-
nungen im IMI sind innerhalb von drei Tagen zu löschen, wenn 
die in Absatz 2 genannte Gerichtsentscheidung geändert wird. 
Absatz 1 Satz 1 findet auf die Sätze 1 und 2 entsprechend An-
wendung.

(4) Die zuständigen Stellen der Länder sind von Meldungen 
nach den Absätzen 1 und 3 zu unterrichten.“
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7. § 6 wird wie folgt gefasst :

„§ 6  
Führung der geschützten Berufsbezeichnungen durch  

auswärtige Dienstleister
(1) Personen, die zur Ausübung eines der in § 1 genannten 

Berufe rechtmäßig in einem anderen Staat niedergelassen sind 
und sich zu einer vorübergehenden und gelegentlichen Dienst-
leistungserbringung gemäß § 1 in das Land Berlin begeben (aus-
wärtige Dienstleister), dürfen die Berufsbezeichnung nach § 2 
Absatz 1 und 2 oder eine Wortverbindung nach § 2 Absatz 6 
ohne Eintragung in die Liste ihrer Fachrichtung führen, wenn sie 
die Eintragungsvoraussetzungen gemäß § 4 erfüllen ; § 4 Ab-
satz 4 und 5 findet keine Anwendung. Sie dürfen den Zusatz 
„freischaffend“ führen, wenn sie die Voraussetzungen nach § 2 
Absatz 4 erfüllen.

(2) Auswärtige Dienstleister müssen das erstmalige Tätigwer-
den nach Absatz 1 Satz 1 bei der Architektenkammer vorher 
schriftlich anzeigen. Sie haben die Anzeige einmal jährlich zu 
erneuern, wenn sie beabsichtigen, während des betreffenden 
Jahres im Land Berlin Dienstleistungen nach Absatz 1 Satz 1 zu 
erbringen. Auswärtige Dienstleister, die nicht die Voraussetzun-
gen des § 4 Absatz 2 erfüllen, dürfen die Berufsbezeichnung 
nach § 2 Absatz 1 oder eine Wortverbindung nach § 2 Absatz 6 
erst führen, wenn ihnen die Architektenkammer bestätigt hat, 
dass sie die Eintragungsvoraussetzungen nach § 4 Absatz 1, 3, 6 
oder 7 erfüllen. Für das Verfahren nach Satz 3 gilt § 4 Absatz 9 
Satz 3 Nummer 1, 3 bis 7 sowie Satz 4 bis 7 entsprechend.

(3) Auswärtige Dienstleister haben die Berufspflichten zu be-
achten. Sie sind hierfür wie Mitglieder der Architektenkammer 
zu behandeln und in ein entsprechendes Verzeichnis einzutra-
gen. Die Architektenkammer stellt über die Eintragung in das 
Verzeichnis nach Satz 2 eine auf höchstens fünf Jahre befristete 
Bescheinigung aus, die auf Antrag verlängert werden kann. Mel-
dungen nach Absatz 2 Satz 1 und 2 und Bescheinigungen nach 
Satz 3 sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem anderen 
Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt 
wurde ; eine Eintragung in das Verzeichnis nach Satz 2 erfolgt in 
diesem Fall nicht.

(4) Der Eintragungsausschuss hat auswärtigen Dienstleistern 
ungeachtet einer Berechtigung nach Absatz 1 das Führen der 
Berufsbezeichnung im Land Berlin zu untersagen, wenn Tatsa-
chen bekannt geworden sind, die eine Versagung nach § 5 Ab-
satz 1 oder 2 rechtfertigen würden.

(5) Der Eintragungsausschuss kann auswärtige Dienstleister 
aus dem Verzeichnis löschen, wenn die vergleichbaren Voraus-
setzungen des § 5 Absatz 3 oder 4 vorliegen.

(6) Das Recht zur Führung der Berufsbezeichnung des Nieder-
lassungsstaats nach Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG 
bleibt unberührt. Die Berufsbezeichnung ist so zu führen, dass 
keine Verwechslung mit der Berufsbezeichnung nach § 2 Ab-
satz 1 möglich ist.“

8. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert :
a) Nach Nummer 4 werden folgende neue Nummern 5 und 6 

eingefügt :
„5.  die Berufsqualifikationen zu überprüfen und anzuerken-

nen sowie Ausgleichsmaßnahmen anzuordnen und zu 
bewerten,

6.  die während der praktischen Tätigkeit sowie der beglei-
tenden Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen zu bearbei-
tenden Mindestaufgaben und Mindestinhalte festzu-
legen sowie Berufspraktika zu beaufsichtigen und zu 
bewerten,“

b) Die bisherige Nummer 5 wird die Nummer 7 und der Halb-
satz „und Sachverständige für Fertigstellungsbescheinigun-
gen zu bestimmen“ wird gestrichen.

c) Die bisherigen Nummern 6, 7, 8, 9 und 10 werden die Num-
mern 8, 9, 10, 11 und 12.

d) In der neuen Nummer 12 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt.

e) Nach Nummer 12 werden folgende neue Nummern 13 und 
14 angefügt :
„13.  die Berufsangehörigen in Fragen der Berufsausübung 

zu beraten,
14.  Listen oder Verzeichnisse sachverständiger Personen, 

die mit besonderer Fachkunde einzelne Aufgaben nach 
§ 1 erfüllen, zu führen.“

9. § 12 wird wie folgt geändert :
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert :

aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst :
„5. den Erlass der Sachverständigenordnung, die insbe-

sondere das Verfahren der Sachverständigenbestel-
lung regelt,“

bb) Nach Nummer 6 werden folgende neue Nummern 7, 8 
und 9 eingefügt :
„7. den Erlass der Eintragungsordnung, die insbesonde-

re Einzelheiten der Besetzung und Beschlussfassung 
des Eintragungsausschusses, den Verfahrensablauf 
bei der Antragsbearbeitung und den Ablauf der Prü-
fung auf Hochschulniveau gemäß § 4 Absatz 6 re-
gelt,

8. den Erlass der Fortbildungs- und Praktikumsord-
nung, die insbesondere die Fortbildungsmaßnahmen 
vorschreibt, die Inhalte der praktischen Tätigkeit 
und des Berufspraktikums regelt sowie Leitlinien 
zur Organisation, Bewertung und Anerkennung im 
Ausland erbrachter Berufspraktika festlegt,

9. den Erlass der Berufsanerkennungsordnung, welche 
auf der Grundlage der in der Bundesrepublik 
Deutschland geregelten Studieninhalte und der eu-
roparechtlichen Vorschriften die Mindestlehrinhalte 
der einschlägigen Studiengänge benennt sowie die 
Anordnung, Durchführung und Bewertung von Aus-
gleichsmaßnahmen nach § 4 Absatz 4 und 5 regelt,“

cc) Die bisherigen Nummern 7, 8, 9, 10, 11, 12 und 13 wer-
den die Nummern 10, 11, 12, 13, 14, 15 und 16.

b) In Absatz 5 werden die Wörter „Absatz 1 Nr. 1 bis 3“ durch 
die Wörter „Absatz 1 Nummer 1, 2, 3, 7, 8 und 9“ ersetzt.

10. In § 20 Absatz 2 wird die Angabe „15.000“ durch die Angabe 
„30.000“ ersetzt.

11. In § 29 Absatz 5 wird das Wort „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
ersetzt sowie die Angabe „Nr. 4“ gestrichen.

12. § 33 wird wie folgt geändert :
a) In Absatz 1 wird das Wort „ausschließlich“ gestrichen.
b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „ausschließ-

lich“ gestrichen.
13. § 34 Absatz 2 wird wie folgt gefasst :

„(2) Die Baukammer führt ferner Verzeichnisse ihrer Mitglie-
der, gegliedert nach Pflichtmitgliedern unter Angabe der in § 41 
Absatz 1 Nummer 1 bis 7 geregelten Mitgliedschaftsarten und 
freiwilligen Mitgliedern, und der Ingenieurgesellschaften. Die 
Baukammer führt auch ein Sachverständigenverzeichnis über 
öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige und die 
Pflichtmitglieder gemäß § 41 Absatz 1 Nummer 5 und 6.“

14. In § 35 Absatz 5 Nummer 4 wird das Wort „Gemeinschaft“ 
durch das Wort „Union“ ersetzt.

15. § 37 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst :
„3. nach der Eintragung die Eintragungsvoraussetzungen nach 

§ 35 Absatz 1 entfallen sind, Versagungsgründe nach § 36 
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Absatz 1 eingetreten sind oder die Voraussetzungen nach 
§ 41 Absatz 1 nicht mehr vorliegen,“

16. § 38 wird aufgehoben.
17. § 40 wird wie folgt geändert :

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert :
aa) In Nummer 6 werden die Wörter „und Sachverständige 

für die Fertigstellungsbescheinigung zu bestimmen“ ge-
strichen.

bb) Nach Nummer 11 werde folgende neue Nummern 12, 
13, 14 und 15 eingefügt :
„12. die Liste der Tragwerksplaner zu führen,
13. die Liste der Brandschutzplaner zu führen,
14. Listen oder Verzeichnisse sachverständiger Perso-

nen, die mit besonderer Fachkunde einzelne Aufga-
ben nach § 30 erfüllen, zu führen,

15.  die Aufgaben nach § 5 Absatz 1 des Ingenieurgeset-
zes wahrzunehmen,“

cc) Die bisherige Nummer 12 wird die Nummer 16.
b) In Absatz 2 werden die Wörter „von ihr“ gestrichen und die 

Angabe „Abs. 1 Nr. 6“ durch die Wörter „Absatz 1 Num-
mer 6“ ersetzt.

18. § 41 Absatz 1 wird wie folgt geändert :
a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst :

„3. im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure, die 
Aufgaben gemäß § 30 wahrnehmen, ihren Beruf eigen-
verantwortlich ausüben (§ 31 Absatz 3 und 4) und Leis-
tungen für Vorhaben im Land Berlin erbringen oder ih-
ren Geschäftssitz im Land Berlin haben,“

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst :
„4. im Bauwesen tätige Ingenieurinnen und Ingenieure, die 

ihren Beruf als gesetzliche Vertretungsberechtigte einer 
Ingenieurgesellschaft oder eines Vereins ausüben, die 
auch Aufgaben gemäß § 30 wahrnehmen und Leistun-
gen für Vorhaben im Land Berlin erbringen oder ihren 
Geschäftssitz oder Vereinssitz im Land Berlin haben,“

c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst :
„6. öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige für 

den Tätigkeitsbereich der im Bauwesen tätigen Ingeni-
eurinnen und Ingenieure sowie die Sachverständigen 
nach Bauordnungsrecht und Prüfsachverständigen für 
energetische Gebäudeplanung,“

d) In Nummer 7 werden die Wörter „Universität,“ und  
„oder Fachhochschule“ gestrichen sowie die Angabe „(§ 31 

Abs. 3 und 4)“ durch die Angabe „(§ 31 Absatz 3 und 4)“ 
und die Angabe „§ 35 Abs. 4“ durch die Angabe „§ 35 Ab-
satz 4“ ersetzt.

19. § 64 Absatz 2 wird wie folgt gefasst :
„(2) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird 

ermächtigt,
1. den Inhalt und das Verfahren zur Ausstellung Europäischer 

Berufsausweise einschließlich der Erstellung von und des 
Umgangs mit IMI-Dateien im Sinne des Artikels 4a Ab-
satz 5 der Richtlinie 2005/36/EG zu regeln,

2. ergänzend zu den Bestimmungen von nach Artikel 56a Ab-
satz 8 der Richtlinie 2005/36/EG erlassenen Durchführungs-
rechtsakten durch Rechtsverordnung weitere Regelungen 
zur Umsetzung des Artikels 56a der Richtlinie 2005/36/EG 
zu treffen,

3. Regelungen zum gemeinsamen Ausbildungsrahmen sowie 
zu gemeinsamen Ausbildungsprüfungen nach den Arti-
keln 49a, 49b der Richtlinie 2005/36/EG zu treffen.“

20. In § 65 wird folgender Absatz 5 angefügt :
„(5) Auf Personen, die ihre praktische Tätigkeit oder ihr Stu-

dium am Tag des Inkrafttretens des Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Berliner Architekten- und Baukammergesetzes vom  
7. Juli 2016 (GVBl. S. 425) bereits begonnen haben, ist die bis 
zu diesem Zeitpunkt geltende Fassung des § 4 Absatz 1 anzu-
wenden.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes 
und zur Änderung weiterer Vorschriften

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Berliner Ausführungsgesetz zum 

Bundesmeldegesetz (BlnAGBMG)
Inhaltsübersicht
§ 1 Meldebehörden
§ 2 Speicherung von Daten
§ 3 Aufbewahrung und Löschung von Daten und Hinweisen
§ 4 Meldescheine und Meldebestätigung
§ 5  Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religions-

gesellschaften
§ 6 Weitere regelmäßige Datenübermittlungen
§ 7 Automatisierter Abruf
§ 8  Zuständigkeit für die Verfolgung von Ordnungswidrigkei-

ten

§ 1 
Meldebehörden

(1) Meldebehörden sind die Bezirksämter des Landes Berlin und 
das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten nach 
Maßgabe der Anlage zum Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungs-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 2006 
(GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes 
vom 17. Juni 2016 (GVBl. S. 336) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung.

(2) Die Meldebehörden haben zur Erfüllung der ihnen durch 
Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben Zugriff auf den zentralen 
Datenbestand des elektronischen Melderegisters und dürfen die da-
für erforderlichen Daten im Sinne des § 4 Absatz 2 des Berliner 
Datenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1990 (GVBl. 1991, S. 16, 54), das zuletzt durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 30. Mai 2016 (GVBl. S. 282) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung verarbeiten.

(3) Das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten 
führt das zentrale elektronische Melderegister für das Land Berlin 
und übernimmt hierfür die IT-Verfahrensverantwortung. Die IT-Ver-
fahrensverantwortung umfasst insbesondere den Betrieb und die 
Weiterentwicklung des Registerverfahrens, Zugriffsregelungen so-
wie die Bereitstellung der für Datenübermittlungen und Melderegis-
terauskünfte erforderlichen Systeme nach den §§ 33 ff. und §§ 44 ff. 
des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I 
S. 130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Wei-
terhin nimmt das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegen-
heiten als zentrale Stelle für das Land Berlin die Aufgaben im Zu-
sammenhang mit allen Anfragen nach § 38 sowie nach § 49 des 
Bundesmeldegesetzes wahr (Portalanbieter).

(4) Die beim Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenhei-
ten nicht im elektronischen Melderegister gespeicherten Meldedaten 
werden dort weitergeführt und auf Grundlage der gesetzlichen Be-
stimmungen übermittelt.

§ 2 
Speicherung von Daten 

Über die in § 3 des Bundesmeldegesetzes genannten Daten hinaus 
dürfen die Meldebehörden folgende Daten sowie die zum Nachweis 
ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister zu dem 
jeweils angegebenen Zweck speichern :
1. zur Vorbereitung und Durchführung von allgemeinen Wahlen, 

von Volksinitiativen, Volksbegehren, Volksentscheiden, Ein-
wohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden
a) Wahlbewerbungen zu den Wahlen des Berliner Abgeordne-

tenhauses und zu den Bezirksverordnetenversammlungen 
einschließlich der Angabe des erlernten und ausgeübten Be-
rufs und einer Erreichbarkeitsanschrift,

b) die Leistung von Unterstützungsunterschriften sowie die 
Angabe des unterstützten Trägers einer Volksinitiative, eines 
Volksbegehrens, eines Einwohnerantrags oder eines Bürger-
begehrens ;

2. zur Ermittlung des Wahlrechts die erforderlichen früheren Auf-
enthaltsverhältnisse ;

3. zur Aufstellung von Vorschlaglisten für Schöffinnen und Schöf-
fen und für ehrenamtliche Richterinnen und Richter in der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit bei deutschen Einwohnern die Tatsa-
che, dass der Einwohner vom Amt einer Schöffin oder eines 
Schöffen oder einer ehrenamtlichen Richterin oder eines ehren-
amtlichen Richters in der Verwaltungsgerichtsbarkeit ausge-
schlossen ist.

§ 3 
Aufbewahrung und Löschung von Daten und Hinweisen 

Die nach § 2 zusätzlich gespeicherten Daten sind im Sinne des 
§ 13 Absatz 1 Satz 2 des Bundesmeldegesetzes aufzubewahren ; § 13 
Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes findet keine Anwendung. Für 
die Löschung dieser Daten gilt § 14 Absatz 1 Satz 1 des Bundesmel-
degesetzes entsprechend.

§ 4 
Meldescheine und Meldebestätigung

Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das 
Muster der Meldescheine, der amtlichen Meldebestätigung und des 
Meldescheins der Beherbergungsstätten durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen. 

§ 5 
Datenübermittlungen an 

öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften
(1) Über die in § 42 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes genannten 

Daten hinaus darf die zuständige Meldebehörde folgende Daten 
übermitteln :
1. frühere Namen,
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten.

(2) Die Feststellung nach § 42 Absatz 5 Satz 2 des Bundesmelde-
gesetzes trifft die für Inneres zuständige Senatsverwaltung im Ein-
vernehmen mit der für Angelegenheiten der Religionsgesellschaften 
zuständigen Senatsverwaltung und nach Anhörung der oder des 
Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit. 
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(3) Die Datenübermittlung der Meldebehörden an die öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften erfolgt unter Verwendung 
der Satzbeschreibung OSCI-XMeld und des Übermittlungsproto-
kolls OSCI-Transport gemäß § 2 Absatz 1 der Ersten Bundesmelde-
datenübermittlungsverordnung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I 
S. 1945), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 2. Februar 
2016 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, wenn die datenempfangende Stelle zugestimmt hat.

§ 6 
Weitere regelmäßige 
Datenübermittlungen

(1) Soweit regelmäßige Datenübermittlungen nicht durch Bun-
desrecht oder Landesrecht geregelt sind, bestimmt die für Inneres 
zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung, welche der 
in § 3 Absatz 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes und § 2 dieses Ge-
setzes genannten Daten an öffentliche Stellen regelmäßig übermit-
telt werden ; hierbei sind auch Anlass und Zweck der Übermittlungen 
und die Datenempfänger festzulegen. Vor Erlass der Rechtsverord-
nung ist die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und In-
formationsfreiheit zu hören.

(2) Innerhalb des Landes Berlin kann die Übermittlung auch über 
das landesinterne, nach dem Stand der Technik gesicherte Netz er-
folgen.

§ 7 
Automatisierter Abruf

(1) Soweit der automatisierte Abruf nicht durch Bundesrecht 
oder Landesrecht geregelt ist, bestimmt die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung, welche der in § 3 Ab-
satz 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes und § 2 dieses Gesetzes ge-
nannten Daten von öffentlichen Stellen automatisiert abgerufen 
werden dürfen ; hierbei sind auch Anlass und Zweck der Übermitt-
lungen und die Datenempfänger festzulegen. Vor Erlass der Rechts-
verordnung ist die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit zu hören.

(2) Innerhalb des Landes Berlin kann der Abruf auch über das 
landesinterne, nach dem Stand der Technik gesicherte Netz erfolgen.

§ 8 
Zuständigkeit für die Verfolgung 

von Ordnungswidrigkeiten
Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

§ 54 des Bundesmeldegesetzes sind die Bezirksämter des Landes 
Berlin als Verwaltungsbehörden im Sinne von § 36 Absatz 1 Num-
mer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Mai 2015 (BGBl. I  
S. 706) geändert worden ist, zuständig.

Artikel 2 
Änderung des Allgemeinen 

Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
Die Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- 

und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 4 des Gesetzes vom 17. Juni 2016 (GVBl. S. 336) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert :
1. Nummer 22a Absatz 1 wird wie folgt gefasst :

„(1) die Aufgaben des Melde-, Pass- und Personalausweis-
wesens, soweit nicht das Landesamt für Bürger- und Ordnungs-
angelegenheiten (Nummer 33 Absatz 1 bis 3) zuständig ist ; die 
Bezirksämter beauftragen das Landesamt für Bürger- und Ord-
nungsangelegenheiten
a) mit der Erteilung von Melderegisterauskünften nach den 

§§ 44 und 45 und von Auskünften nach § 50 Absatz 4 des 
Bundesmeldegesetzes in den Einzelfällen, in denen beim 

Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten der 
Anlass für die Amtshandlung entsteht sowie

b) den Übermittlungen nach § 10 Absatz 5 Nummer 2 des Per-
sonalausweisgesetzes in den Einzelfällen, in denen beim 
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten der 
Anlass für die Amtshandlung entsteht sowie

c) mit der Wahrnehmung der Informationspflichten nach § 11 
Absatz 5 Halbsatz 1 des Personalausweisgesetzes gegenüber 
den Polizeibehörden ;“

2. Nummer 33 wird wie folgt geändert :
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst :

„(1)
a) die IT-Verfahrensverantwortung für das zentrale elektro-

nische Melderegister nach § 1 Absatz 3 des Berliner 
Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz,

b) die Bereitstellung der Verfahren des automatisierten Ab-
rufs nach den §§ 39 und 49 des Bundesmeldegesetzes, 

c) die Wahrnehmung der Aufgaben als zentrale Stelle für 
das Land Berlin im Zusammenhang mit allen Anfragen 
nach § 38 sowie nach § 49 des Bundesmeldegesetzes 
(Portalanbieter),

d) die Errichtung, Überwachung und Ablehnung von Aus-
kunftssperren nach § 51 Absatz 1 und Absatz 5 des Bun-
desmeldegesetzes,

e) Datenübermittlungen nach den §§ 33 bis 36, 42 und 43 
des Bundesmeldegesetzes und das Erteilen von Melde-
registerauskünften nach den §§ 46, 50 Absatz 1 bis 3 und 
§§ 51, 52 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes ; das Lan-
desamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten be-
auftragt die Bezirksämter mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben in den Einzelfällen nach den §§ 34, 35 und 42 
des Bundesmeldegesetzes, in denen bei den Bezirksäm-
tern der Anlass für die Amtshandlung entsteht und kein 
Fall nach den §§ 51 und 52 des Bundesmeldegesetzes 
vorliegt,

f) die Aufgaben der Wehrerfassungsbehörde nach § 15 des 
Wehrpflichtgesetzes ;“

b) In Absatz 2 Buchstabe a werden die Wörter „Führung des 
automatisierten Passregisters“ durch die Wörter „IT-Verfah-
rensverantwortung für das zentrale elektronische Passregis-
ter“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst :
„(3)

a) die IT-Verfahrensverantwortung für das zentrale elektro-
nische Personalausweisregister nach § 23 des Personal-
ausweisgesetzes,

b) die Aufgaben der Ausweisbehörde für in Berlin nicht 
gemeldete Personen,

c) Anordnungen von Ausweisbeschränkungen nach § 6 
Absatz 7 und § 6a des Personalausweisgesetzes,

d) die Ausstellung von Personalausweisen in Fällen von 
besonderem öffentlichen Interesse,

e) die Datenübermittlungen aus dem elektronisch geführ-
ten Personalausweisregister nach § 24 Absatz 2 des Per-
sonalausweisgesetzes ; das Landesamt für Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten beauftragt die Bezirksämter 
mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe in den Einzelfäl-
len, in denen bei den Bezirksämtern der Anlass für die 
Amtshandlung entsteht ;“

d) Der bisherige Absatz 1 Buchstabe e wird Absatz 5 und das 
Komma durch ein Semikolon ersetzt.
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Artikel 3 
Folgeänderungen

1. In § 1 Absatz 2 Satz 1 des Landeswahlgesetzes vom 25. Septem-
ber 1987 (GVBl. S. 2370), das zuletzt durch Artikel 1 und 3 des 
Gesetzes vom 21. April 2016 (GVBl. S. 221, 262) geändert wor-
den ist, wird das Wort „Meldegesetzes“ durch das Wort „Bun-
desmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl I S. 1084), das zu-
letzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I 
S. 130) geändert worden ist“ ersetzt.

2. In § 1 Absatz 1 des Mammographie-Screening-Meldedatenver-
wendungsgesetzes vom 25. Mai 2006 (GVBl. S. 449) werden 
die Wörter „§ 26 des Meldegesetzes vom 26. Februar 1985 
(GVBl. S. 507), das zuletzt durch Nummer 27 der Anlage des 
Gesetzes vom 4. März 2005 (GVBl. S. 125) geändert worden 
ist“ durch die Wörter „§ 34 des Bundesmeldegesetzes vom  
3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

3. In § 41 Absatz 5 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 
(GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom  
9. Mai 2016 (GVBl. S. 243) geändert worden ist, werden die 
Wörter „§ 16 des Meldegesetzes vom 26. Februar 1985 (GVBl. 
S. 507), zuletzt geändert durch Artikel XXVI des Gesetzes vom 
16. Juli 2001 (GVBl. S. 260), in der jeweils geltenden Fassung, 
bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung nach § 17 des Mel-
degesetzes“ durch die Wörter „§ 20 des Bundesmeldegesetzes 
vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ; bei mehreren 
Wohnungen die Hauptwohnung nach § 22 des Bundesmeldege-
setzes“ ersetzt.

4. § 2 des Berliner Zweitwohnungsteuergesetzes vom 19. Dezem-
ber 1997 (GVBl. S. 686, 687), das zuletzt durch Gesetz vom 
19. April 2006 (GVBl. S. 347) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert :
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert :

aa) In Satz 1 werden die Wörter „des Meldegesetzes vom 
26. Februar 1985 (GVBl. S. 507), geändert durch § 45 
Absatz 1 des Gesetzes vom 11. Juni 1997 (GVBl.  
S. 304)“ durch die Wörter „des Bundesmeldegesetzes 
vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 
130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Meldegesetzes“ durch das Wort 
„Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort „Meldegesetzes“ durch 
das Wort „Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.

5. In § 1 Absatz 1 der Verordnung über die Übermittlung von  
Daten aus dem Verwaltungsvollzug an das Amt für Statistik  
Berlin-Brandenburg vom 20. Dezember 1993 (GVBl. S. 661), 
die zuletzt durch Verordnung vom 20. Dezember 2011 (GVBl.  
S. 831) geändert worden ist, werden die Wörter „Meldegesetzes 
vom 26. Februar 1985 (GVBl. S. 507), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 7. September 2006 (GVBl. S. 896)“ durch die Wör-
ter „Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 
(BGBl. I S. 130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung“ sowie in Nummer 1 die Wörter „des Melderechtsrah-
mengesetzes“ durch die Wörter „des Bundesmeldegesetzes“ er-
setzt.

Artikel 4 
Änderung der Verwaltungsgebührenordnung

Die Tarifstelle 3051 der Anlage (Gebührenverzeichnis) der Ver-
waltungsgebührenordnung vom 24. November 2009 (GVBl. S. 707, 
894), die zuletzt durch § 5 Absatz 2 der Verordnung vom 15. April 
2014 (GVBl. S. 101) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst :

„3051 Amtshandlungen nach dem Bundesmeldegesetz
a) Melderegisterauskünfte an Privatpersonen

1. Einfache Melderegisterauskunft (§ 44 des Bundesmeldege-
setzes)
aa) aus dem aktuellen oder archivierten Datenbestand,  

je Person 10
Anmerkung :
Ist für die Auskunft ein Zugriff auf das digitalisierte/mi-
kroverfilmte Karteiarchiv erforderlich, erhöht sich die 
Gebühr je Person auf  30

bb) Automatisierte Erteilung von Melderegisterauskünften 
(§ 49 des Bundesmeldegesetzes), je Person 5

2. Erweiterte Melderegisterauskunft (§ 45 des Bundesmelde-
gesetzes) aus dem aktuellen oder archivierten Datenbestand, 
je Person 15
Anmerkung :
Ist für die Auskunft ein Zugriff auf das digitalisierte/mikro-
verfilmte Karteiarchiv erforderlich, erhöht sich die Gebühr 
je Person auf 30

3. Melderegisterauskünfte (§ 46 des Bundesmeldegesetzes) 
über eine Vielzahl nicht namentlich bezeichneter Einwohner 
(Gruppenauskunft), sofern das persönliche Interesse des An-
tragstellers an der Auskunft das öffentliche Interesse über-
wiegt, 
je angefangene tausend Einwohner 200
Anmerkung :
Neben den Gebühren werden die sonstigen sächlichen Kos-
ten (z.B. für Aufkleber) zusätzlich als Auslagen erhoben. 
Ebenso werden ggf. anfallende Kosten/Auslagen für zusätz-
lich erforderlich werdende Programmierungen erhoben.

4. Melderegisterauskünfte in besonderen Fällen (§ 50 Absatz 1 
und 3 des Bundesmeldegesetzes) 200 – 4 000
Anmerkung :
Neben den Gebühren werden die sonstigen sächlichen Kos-
ten (z.B. für Aufkleber) zusätzlich als Auslagen erhoben. 
Ebenso werden ggf. anfallende Kosten/Auslagen für zusätz-
lich erforderlich werdende Programmierungen erhoben.

5. Melderegisterauskünfte in besonderen Fällen (§ 50 Absatz 2 
des Bundesmeldegesetzes) aus dem aktuellen oder archi-
vierten Datenbestand, je Person   10
Anmerkung :
Ist für die Auskunft ein Zugriff auf das digitalisierte/mikro-
verfilmte Karteiarchiv erforderlich, erhöht sich die Gebühr 
je Person auf 30

6. Bescheinigungen
aa) aus dem aktuellen oder archivierten Datenbestand, erste 

Ausfertigung für eine Person   10
bb) aus dem aktuellen oder archivierten Datenbestand, erste 

Ausfertigung für mehrere Personen (Familienangehöri-
ge, die bei identischen Meldezeiten auf einer Bescheini-
gung zusammengefasst werden),
für die erste Person  10
je weitere Person 5
je weitere Ausfertigung  5

Anmerkung :
Ist für die Auskunft ein Zugriff auf das digitalisierte/mikro-
verfilmte Karteiarchiv erforderlich, erhöht sich die Gebühr 
je Person auf  30
Gebührenfrei :
a) Bescheinigungen in Angelegenheiten von Vertriebenen 

und Flüchtlingen, Heimkehrern, ehemaligen politischen 
Häftlingen, Spätaussiedlern sowie in Angelegenheiten 
von Empfängern von Leistungen nach den SGB II oder 
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XII, des Rechts der sozialen Entschädigung, des Kinder-
geldrechts nach § 64 Absatz 2 SGB X

b) Bescheinigungen für kinderreiche Familien zur Fahr-
preisermäßigung bei der Deutschen Bahn und nach den 
Aufwendungszuschussrichtlinien für familiengerechte 
Wohnungen

c) Lebensbescheinigungen in Rentenangelegenheiten
d) Identitätsbescheinigungen als Nachweis nach § 12 des 

Stasi-Unterlagen-Gesetzes
e) Auskünfte im Zusammenhang mit Maßnahmen im Not-

fallrettungsdienst
b) Datenübermittlungen an andere öffentliche Stellen nach §§ 34, 

38 des Bundesmeldegesetzes
1. an Einrichtungen nach § 2 Absatz 2 dieser Verordnung

a) aus dem aktuellen oder archivierten Datenbestand, je 
Person 10
Anmerkung :
Ist für die Auskunft ein Zugriff auf das digitalisierte/mi-
kroverfilmte Karteiarchiv erforderlich, erhöht sich die 
Gebühr je Person auf  30

b) Online-Datenübermittlungen, je Person  5
Anmerkung :
Da es sich um eine Datenübermittlung aus zentralen 
Meldebeständen bzw. einem Portal handelt, gilt die Ge-
bührenfreiheit nach § 34 Absatz 6 Satz 1 des Bundes-
meldegesetzes nicht für die Einrichtungen nach § 2 Ab-
satz 2 dieser Verordnung.

2. Mittelbare Datenübermittlungen nach §§ 34, 38 des Bundes-
meldegesetzes im Wege einer Auftragsdatenverarbeitung
Prüfung der erstmaligen Zulassung sowie die jährlich erneu-
ten Überprüfungen der privaten Auftragsdatenverarbeiter 
für die erstmalige Zulassung für jede Behörde im funktiona-
len Sinne 50
für die jährliche Überprüfung für jede Behörde im funktio-
nalen Sinne 50“

Artikel 5 
Aufhebung der Verordnung zur 

Durchführung des Meldegesetzes
Die Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes vom 

4. März 1986 (GVBl. S. 476), die zuletzt durch Verordnung vom 30. 
März 2011 (GVBl. S. 117, 360) geändert worden ist, wird aufgeho-
ben. Für regelmäßige Datenübermittlungen aus dem Melderegister 
sowie für automatisierte Abrufe aus dem Melderegister nach den 
§§ 6 und 7 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldege-
setz sind die §§ 3 bis 3b der in Satz 1 genannten Verordnung bis zum 
Erlass einer Verordnung nach den §§ 6 und 7 des Berliner Ausfüh-
rungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz, längstens bis zum 31. Okto-
ber 2017, weiter anzuwenden.

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt das Meldege-
setz vom 26. Februar 1985 (GVBl. S. 507), das zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 22) geändert 
worden ist, außer Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Viertes Gesetz
zur Änderung des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes

In § 17 Absatz 5 Satz 2 des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes 
vom 15. Oktober 1999 (GVBl. S. 561), das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 30. Mai 2016 (GVBl. S. 282) geändert worden ist, 
werden nach den Wörtern „zugänglich zu machen“ die Wörter „und 
im Internet zu veröffentlichen“ angefügt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Zweites Gesetz
zur Änderung des Versorgungsrücklagegesetzes

(Zweites Versorgungsrücklageänderungsgesetz – 2. VersRücklÄndG)
Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Versorgungsrücklagegesetzes

Das Versorgungsrücklagegesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Januar 2006 (GVBl. S. 22), das zuletzt durch Artikel II 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2008 (GVBl. S. 272) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert :
1. In § 2 werden nach den Wörtern „des Bundesbesoldungsgesetzes“ 

die Wörter „in der Überleitungsfassung für Berlin“ eingefügt.
2. In § 3 Satz 2 wird die Angabe „des § 7“ durch die Wörter „der 

§§ 7 und 7a“ ersetzt.
3. In § 6 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „des Bundesbe-

soldungsgesetzes“ die Wörter „in der Überleitungsfassung für 
Berlin“ eingefügt.

4. § 7 erhält folgende Fassung :

„§ 7 
Verwendung des Sondervermögens 
für den Bereich des Landes Berlin

Über die Zuführungen gemäß § 14a Absatz 2 des Bundesbe-
soldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin hinaus 
erfolgen für den Bereich des Landes Berlin ab dem 1. Januar 
2018 bis zum Beginn der ersten Entnahme weitere Zuführungen 
zum Sondervermögen. Die Beträge dieser Zuführungen sollen 
jährlich mindestens in Höhe der im Jahre 2017 erreichten Zu-
führungsbeträge erfolgen. Die Entnahme der Mittel soll nicht 
vor dem Jahr 2020 erfolgen. Die Einzelheiten der Entnahmen 
sind durch Gesetz zu regeln.“

5. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt :

„§ 7a 
Verwendung des Sondervermögens für den Bereich 

der der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts
(1) Das Sondervermögen ist nach Abschluss der Zuführung 

der Mittel bis zum 31. Dezember 2017 (§ 14a Absatz 2, 2a und 3 

des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin) für den Bereich der der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die als Dienstherren an Beamte und Richter Dienstbezü-
ge und an Versorgungsempfänger Versorgungsbezüge zahlen, ab 
dem Jahr 2018 zur Entlastung von Versorgungsaufwendungen 
für den Bereich dieser Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts einzusetzen.

(2) Für den Bereich der in Absatz 1 genannten Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts erfolgt die 
Entnahme der Mittel in den Jahren 2018 bis 2027 grundsätzlich 
zu jährlich gleichmäßig hohen Teilbeträgen.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann für die in Absatz 1 ge-
nannten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts, deren Anteil am Sondervermögen insgesamt unter 
dem Betrag von 50.000 Euro liegt, die Entnahme in einer Sum-
me erfolgen.“

6. In § 12 wird die Angabe „(§ 7)“ durch die Angabe „(§§ 7 und 
7a)“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Neuregelung des Haltens und Führens von Hunden in Berlin

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Gesetz über das Halten und Führen von Hunden  

in Berlin (Hundegesetz – HundeG)
Inhaltsübersicht
Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften, 
Begriffsbestimmungen
§ 1 Zweck des Gesetzes
§ 2 Geltungsbereich
§ 3 Halterin oder Halter
§ 4 Fälschungssichere Kennzeichnung
§ 5 Gefährliche Hunde
§ 6 Sachkunde
§ 7 Sachkundeprüfung
§ 8 Nachweis der Sozialverträglichkeit
§ 9 Wesenstest
§ 10 Sachverständige Person
§ 11 Zentrales Register

Abschnitt 2
Allgemeine Pflichten
§ 12 Kennzeichnungspflicht
§ 13 Registrierungspflicht
§ 14 Haftpflichtversicherung
§ 15 Mitnahmeverbote
§ 16  Zucht, Vermehrung, Aufzucht, Ausbildung, Abrichten, 

Abgabe und Erwerb 

Abschnitt 3
Gefährliche Hunde
§ 17 Verbot der Zucht, Vermehrung und Abgabe
§ 18 Anzeigepflicht
§ 19 Nachweispflicht
§ 20 Maulkorbpflicht
§ 21  Unterbringung, Beaufsichtigung und Führen gefährlicher 

Hunde
§ 22 Zuverlässigkeit und Eignung
§ 23 Besondere Leinenpflicht
§ 24 Befreiung von der besonderen Leinenpflicht
§ 25 Tierärztliche Mitteilungspflichten

Abschnitt 4
Nicht gefährliche Hunde 
§ 26  Unterbringung, Beaufsichtigung und Führen nicht gefähr-

licher Hunde
§ 27 Gewerbsmäßiges Führen
§ 28 Leinenpflicht
§ 29 Befreiung von der Leinenpflicht

Abschnitt 5
Anordnungsbefugnisse, Datenschutz,
Verordnungsermächtigung, Bußgeldvorschriften
§ 30 Anordnungsbefugnisse
§ 31 Datenschutz
§ 32 Verordnungsermächtigung
§ 33 Bußgeldvorschriften

Abschnitt 6
Schlussvorschrift 
§ 34 Übergangsregelungen

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften, 
Begriffsbestimmungen

§ 1 
Zweck des Gesetzes

Zweck dieses Gesetzes ist es, das Halten und Führen von Hunden 
im Land Berlin zum Schutz der öffentlichen Sicherheit zu regeln, 
Gefahren vorzubeugen und abzuwehren. Zweck dieses Gesetzes ist 
es zudem, ein verträgliches Zusammenleben von Menschen und 
Hunden unter den besonderen Bedingungen einer Großstadt sicher-
zustellen.

§ 2 
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt unbeschadet der Absätze 2 und 3 für alle 
Hunde, die im Land Berlin gehalten oder geführt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Diensthunde der Polizei, der Bun-
despolizei, des Zolls, der Bundeswehr, der Rettungsdienste und des 
Katastrophenschutzes sowie für geprüfte Schutzhunde bei Unter-
nehmen des Bewachungsgewerbes, soweit diese Hunde im Rahmen 
ihrer Zweckbestimmung eingesetzt werden.

(3) § 12 Absatz 2 und die §§ 15, 28 und 29 gelten nicht für Assis-
tenzhunde. Assistenzhunde sind Hunde, die dazu bestimmt und 
aufgrund einer speziellen und durch Kenndecke oder Arbeitsgeschirr 
nachgewiesenen Ausbildung dazu befähigt sind, Menschen mit dau-
erhaften körperlichen oder geistigen Einschränkungen oder Erkran-
kungen sowie Menschen mit Sinnesbehinderung und Menschen mit 
tiefgreifenden Entwicklungsstörungen im Alltag zu unterstützen.

§ 3 
Halterin oder Halter

Halterin oder Halter ist jede natürliche oder juristische Person, die 
einen Hund nicht nur vorübergehend in ihren Haushalt oder Betrieb 
aufgenommen hat. Ist Halterin eine juristische Person, sind die in 
diesem Gesetz geregelten Erfordernisse der Sachkunde, Zuverläs-
sigkeit und Eignung von jeder natürlichen Person zu erfüllen, die für 
die Betreuung des Hundes verantwortlich ist.

§ 4 
Fälschungssichere Kennzeichnung

Fälschungssichere Kennzeichnung ist die dauerhafte Kennzeich-
nung eines Hundes mit einem elektronisch lesbaren Transponder 
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(Mikrochip) gemäß ISO-Norm, in welchem eine einmalig vergebe-
ne, unveränderliche Chipnummer gespeichert ist.

§ 5 
Gefährliche Hunde 

(1) Hunde, bei denen aufgrund rassespezifischer Merkmale  
oder Abstammung von einer über das natürliche Maß hinausgehen-
den Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe, einem nicht ständig 
kontrollierbaren Jagdtrieb oder einer anderen in ihrer Wirkung ver-
gleichbaren, Mensch oder Tier gefährdenden Eigenschaft auszuge-
hen ist, gelten als gefährliche Hunde im Sinne dieses Gesetzes. Ge-
fährliche Hunde im Sinne des Satzes 1 können durch Rechtsverord-
nung (§ 32) näher definiert werden.

(2) Wenn wesentliche Merkmale des Phänotyps eines Hundes die 
Annahme rechtfertigen, dass der Hund einer in der Rechtsverord-
nung (§ 32) genannten Rasse oder Kreuzung zuzuordnen ist, gilt er 
als gefährlicher Hund im Sinne dieses Gesetzes, es sei denn, es wird 
auf Antrag der Halterin oder des Halters durch Begutachtung des 
Hundes festgestellt, dass es sich nicht um eine solche Rasse oder 
Kreuzung handelt.

(3) Gefährliche Hunde im Sinne dieses Gesetzes sind ferner Hun-
de, deren Gefährlichkeit die zuständige Behörde festgestellt hat. Die 
Gefährlichkeit eines Hundes besteht, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass von ihm eine Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit ausgeht. Dies kann insbesondere der Fall sein, weil 
1. er einen Menschen 

a) gebissen oder 
b) in sonstiger Weise wiederholt oder schwerwiegend gefähr-

det, insbesondere in gefahrdrohender Weise angesprungen, 
hat, ohne zuvor angegriffen oder provoziert worden zu sein,

2. er außerhalb der waidgerechten Jagd oder des Hütebetriebes ein 
anderes Tier gehetzt, gebissen oder getötet hat, ohne zuvor ange-
griffen worden zu sein, oder

3. bei ihm von einer aus der Abstammung, Ausbildung, Haltung 
oder Erziehung folgenden, über das natürliche Maß hinausge-
henden Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder einer an-
deren, Menschen oder Tiere vergleichbar gefährdenden Eigen-
schaft auszugehen ist.

Als Ausbildung im Sinne von Satz 3 Nummer 3 gilt nicht die ord-
nungsgemäße Ausbildung von Diensthunden der Polizei, der Bun-
despolizei, des Zolls und der Bundeswehr sowie die Ausbildung 
zum geprüften Schutzhund. Widerspruch und Klage gegen die Fest-
stellung nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) Die zuständige Behörde hebt auf Antrag die Feststellung nach 
Absatz 3 Satz 1 für die Zukunft auf, wenn die Halterin oder der 
Halter nachweist, dass von dem Hund keine Gefahr im Sinne des 
Absatzes 3 Satz 2 mehr ausgeht. Als Nachweis nach Satz 1 gilt ins-
besondere der Nachweis der Sozialverträglichkeit des Hundes ge-
mäß § 8 Absatz 2. Ein Antrag nach Satz 1 kann frühestens zwölf 
Monate nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Feststellung der Ge-
fährlichkeit gestellt werden.

§ 6 
Sachkunde 

(1) Sachkundig ist, wer
1. die erforderlichen Kenntnisse über die sichere und tierschutzge-

rechte Haltung, das Sozialverhalten, die art- und rassetypischen 
Eigenschaften sowie die Erziehung und Ausbildung von Hunden 
besitzt und 

2. mit den Rechtsvorschriften für den Umgang mit Hunden ver-
traut ist 

(theoretische Sachkunde) 
sowie
3. fähig ist, seinen Hund im Alltag so zu führen, dass von ihm vor-

aussichtlich keine Gefahren oder erheblichen Belästigungen für 

Menschen und Tiere und keine Gefahren für fremde Sachen aus-
gehen (praktische Sachkunde).

(2) Als sachkundig im Sinne des Absatzes 1 gelten in der Regel : 
1. Tierärztinnen und Tierärzte,
2. Führerinnen und Führer von Diensthunden (§ 2 Absatz 2),
3. Personen, die mit ihrem Hund eine Jagdgebrauchshundeprüfung 

erfolgreich abgelegt haben,
4. Personen, die über eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 6 oder 8 Buchstabe f des Tierschutzgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 
1313), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 13 des Gesetzes vom 
3. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, oder nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 8 Buchstabe a des Tierschutzgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung zur gewerbsmäßigen Zucht oder Haltung von Hun-
den verfügen, 

5. Personen, die die Sachkundeprüfung (§ 7) bestanden haben, 
6. Personen, die als sachverständige Person (§ 10) anerkannt sind 

sowie
7. Personen, deren Sachkunde durch eine zuständige Behörde ei-

nes anderen deutschen Landes amtlich anerkannt wurde,
8. Personen, die nachweislich in den letzten fünf Jahren vor Bean-

tragung der Sachkundebescheinigung nach Absatz 3 über einen 
Zeitraum von mindestens drei Jahren ununterbrochen einen 
Hund gehalten oder für eine juristische Person betreut haben, 
ohne dass
a)  es zu Vorfällen im Sinne des § 5 Absatz 3 Satz 3 Num mer 1 

oder 2 gekommen ist,
b)  Anordnungen im Sinne von § 30 Absatz 4 bis 7 oder Ab-

satz 9 bestandskräftig geworden sind,
c)  gegen die Person ein Bußgeld im Sinne von § 33 verhängt 

wurde oder
d)  Anordnungen nach dem Tierschutzgesetz wegen Verstoßes 

gegen tierschutzrechtliche Bestimmungen im Zusammen-
hang mit der Hundehaltung bestandskräftig geworden sind.

Als sachkundig gelten auch Personen, die die Sachkunde im Sinne 
des Absatzes 1 auf eine andere, vergleichbare Weise nachweisen 
können. 

(3) Die zuständige Behörde erteilt einer Person, welche die Voraus-
setzungen nach Absatz 2 nachgewiesen hat, auf Antrag eine Sachkun-
debescheinigung. Der Antrag ist abzulehnen, wenn Tatsachen die 
Annahme begründen, dass die Person nicht über die erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten im Sinne des Absatzes 1 verfügt.

§ 7 
Sachkundeprüfung 

(1) Sachkundeprüfung ist eine Prüfung der in § 6 Absatz 1 be-
zeichneten Kenntnisse und Fähigkeiten, welche nach den durch 
Rechtsverordnung (§ 32) festgelegten Vorgaben von einer Person 
auf eigene Kosten bei einer sachverständigen Person (§ 10) abgelegt 
wird. Die Prüfung umfasst einen theoretischen und einen prakti-
schen Teil.

(2) Die sachverständige Person erteilt der geprüften Person eine 
Bescheinigung über das Ergebnis der Sachkundeprüfung. Soweit 
erforderlich, kann die zuständige Behörde von der sachverständigen 
Person Auskunft über Einzelheiten der Prüfung und die Übermitt-
lung von Prüfunterlagen verlangen. Der Betroffene ist vor der Sach-
kundeprüfung über diese Möglichkeit der Datenübermittlung zu in-
formieren.

§ 8 
Nachweis der Sozialverträglichkeit

(1) Für jeden gefährlichen Hund nach § 5 Absatz 1, der den 
15. Lebensmonat vollendet hat, sowie auf Anordnung nach § 30 
Absatz 6 Satz 2 Nummer 5 für einen sonstigen Hund hat die Halterin 
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oder der Halter der zuständigen Behörde nachzuweisen, dass der 
Hund keine der in § 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 genannten Eigen-
schaften besitzt.

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 kann in der Regel durch einen bei 
einer sachverständigen Person (§ 10) erfolgreich abgelegten We-
senstest (§ 9) geführt werden, es sei denn, Tatsachen begründen die 
Annahme, dass das Testergebnis auf einer unzureichenden Überprü-
fung beruht oder unrichtig ist. Die Befugnis der zuständigen Behör-
de nach § 30 Absatz 1 bleibt unberührt.

§ 9 
Wesenstest 

(1) Der Wesenstest wird nach den durch Rechtsverordnung (§ 32) 
festgelegten Vorgaben auf Kosten der Halterin oder des Halters von 
einer sachverständigen Person (§ 10) durchgeführt, welche den zu 
prüfenden Hund weder gezüchtet noch ausgebildet hat.

(2) § 7 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 10 
Sachverständige Person

(1) Sachverständige Personen im Sinne dieses Gesetzes bedürfen 
der Anerkennung durch die für das Veterinärwesen zuständige Se-
natsverwaltung.

(2) Als sachverständige Person für die Begutachtung eines Hun-
des zur Feststellung, ob der Hund einer der in der Rechtsverordnung 
(§ 32) als gefährlich im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Rassen oder Kreuzungen angehört, werden auf Antrag Personen 
anerkannt, die nachweisen, dass sie über vertiefte Kenntnisse über 
die phänotypischen Merkmale von Hunden dieser Rassen oder 
Kreuzungen verfügen.

(3) Als sachverständige Person für Sachkundeprüfungen (§ 7) 
werden auf Antrag Personen anerkannt, die nachweisen, dass sie
1. vertiefte Kenntnisse über die sichere und tierschutzgerechte 

Haltung, das Sozialverhalten, die art- und rassetypischen Eigen-
schaften sowie die Erziehung und Ausbildung von Hunden be-
sitzen und die Fähigkeiten haben, auch charakterlich schwierige 
oder gefährliche Hunde sicher zu führen,

2. mit den Rechtsvorschriften für den Umgang mit Hunden ver-
traut sind sowie

3. die erforderliche persönliche Zuverlässigkeit besitzen, um die 
Prüfungen gewissenhaft und unparteiisch durchzuführen.

Eine Vertreterin oder ein Vertreter der zuständigen Behörde darf zur 
Überprüfung des Vorliegens dieser Voraussetzungen auch unange-
meldet, an einer von einer sachverständigen Person durchgeführten 
Prüfung beobachtend teilnehmen.

(4) Als sachverständige Person für die Durchführung von Wesens-
tests (§ 9) werden auf Antrag Personen anerkannt, die neben den 
Voraussetzungen nach Absatz 3 nachweisen, dass sie über spezielle 
Kenntnisse der Verhaltensbiologie von Hunden verfügen.

(5) Die anerkannten sachverständigen Personen werden in ein von 
der für das Veterinärwesen zuständigen Senatsverwaltung geführtes 
Verzeichnis aufgenommen. In diesem Verzeichnis werden deren 
Namen, Vornamen, Anschrift und telefonische Erreichbarkeit ge-
speichert, solange diese Person Sachkundeprüfungen nach § 7 vor-
nimmt.

(6) Die Anerkennung nach Absatz 1 kann von der für das Veteri-
närwesen zuständigen Senatsverwaltung insbesondere zurückgenom-
men oder widerrufen werden, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die sachverständige 

Person nicht oder nicht mehr über die erforderliche persönliche 
Zuverlässigkeit verfügt oder

2. die sachverständige Person nicht nach Maßgabe der Rechtsver-
ordnung (§ 32) nachweist, dass sie sich in dem gebotenen Um-
fang fortgebildet sowie eine Mindestanzahl von Sachkundeprü-
fungen oder Wesenstests durchgeführt hat.

§ 11 
Zentrales Register

(1) Zur Erfassung aller im Land Berlin gehaltenen Hunde wird ein 
zentrales Register errichtet, in dem die folgenden Daten gespeichert 
werden :
1. Name, Vornamen, Anschrift einschließlich Adresszusatz, und 

Geburtsdatum der Halterin oder des Halters, wenn es sich um 
eine natürliche Person handelt,

2. Name oder Bezeichnung und Anschrift der Halterin oder des 
Halters, wenn es sich um eine juristische Person handelt,

3. Chipnummer des Hundes (§ 4),
4. die Nummer der Plakette nach § 19 Absatz 3,
5. Rassezugehörigkeit des Hundes oder Angabe der Kreuzung, so-

weit feststellbar,
6. Geschlecht und Geburtsdatum des Hundes,
7. Beginn und Ende der Haltung einschließlich Abhandenkommen 

des Hundes,
8. Tod des Hundes und
9. Art des Bissvorfalls oder Art der Gefährdung von Menschen 

oder Tieren bei Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes 
nach § 5 Absatz 3.

(2) Das zentrale Register dient
1. der Durchführung dieses Gesetzes,
2. der Identifizierung von Hunden,
3. der Feststellung der Halterin oder des Halters eines Hundes so-

wie bei herrenlosen Hunden der Ermittlung der letzten Halterin 
oder des letzten Halters,

4. der Durchführung der Aufgaben des Hundesteuergesetzes vom 
10. Oktober 2001 (GVBl. S. 539) in der jeweils geltenden Fas-
sung,

5. der Durchführung des Tierschutzgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung sowie

6. der Gewinnung statistischer Erkenntnisse über die nach Rasse 
oder Kreuzung oder Gefährlichkeit aufgeschlüsselte Anzahl der 
in Berlin gehaltenen Hunde.

Abschnitt 2 
Allgemeine Pflichten

§ 12 
Kennzeichnungspflicht

(1) Die Halterin oder der Halter hat auf eigene Kosten dafür zu 
sorgen, dass ein Hund, der den dritten Lebensmonat vollendet hat, 
mit einer fälschungssicheren Kennzeichnung (§ 4) versehen wird. 
Die Halterin oder der Halter sowie den Hund führende Personen 
sind verpflichtet, das Auslesen des Transponders durch die zuständi-
ge Behörde zu dulden und zu unterstützen.

(2) Außerhalb des eingefriedeten Grundstücks, auf dem der Hund 
gehalten wird, und bei Mehrfamilienhäusern außerhalb der Woh-
nung müssen Hunde stets ein geeignetes Halsband oder Brustge-
schirr mit dem Namen und der Anschrift der Halterin oder des Hal-
ters sowie der Hundesteuermarke tragen.

§ 13 
Registrierungspflicht 

(1) Bei Beginn der Haltung hat die Halterin oder der Halter dem 
zentralen Register unverzüglich die in § 11 Absatz 1 Nummer 1  
bis 6 bezeichneten Daten auf eigene Kosten zu übermitteln und auf 
Verlangen nachzuweisen.

(2) Die Halterin oder der Halter hat
1. Änderungen ihres oder seines Namens und der Anschrift sowie
2. Veränderungen der fälschungssicheren Kennzeichnung (§ 4)
unverzüglich dem zentralen Register mitzuteilen und auf Verlangen 
nachzuweisen.
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(3) Das Ende der Haltung hat die bisherige Halterin oder der bis-
herige Halter unverzüglich dem zentralen Register zu melden und 
auf Verlangen nachzuweisen. Wenn die Haltung durch den Tod des 
Hundes beendet wurde, ist zusätzlich das Todesdatum mitzuteilen.

§ 14 
Haftpflichtversicherung

(1) Die Halterin oder der Halter hat von Beginn der Haltung an 
fortlaufend eine Haftpflichtversicherung zur Deckung von durch 
den Hund verursachten Personen- und Sachschäden über eine Min-
destdeckungssumme von einer Million Euro je Versicherungsfall zu 
unterhalten. Es darf keine höhere Selbstbeteiligung als 500 Euro pro 
Versicherungsjahr vereinbart werden. Die Gesamtleistungspflicht 
des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res darf auf das Doppelte der Mindestdeckungssumme begrenzt 
werden.

(2) Hunde, die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
gehalten werden, dürfen im Land Berlin nur geführt werden, wenn 
für sie eine Haftpflichtversicherung nach Absatz 1 besteht.

§ 15 
Mitnahmeverbote

(1) Hunde dürfen nicht mitgenommen werden
1. auf Kinderspielplätze,
2. in Badeanstalten und an öffentliche Badestellen mit Ausnahme 

an als solche gekennzeichnete Hundebadestellen sowie
3. auf als solche gekennzeichnete Liegewiesen.

(2) Die zuständige Behörde kann in Gebieten, die aufgrund von 
Gesetz, Rechtsverordnung oder Widmung der Erholung der Bevöl-
kerung dienen, für bestimmte Bereiche ein Hundemitnahmeverbot 
anordnen. Die Bereiche sind an den Zugangswegen durch Schilder 
zu kennzeichnen. Wird von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht, 
sollen angemessene Kompensationsflächen für Hunde im Sinne des 
§ 28 Absatz 3 ausgewiesen werden.

(3) Hundekämpfe oder Hundewettkämpfe sind verboten, soweit 
Bissverletzungen des Hundes oder anderer bezweckt sind oder in 
Kauf genommen werden.

(4) Darüber hinausgehende Vorschriften bleiben unberührt.

§ 16 
Zucht, Vermehrung, Aufzucht, Ausbildung,  

Abrichten, Abgabe und Erwerb
(1) Die Zucht, Ausbildung und das Abrichten von Hunden mit 

dem Ziel der Herausbildung einer Eigenschaft nach § 5 Absatz 3 
Satz 3 Nummer 3 sind verboten.

(2) Bei der Zucht und Vermehrung von Hunden ist eine größtmög-
liche Vielfalt genetischer Verhaltensmerkmale an Stelle einer selek-
tiven Steigerung genetischer Aggressionsmerkmale sicherzustellen. 
Bei der Aufzucht und Ausbildung eines Hundes ist insbesondere auf 
die Heranbildung eines für Mensch und Tier sozialverträglichen 
(§ 8), der Halterin oder dem Halter jederzeit Folge leistenden Hun-
des hinzuwirken.

(3) Die Haltung eines Hundes darf nur aufgenommen werden, 
wenn der Hund 
1. von einer Person, die über eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 3, 5, 6 oder 8 Buchstabe b oder f des Tierschutz-
gesetzes verfügt, oder 

2. von einer nach § 6 Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 oder 6 als sachkun-
dig geltenden Person 

erworben wird, es sei denn, der Hund ist zum Zeitpunkt des Erwerbs 
bereits älter als ein Jahr.

(4) Wer einen Hund abgibt, hat dem Erwerber eine Bescheinigung, 
die Angaben über seine Identität, einen Nachweis der Voraussetzun-
gen nach Absatz 3 sowie Angaben, welcher Rasse oder Kreuzung der 
Hund angehört, zu erteilen. Der Erwerber eines Hundes ist verpflich-

tet, sich eine Bescheinigung gemäß Satz 1 ausstellen zu lassen und 
diese für die Dauer der Haltung des Hundes aufzubewahren.

Abschnitt 3 
Gefährliche Hunde

§ 17 
Verbot der Zucht, Vermehrung und Abgabe

Die Zucht und Vermehrung von gefährlichen Hunden nach § 5 
Absatz 1 sowie deren Abgabe sind verboten. Hiervon ausgenommen 
ist die Abgabe an und durch Tierheime und ähnliche Einrichtungen, 
die über eine tierschutzrechtliche Erlaubnis zum Halten von Tieren 
verfügen. 

§ 18 
Anzeigepflicht 

(1) Die Halterin oder der Halter hat die Haltung eines gefährli-
chen Hundes nach § 5 Absatz 1 unter Nachweis ihrer oder seiner 
Personalien einschließlich der Anschrift unverzüglich der zuständi-
gen Behörde anzuzeigen. Dabei sind
1. die Rasse oder Kreuzung,
2. die Chipnummer (§ 4),
3. das Geschlecht und Geburtsdatum des Hundes sowie
4. der Name und die Anschrift der bisherigen Halterin oder des bis-

herigen Halters
anzugeben und die Bescheinigung nach § 16 Absatz 4 vorzulegen. 
Hat der Hund zu diesem Zeitpunkt den dritten Lebensmonat noch 
nicht vollendet, ist die Chipnummer unverzüglich nach Erreichen 
der Altersgrenze mitzuteilen. Die zuständige Behörde erteilt der 
Halterin oder dem Halter eine Bescheinigung über die Anzeige.

(2) Die Halterin oder der Halter hat der zuständigen Behörde 
Änderungen der Personalien einschließlich der Anschrift, die Aufga-
be der Haltung sowie den Tod des Hundes unverzüglich schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. Im Falle der Aufgabe der Haltung ist 
der Verbleib des Hundes nachzuweisen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Tierheime und ähnliche 
Einrichtungen, die über eine tierschutzrechtliche Erlaubnis zum 
Halten von Tieren verfügen.

§ 19 
Nachweispflicht

(1) Innerhalb von drei Wochen nach der Anzeige (§ 18 Absatz 1) 
hat die Halterin oder der Halter ein Führungszeugnis für Behörden 
zu beantragen. Die Antragstellung ist der zuständigen Behörde auf 
Verlangen nachzuweisen.

(2) Innerhalb von acht Wochen nach der Anzeige hat die Halterin 
oder der Halter gegenüber der zuständigen Behörde
1. ihre oder seine Sachkunde (§ 6),
2. das Bestehen der Haftpflichtversicherung (§ 14 Absatz 1) sowie
3. den durchgeführten Wesenstest (§ 9)
nachzuweisen. Sofern der Hund den 15. Lebensmonat noch nicht 
vollendet hat, ist der Nachweis über den durchgeführten Wesenstest 
binnen vier Wochen nach Erreichen dieses Alters zu führen.

(3) Die zuständige Behörde erteilt für den Hund eine Plakette, 
wenn die Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 erfüllt sind, es sei 
denn, es ist nach § 22 von der Unzuverlässigkeit oder Ungeeignet-
heit der Halterin oder des Halters auszugehen oder es bestehen auf-
grund des Ergebnisses des Wesenstests (§ 9) begründete Anhalts-
punkte dafür, dass der Hund eine der in § 5 Absatz 3 Satz 3 Num-
mer 3 genannten Eigenschaften besitzt.

(4) Die Plakette ist am Halsband oder Brustgeschirr des Hundes 
zu befestigen, wenn der Hund außerhalb des ausbruchssicheren 
Grundstücks, auf dem er gehalten wird, und bei Mehrfamilienhäu-
sern außerhalb der Wohnung geführt wird. Bis zur Erteilung der 
Plakette hat die den Hund führende Person die Bescheinigung nach 
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§ 18 Absatz 1 Satz 4 mitzuführen und der zuständigen Behörde auf 
Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

§ 20 
Maulkorbpflicht

(1) Gefährliche Hunde nach § 5 Absatz 1 müssen ab dem sieben-
ten Lebensmonat außerhalb des ausbruchssicheren Grundstücks, auf 
dem sie gehalten werden, und bei Mehrfamilienhäusern außerhalb 
der Wohnung stets einen beißsicheren Maulkorb tragen.

(2) Die zuständige Behörde kann bei tierärztlicher Indikation 
Ausnahmen von der Maulkorbpflicht zulassen, soweit keine Gefah-
ren für Leben und Gesundheit von Menschen oder Tieren zu be-
fürchten sind. Die Ausnahmegenehmigung ist mitzuführen und der 
zuständigen Behörde auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. Sie 
erlischt bei Aufgabe der Haltung des Hundes.

(3) Gefährliche Hunde nach § 5 Absatz 1 sind von der Maulkorb-
pflicht befreit, soweit dies für einen ordnungsgemäßen Wesenstest 
(§ 9) unerlässlich und die Sicherheit von Menschen und Tieren ge-
währleistet ist.

§ 21 
Unterbringung, Beaufsichtigung 
und Führen gefährlicher Hunde

(1) Gefährliche Hunde (§ 5) sind ausbruchssicher unterzubringen. 
An jedem Zugang zu dem Grundstück, auf dem der Hund gehalten 
wird, ist ein gut sichtbares Schild mit der Aufschrift „Vorsicht ge-
fährlicher Hund“ anzubringen.

(2) Ein gefährlicher Hund darf nur Personen überlassen und nur 
von Personen gehalten oder geführt werden, die
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben und
2. über die erforderliche Zuverlässigkeit und Eignung (§ 22) sowie 

Sachkunde (§ 6) verfügen. 
(3) Gefährliche Hunde müssen außerhalb des ausbruchssicheren 

Grundstücks, auf dem sie gehalten werden, bei Mehrfamilienhäu-
sern außerhalb der Wohnung, stets beaufsichtigt werden. Eine Per-
son darf einen gefährlichen Hund nicht gleichzeitig mit mehr als 
einem anderen gefährlichen Hund und in einer Gruppe von insge-
samt höchstens vier Hunden führen.

§ 22 
Zuverlässigkeit und Eignung

(1) Eine Person besitzt die erforderliche Zuverlässigkeit im Sinne 
des § 21 Absatz 2 in der Regel nicht, wenn
1. ihr Führungszeugnis ausweist, dass gegen sie wegen einer vor-

sätzlich begangenen Straftat eine rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung ergangen ist, die nach § 32 Absatz 1, 2 und 3 
Nummer 1 oder 3 in Verbindung mit § 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 des Bundeszentralregistergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 
I S. 195), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2015 (BGBl. I S. 2017) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, in ein Führungszeugnis für Behörden 
aufzunehmen ist,

2. sie wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften dieses Gesetzes 
verstoßen hat,

3. sie wiederholt oder gröblich einer unanfechtbaren Anordnung 
der zuständigen Behörde nach § 30 zuwidergehandelt hat oder

4. sie sich als Führerin oder Führer eines Hundes, der an einem 
Vorfall im Sinne des § 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 oder 2 betei-
ligt war, vom Ort des Geschehens entfernt hat, bevor sie zuguns-
ten der anderen Beteiligten und der Geschädigten die Feststel-
lung ihrer Person und der Art der Beteiligung durch ihre 
Anwesenheit und durch die Angabe der Beteiligung ermöglicht 
hat.

(2) Die erforderliche Eignung im Sinne des § 21 Absatz 2 besitzt 
in der Regel nicht, wer

1. geschäftsunfähig ist,
2. wegen einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder 

seelischen Behinderung durch eine gerichtlich bestellte Person 
betreut wird und auch eine Sachkundeprüfung nach § 7 Absatz 1 
nicht bestanden hat,

3. alkoholkrank oder rauschmittelsüchtig ist oder
4. körperlich nicht in der Lage ist, den gefährlichen Hund sicher zu 

führen.

§ 23 
Besondere Leinenpflicht

(1) Außerhalb des ausbruchssicheren Grundstücks, auf dem der 
Hund gehalten wird, und bei Mehrfamilienhäusern außerhalb der 
Wohnung sind gefährliche Hunde (§ 5) vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Absatzes 2 stets an einer höchstens zwei Meter langen, 
reißfesten Leine zu führen. Die Leinenpflicht gilt nicht in speziell 
ausgewiesenen und kenntlich gemachten Hundeauslaufgebieten, 
sofern
1. der gefährliche Hund einen beißsicheren Maulkorb trägt,
2. der gefährliche Hund sich im Einwirkungsbereich der führenden 

Person befindet,
3. der gefährliche Hund jederzeit zurückgerufen werden kann und
4. keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder erhebliche Be-

lästigung von dem gefährlichen Hund ausgeht.
(2) Gefährliche Hunde sind

1. in der Hausgemeinschaft zugänglichen Bereichen von Mehrfa-
milienhäusern, insbesondere in Aufzügen, Treppenhäusern, Kel-
lern, auf Hofflächen und Zuwegen,

2. in Büro- und Geschäftshäusern, Ladengeschäften, Verwaltungs-
gebäuden und anderen öffentlich zugänglichen baulichen Anla-
gen und deren Zuwegen,

3. bei öffentlichen Versammlungen und Aufzügen, Volksfesten und 
sonstigen Menschenansammlungen auf öffentlichen Straßen 
und Plätzen,

4. in öffentlichen Verkehrsmitteln, auf Bahnhöfen und an Halte-
stellen sowie

5. in Fußgängerzonen
stets an einer höchstens einen Meter langen, reißfesten Leine zu füh-
ren.

(3) Innerhalb eines ausbruchssicheren Grundstücks dürfen gefähr-
liche Hunde (§ 5) nur mit Zustimmung der Inhaberin oder des Inha-
bers des Hausrechts ohne Leine geführt werden. Steht Dritten an 
einem ausbruchssicheren Grundstück ein Wegerecht zu, hat die 
Halterin oder der Halter sicherzustellen, dass der gefährliche Hund 
nicht unbeaufsichtigt oder unangeleint in den Bereich des Grund-
stücks gelangen kann, in dem das Wegerecht bestimmungsgemäß 
ausgeübt wird, es sei denn die Inhaberin oder der Inhaber des Rechts 
hat dem zugestimmt.

§ 24 
Befreiung von der besonderen Leinenpflicht

(1) Gefährliche Hunde (§ 5) sind von einer Leinenpflicht befreit, 
soweit dies für
1. eine ordnungsgemäße Sachkundeprüfung (§ 7) oder
2. einen ordnungsgemäßen Wesenstest (§ 9)
unerlässlich und die Sicherheit von Menschen und Tieren gewähr-
leistet ist.

(2) Auf Antrag der Halterin oder des Halters kann die zuständige 
Behörde einen gefährlichen Hund nach § 5 Absatz 1 von einer Lei-
nenpflicht befreien, wenn
1. im Einzelfall keine Gefahren für Leben und Gesundheit von 

Menschen oder Tieren oder für Sachen zu befürchten sind und
2. die Halterin oder der Halter die Pflichten nach den §§ 18 und 19 

erfüllt hat. 
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Die Befreiung kann unter Auflagen erteilt werden. Über die Befrei-
ung von einer Leinenpflicht erteilt die zuständige Behörde der Hal-
terin oder dem Halter eine Bescheinigung. Die den Hund ohne Leine 
führende Person hat die Bescheinigung mitzuführen und der zustän-
digen Behörde auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

(3) Die Befreiung von der Leinenpflicht nach Absatz 2 gilt nicht
1. in den Fällen des § 23 Absatz 2,
2. in öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen, soweit in diesen 

nicht die Aufhebung der Leinenpflicht im Sinne des § 28 Ab-
satz 3 speziell ausgewiesen und kenntlich gemacht wurde,

3. auf Waldflächen, die nicht als Hundeauslaufgebiete speziell aus-
gewiesen und kenntlich gemacht sind,

4. auf Sport- und Campingplätzen,
5. in Kleingartenkolonien und
6. für läufige Hündinnen.
Darüber hinausgehende Vorschriften sowie § 20 bleiben unberührt. 

§ 25 
Tierärztliche Mitteilungspflichten

(1) Wer als Tierärztin oder Tierarzt einen gefährlichen Hund nach 
§ 5 Absatz 1 mit einer fälschungssicheren Kennzeichnung (§ 4) 
versieht, hat der zuständigen Behörde unverzüglich 
1. die Chipnummer des Hundes sowie
2. den Namen und die Anschrift der Halterin oder des Halters
mitzuteilen, wenn die Halterin oder der Halter keine Bescheinigung 
über die Anzeige nach § 18 Absatz 1 Satz 4 vorlegt.

(2) Tierärztinnen und Tierärzte, die bei Ausübung ihrer berufli-
chen Tätigkeit feststellen, dass
1. ein gefährlicher Hund nach § 5 Absatz 1 nicht fälschungssicher 

gekennzeichnet ist,
2. ein gefährlicher Hund nach § 5 Absatz 1 tragend ist oder
3. ein Hund gefährlich im Sinne des § 5 Absatz 3 sein könnte,
teilen dies zusammen mit dem Namen und der Anschrift der Halte-
rin oder des Halters unverzüglich der zuständigen Behörde mit. Die-
ser obliegt die weitere Aufklärung des Sachverhalts.

Abschnitt 4 
Nicht gefährliche Hunde

§ 26 
Unterbringung, Beaufsichtigung und 

Führen nicht gefährlicher Hunde
(1) Ein eingefriedetes Grundstück, auf dem ein Hund, der nicht 

unter § 5 fällt, gehalten wird, muss gegen das Entweichen des Hun-
des angemessen gesichert sein.

(2) Ein Hund nach Absatz 1 darf außerhalb des eingefriedeten 
Grundstücks, auf dem er gehalten wird, und bei Mehrfamilienhäu-
sern außerhalb der Wohnung nicht unbeaufsichtigt sein. Er darf nur 
Personen überlassen und nur von Personen geführt werden, die
1. dafür körperlich und geistig geeignet sind und
2. die Gewähr dafür bieten, dass Menschen, Tiere oder Sachen 

durch den Hund nicht gefährdet werden.
(3) Eine Person darf nicht gleichzeitig mehr als vier Hunde führen.

§ 27 
Gewerbsmäßiges Führen

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes Hunde gewerbs-
mäßig führt, bedarf für das Führen von mehr als vier Hunden der 
Genehmigung durch die zuständige Behörde.

(2) Die zuständige Behörde erteilt die Genehmigung, wenn die 
Antragstellerin oder der Antragsteller über
1. Kenntnisse und Fähigkeiten nach § 10 Absatz 3 Satz 1 Num-

mer 1 und 2 und

2. die erforderliche Zuverlässigkeit und Eignung im Sinne des § 22 
verfügt.

(3) Die Genehmigung kann unter Befristungen, Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden.

(4) Die Genehmigung ist bei Ausübung der Tätigkeit mitzuführen 
und der zuständigen Behörde auf Verlangen zur Prüfung auszuhän-
digen.

(5) Hat die zuständige Behörde über einen Antrag auf Genehmi-
gung einer Tätigkeit nach Absatz 1 nicht innerhalb einer Frist von 
drei Monaten entschieden, gilt die Genehmigung als erteilt.

§ 28 
Leinenpflicht

(1) Außerhalb des eingefriedeten Grundstücks, auf dem ein Hund, 
der nicht unter § 5 fällt, gehalten wird, und bei Mehrfamilienhäusern 
außerhalb der Wohnung sind Hunde an der Leine zu führen.

(2) Die allgemeine Leinenpflicht gilt außer in den in § 29 genann-
ten Fällen nicht für einen von der Halterin oder dem Halter bereits 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gehaltenen Hund, es sei denn, es ist 
ein Leinenzwang für den Hund angeordnet worden oder sonst ge-
setzlich veranlasst.

(3) Die Leinenpflicht gilt ferner nicht in speziell ausgewiesenen 
und kenntlich gemachten Hundeauslaufgebieten sowie in anderen 
von der zuständigen Behörde speziell ausgewiesenen und kenntlich 
gemachten Bereichen öffentlicher Grün- und Erholungsanlagen, 
soweit
1. der Hund sich im Einwirkungsbereich der führenden Person be-

findet, 
2. der Hund jederzeit zurückgerufen werden kann und 
3. keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder keine erhebliche 

Belästigung von dem Hund ausgeht.
(4) Die Leine muss so beschaffen sein, dass der Hund sicher ge-

halten werden kann. Die Leine muss reißfest sein. In den in § 24 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 5 bezeichneten Bereichen ist der 
Hund an einer höchstens zwei Meter langen Leine zu führen. Ausge-
bildete Jagdhunde und in Ausbildung befindliche Jagdhunde dürfen 
in diesen Bereichen ohne Leine geführt werden, soweit dies zur waid-
gerechten Jagdausübung oder zur Ausbildung zum Jagdgebrauchs-
hund erforderlich ist.

§ 29 
Befreiung von der Leinenpflicht

(1) Ein Hund, der nicht unter § 5 fällt, ist vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Absatzes 2 von der Leinenpflicht befreit, wenn
1. er von einer Person geführt wird, der von der zuständigen Be-

hörde eine Sachkundebescheinigung (§ 6 Absatz 3) erteilt wor-
den ist, und

2. für ihn kein Leinenzwang angeordnet ist.
Die den Hund ohne Leine führende Person hat die Bescheinigung 
nach § 6 Absatz 3 jederzeit mit sich zu führen und der zuständigen 
Behörde auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

(2) Die Befreiung von der Leinenpflicht nach Absatz 1 gilt nicht
1. in den Fällen des entsprechend anzuwendenden § 23 Absatz 2,
2. in den in § 24 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 5 bezeichneten 

Bereichen und
3. für läufige Hündinnen.
Darüber hinausgehende Vorschriften bleiben unberührt.

(3) Hunde sind ferner von der Leinenpflicht befreit, soweit dies für
1. eine ordnungsgemäße Sachkundeprüfung (§ 7),
2. einen ordnungsgemäßen Wesenstest (§ 9) oder
3. die Ausbildung zum Assistenzhund (§ 2 Absatz 3)
notwendig ist.
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(4) Unbeschadet der §§ 28 und 29 sind Hunde stets an einer 
höchstens einen Meter langen, reißfesten Leine zu führen 
1. in zugänglichen Bereichen von Mehrfamilienhäusern, insbeson-

dere in Aufzügen, Treppenhäusern, Kellern und auf Hofflächen 
und Zuwegen, 

2. in Büro- und Geschäftshäusern, Ladengeschäften, Verwaltungs-
gebäuden und anderen öffentlich zugänglichen baulichen Anla-
gen und deren Zuwegen, 

3. bei öffentlichen Versammlungen und Aufzügen, Volksfesten und 
sonstigen Menschansammlungen auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen, 

4. in öffentlichen Verkehrsmitteln, auf Bahnhöfen und an Halte-
stellen sowie 

5. in Fußgängerzonen.

Abschnitt 5 
Anordnungsbefugnisse, Datenschutz, Verordnungsermächtigung, 

Bußgeldvorschriften

§ 30 
Anordnungsbefugnisse

(1) Die zuständige Behörde kann anordnen, ihr einen Hund
1. zur Bestimmung der Rasse oder Kreuzung (§ 5 Absatz 2),
2.  zur Prüfung der Sozialverträglichkeit (§ 8) oder
3.  zum Auslesen des Transponders (§ 12 Absatz 1 Satz 2) 
vorzuführen. In den Fällen von Satz 1 Nummer 1 und 2 kann die 
zuständige Behörde von der Halterin oder dem Halter auf deren oder 
dessen Kosten die Vorlage eines Gutachtens oder Nachweises einer 
sachverständigen Person (§ 10) verlangen.

(2) Die zuständige Behörde kann eine amts- oder fachärztliche 
Untersuchung anordnen, wenn Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass eine Person, die einen gefährlichen Hund (§ 5) hält oder 
wiederholt geführt hat, nach § 22 Absatz 2 Nummer 3 oder 4 unge-
eignet ist. Auf Anforderung der zuständigen Behörde teilt die Ärztin 
oder der Arzt im Einzelfall das die tragenden Feststellungen und 
Gründe enthaltende Gutachten mit, soweit deren Kenntnis für die 
zuständige Behörde unter Beachtung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit für die von ihr zu treffende Entscheidung erforderlich 
ist. Die ärztliche Mitteilung über die Untersuchungsbefunde ist in 
einem gesonderten, verschlossenen und versiegelten Umschlag zu 
übersenden. Die übermittelten Daten dürfen nur für die nach § 30 
Absatz 4 Nummer 3 und Absatz 5 Nummer 3 zu treffenden Ent-
scheidungen verarbeitet oder genutzt werden. Zu Beginn der Unter-
suchung ist die Betroffene oder der Betroffene auf deren Zweck und 
die Übermittlungsbefugnis an die zuständige Behörde hinzuweisen. 
Die Ärztin oder der Arzt übermittelt der Betroffenen oder dem Be-
troffenen oder, soweit dem ärztliche Gründe entgegenstehen, der 
Vertreterin oder dem Vertreter eine Kopie der aufgrund dieser Vor-
schrift an die zuständige Behörde erteilten Auskünfte.

(3) Die zuständige Behörde kann bei begründeten Zweifeln an der 
Zuverlässigkeit oder der Sachkunde
1. der Halterin oder des Halters eines gefährlichen Hundes nach 

§ 5 Absatz 3 oder
2. von Personen, die einen gefährlichen Hund (§ 5) wiederholt ge-

führt haben,
die Beantragung eines Führungszeugnisses für Behörden und den 
Nachweis der Sachkunde (§ 6) anordnen.

(4) Die zuständige Behörde kann das Halten eines gefährlichen 
Hundes (§ 5) untersagen, wenn die Halterin oder der Halter
1. gegen § 14 Absatz 1, §§ 15 bis 18 Absatz 1, § 19 Absatz 1 oder 

Absatz 2, § 20 Absatz 1, § 21 oder § 23 verstoßen hat,
2. einer vollziehbaren Anordnung nach den Absätzen 1 bis 3 nicht 

nachgekommen ist oder
3. nicht über die erforderliche Zuverlässigkeit oder Eignung (§ 22) 

verfügt.

(5) Die zuständige Behörde kann das Führen eines gefährlichen 
Hundes (§ 5) untersagen, wenn die betroffene Person
1. gegen die §§ 15, 20 Absatz 1, § 21 Absatz 2 oder § 23 verstoßen 

hat,
2. einer vollziehbaren Anordnung nach den Absätzen 2 oder 3 

nicht nachgekommen ist oder
3. nicht über die erforderliche Zuverlässigkeit oder Eignung (§ 22) 

verfügt.
(6) Die zuständige Behörde kann das Halten eines Hundes mit 

Auflagen versehen, wenn der Hund ein Verhalten gezeigt hat, durch 
das Menschen oder Tiere geschädigt, gefährdet oder erheblich beläs-
tigt oder fremde Sachen beschädigt oder gefährdet wurden. Zulässig 
ist insbesondere die Anordnung
1. der Unfruchtbarmachung,
2. des Leinen- oder Maulkorbzwangs,
3. der ausbruchssicheren Haltung,
4. des Nachweises der Sachkunde (§ 6),
5. des Nachweises der Sozialverträglichkeit (§ 8) oder
6. des Besuchs einer Hundeschule.

(7) Die zuständige Behörde kann zur Beseitigung und Verhütung 
von Gefahren für Leben und Gesundheit von Menschen oder Tieren
1. das Halten und das Führen von Hunden im Einzelfall oder gene-

rell untersagen sowie
2. die Sicherstellung eines Hundes anordnen.
Die generelle Untersagung des Haltens und des Führens von Hun-
den soll zeitlich befristet sein.

(8) Im Falle der Sicherstellung eines Hundes gelten die §§ 39, 40 
Absatz 1 bis 3 und § 41 des Allgemeinen Sicherheits- und Ord-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Okto-
ber 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 430) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend, soweit Satz 2 nichts Abweichen-
des bestimmt. Die Kosten der Sicherstellung und Verwahrung hat 
abweichend von § 41 Absatz 3 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- 
und Ordnungsgesetzes die Halterin oder der Halter des Hundes zu 
tragen, bei herrenlosen Hunden die letzte Halterin oder der letzte 
Halter.

(9) Die zuständige Behörde kann die Tötung eines Hundes anord-
nen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
1. auch in Zukunft von dem Hund eine konkrete Gefahr für Leben 

oder Gesundheit von Menschen oder Tieren ausgeht und
2. dieser Gefahr nicht auf eine andere zumutbare und tierschutzge-

rechte Weise begegnet werden kann.
Die Kosten der Tötung und der Tierkörperbeseitigung hat die Halte-
rin oder der Halter des Hundes zu tragen, bei herrenlosen Hunden 
die letzte Halterin oder der letzte Halter.

(10) Die zuständige Behörde kann im Übrigen die zur Beseitigung 
festgestellter Verstöße und die zur Verhütung künftiger Verstöße 
gegen dieses Gesetz notwendigen Anordnungen treffen.

(11) Widerspruch und Klage gegen Anordnungen nach den Absät-
zen 1 bis 7 und 10 haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 31 
Datenschutz

(1) Die zuständige Behörde ist berechtigt, personenbezogene Da-
ten zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der durch dieses Gesetz 
begründeten Aufgaben erforderlich ist.

(2) Folgende Daten dürfen erhoben werden : Name, Vornamen, 
Anschrift des Hauptwohnsitzes, Anschrift in Berlin, falls der Haupt-
wohnsitz außerhalb liegt, Geburtsdatum, die Chipnummer nach § 4, 
die Nummer der Plakette nach § 19 Absatz 3 sowie weitere Daten zu 
den Sachverhalten, die Gegenstand der Regelungen des Abschnitts 3 
oder einer Anordnung nach § 30 sind. Insbesondere dürfen auch 
Daten aus den beigebrachten Führungszeugnissen erhoben werden 
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sowie Daten, die Verstöße gegen dieses Gesetz und die daraus fol-
genden Sanktionen betreffen.

(3) Die Übermittlung der rechtmäßig erhobenen personenbezoge-
nen Daten an Behörden des Landes Berlin und an Ordnungs- und 
Polizeibehörden eines anderen Landes ist zulässig, soweit dies für 
die Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben 
sowie die Durchführung des Hundesteuergesetzes erforderlich ist. 
Dabei ist der Abruf personenbezogener Daten durch Behörden des 
Landes Berlin auch im automatisierten Verfahren zulässig. Für Vor-
haben der Wissenschaft und Forschung ist nur die Übermittlung an-
onymisierter Daten zulässig.

(4) An Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs 
dürfen personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit der oder 
die Auskunftsbegehrende ein rechtlich geschütztes Interesse an der 
Kenntnis dieser Daten glaubhaft macht und die schutzwürdigen In-
teressen der betroffenen Personen nicht überwiegen. Insbesondere 
darf einer durch einen Hund geschädigten Person auch Auskunft 
darüber erteilt werden, ob und welche Anordnungen nach § 30 von 
der zuständigen Behörde aufgrund des schädigenden Ereignisses 
erlassen wurden. Die Empfängerin oder der Empfänger ist darauf 
hinzuweisen, dass die Daten nur zu dem Zweck genutzt werden 
dürfen, zu dem sie übermittelt werden.

(5) Personenbezogene Daten, die nach § 11 Absatz 1 in einem 
zentralen Register gespeichert werden, sind zu löschen, wenn die 
Speicherung unzulässig ist. Hat die bisherige Halterin oder der bis-
herige Halter dem zentralen Register das Ende der Haltung des 
Hundes gemäß § 13 Absatz 3 gemeldet und gegebenenfalls auf Ver-
langen nachgewiesen, sind die personenbezogenen Daten nach einer 
Frist von einem Jahr zu löschen. Daten nach § 11 Absatz 1 Num-
mer 9 sind zu löschen, wenn die zuständige Behörde gemäß § 5 
Absatz 4 die Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes aufgeho-
ben hat.

(6) Andere personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn die 
Speicherung unzulässig ist oder bei der nach bestimmten Fristen 
vorzunehmenden Überprüfung oder aus Anlass einer Einzelfallbear-
beitung festgestellt wird, dass ihre Kenntnis für die speichernde 
Stelle zur Erfüllung der ihr nach diesem Gesetz zugewiesenen Auf-
gaben nicht mehr erforderlich ist. Die in Satz 1 genannten Fristen 
dürfen regelmäßig
1. bei der Anordnung der Tötung des Hundes und eines Haltungs-

verbots zehn Jahre, 
2. bei der Anordnung der Sicherstellung des Hundes und eines 

Haltungsverbots fünf Jahre,
3. bei der Anordnung der Tötung des Hundes, eines Leinen- oder 

Maulkorbzwangs oder der Sicherstellung des Hundes drei Jahre 
und

4. bei der Verwarnung wegen eines Vorfalls ohne Gefährdung von 
Menschen sechs Monate 

nicht überschreiten. Kürzere Prüffristen sind zu vergeben, wenn dies 
nach den Umständen des Einzelfalls angemessen ist. Längere 
Prüffristen dürfen vergeben werden, wenn es sich um einen beson-
ders schwerwiegenden Vorfall handelt und Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die Gefahr der Wiederholung besteht. Die Grün-
de der Verlängerung sind aktenkundig zu machen. Die Fristen begin-
nen mit dem Anlass, der die Speicherung begründet hat.

§ 32 
Verordnungsermächtigung

Die für das Veterinärwesen zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln :
1. Einzelheiten der Errichtung und des Führens des zentralen Re-

gisters (§ 11), insbesondere die Bestimmungen für die Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung der Daten einschließlich deren 
Übermittlung, auch im automatisierten Abrufverfahren, und Lö-
schung, sowie die Maßnahmen des Datenschutzes und die Be-
stimmung der zuständigen Behörde ; die Beauftragung einer ju-
ristischen Person des Privatrechts mit der Errichtung und dem 

Führen des zentralen Registers (Beleihung) kann vorgesehen 
werden, wenn die juristische Person die Gewähr für eine sachge-
rechte Aufgabenerfüllung bietet,

2. Liste der Rassen und Kreuzungen von Hunden, die als gefähr-
lich im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 gelten,

3. Einzelheiten zum Nachweis der Sachkunde nach § 6 Absatz 2, 
4. Inhalte und Verfahren der Sachkundeprüfung (§ 7 Absatz 1) und 

des Wesenstests (§ 9 Absatz 1), einschließlich von Vorgaben zur 
Durchsetzung angemessener, den Kostenaufwand nicht über-
steigender Entgelte für die Durchführung der Sachkundeprü-
fung,

5. Voraussetzungen und Verfahren der Anerkennung sachverstän-
diger Personen (§ 10), Anforderungen an die Fortbildung und 
den Mindestumfang ihrer Tätigkeit sowie Voraussetzungen der 
Rücknahme und des Widerrufs der Anerkennung, 

6. Inhalt und Führen des Verzeichnisses nach § 10 Absatz 5, 
7. Form und Inhalt der Bescheinigungen nach § 6 Absatz 3 Satz 1, 

§ 16 Absatz 4, § 18 Absatz 1 Satz 4 und § 24 Absatz 2 Satz 3 
sowie der Plakette nach § 19 Absatz 3.

§ 33 
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 12 Absatz 1 nicht für die fälschungssichere Kenn-

zeichnung sorgt oder das Auslesen des Transponders durch die 
zuständige Behörde nicht duldet und unterstützt,

2. entgegen § 12 Absatz 2 einem Hund das vorgeschriebene Hals-
band oder Brustgeschirr nicht anlegt,

3. entgegen § 13 Daten nicht an das zentrale Register meldet oder 
seiner Nachweispflicht nicht nachkommt,

4. entgegen § 14 Absatz 1 keine Haftpflichtversicherung unterhält,
5. entgegen § 14 Absatz 2 einen Hund, für den keine Haftpflicht-

versicherung besteht, im Land Berlin führt,
6. entgegen § 15 einen Hund an einen der genannten Orte oder in 

einen Bereich, für den ein Hundemitnahmeverbot angeordnet 
wurde, mitnimmt,

7. entgegen § 16 Absatz 1 oder § 17 Hunde züchtet, vermehrt, aus-
bildet, abrichtet oder abgibt,

8. entgegen § 16 Absatz 3 die Haltung eines Hundes aufnimmt,
9. entgegen § 16 Absatz 4 einen Hund abgibt, ohne die Bescheini-

gung zu erteilen, oder einen Hund erwirbt, ohne sich die Be-
scheinigung ausstellen zu lassen und diese für die Dauer der 
Haltung des Hundes aufzubewahren,

10. entgegen § 18 Absatz 1 die Haltung eines Hundes nicht unver-
züglich der zuständigen Behörde anzeigt oder nicht die vorge-
schriebenen Angaben macht,

11. entgegen § 18 Absatz 2 der Mitteilungs- oder Nachweispflicht 
nicht nachkommt,

12. entgegen § 19 Absatz 1 kein Führungszeugnis beantragt,
13. entgegen § 19 Absatz 2 die Sachkunde, die Haftpflichtversiche-

rung oder die Durchführung des Wesenstests nicht nachweist,
14. entgegen § 19 Absatz 4 die Plakette nicht am Halsband oder 

Brustgeschirr des Hundes befestigt oder vor Erteilung der Pla-
kette die Bescheinigung nach § 18 Absatz 1 Satz 4 nicht mitführt 
oder nicht auf Verlangen der zuständigen Behörde zur Prüfung 
aushändigt,

15. entgegen § 20 Absatz 1 einen Hund ohne beißsicheren Maulkorb 
führt,

16. entgegen § 20 Absatz 2 die Ausnahmegenehmigung nicht mit-
führt oder auf Verlangen nicht der zuständigen Behörde zur Prü-
fung aushändigt,

17. entgegen § 21 Absatz 1 einen Hund nicht ausbruchssicher unter-
bringt oder nicht die vorgeschriebenen Hinweisschilder an-
bringt,
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18. entgegen § 21 Absatz 2 oder § 26 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 
einen Hund unbeaufsichtigt lässt oder ihn einer Person überlässt, 
die nicht die dort jeweils genannten Voraussetzungen erfüllt,

19. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 2 einen gefährlichen Hund gleich-
zeitig mit mehr als einem anderen gefährlichen Hund führt,

20. entgegen § 23 oder § 28 einen Hund ohne die vorgeschriebene 
Leine führt,

21. entgegen § 24 Absatz 2 Satz 3 oder § 29 Absatz 1 Satz 2 die 
Bescheinigungen nicht mitführt oder nicht auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde zur Prüfung aushändigt,

22. entgegen § 26 Absatz 3 mehr als vier Hunde gleichzeitig führt,
23. entgegen § 27 Absatz 1 und 4 gewerbsmäßig Hunde ohne die 

erforderliche Genehmigung führt oder die Genehmigung nicht 
mitführt oder nicht auf Verlangen der zuständigen Behörde aus-
händigt oder

24. einer vollziehbaren Anordnung der zuständigen Behörde nach 
§ 30 Absatz 1 bis 7, 9 und 10 nicht nachkommt,

25. entgegen § 15 Absatz 3 Hundekämpfe oder Hundewettkämpfe 
veranstaltet oder an ihnen mit einem Hund oder sonst teilnimmt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 7 oder Nummer 25 mit einer Geldbuße von bis zu fünfzig-
tausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße von bis zu 
zehntausend Euro geahndet werden. Hunde, auf die sich eine Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 7, 13, 24 oder 25 bezieht, 
können eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten ist anzuwenden.

Abschnitt 6 
Schlussvorschrift

§ 34 
Übergangsregelungen

(1) Wer nach § 7 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über das Halten und 
Führen von Hunden in Berlin vom 29. September 2004 (GVBl.  
S. 424), das durch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 338) geän-
dert worden ist, durch die für das Veterinärwesen zuständige Senats-
verwaltung als Sachverständiger benannt wurde, gilt bis zum In-
krafttreten des § 10 als sachverständige Person im Sinne dieses Ge-
setzes. Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 32 prüfen 
die in Satz 1 Bezeichneten die Sachkunde von Personen und die 
Sozialverträglichkeit von Hunden nach Maßgabe von § 6 Absatz 1 
und § 8 Absatz 1 sowie der für ihre bisherige Tätigkeit geltenden 
Regelungen. 

(2) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der §§ 11 und 13 einen 
Hund hält, hat dem zentralen Register (§ 11) spätestens bis zum 
Ablauf des sechsten auf das Inkrafttreten der §§ 11 und 13 folgenden 
Kalendermonats die in § 13 bezeichneten Daten zu übermitteln. 

(3) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes für ei-
nen Hund eine Haftpflichtversicherung (§ 14) mit einer höheren 
Selbstbeteiligung als 500 Euro pro Versicherungsjahr unterhält, hat 
spätestens bis zum Ablauf des sechsten auf das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes folgenden Kalendermonats für die Anpassung des Versi-
cherungsschutzes an die gesetzliche Regelung zu sorgen.

(4) Die Pflichten nach § 18 Absatz 1 und § 19 Absatz 1 und 2 
gelten als erfüllt, wenn eine Person, die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes einen gefährlichen Hund nach § 5 Absatz 1 
hält, in Bezug auf diesen Hund ihren Verpflichtungen nach § 5 Ab-
satz 1 und 2 des Gesetzes über das Halten und Führen von Hunden 
in Berlin vom 29. September 2004 (GVBl. S. 424), das durch Gesetz 
vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 338) geändert worden ist, bereits nach-

gekommen ist. Eine nach § 5 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über das 
Halten und Führen von Hunden in Berlin vom 29. September 2004 
(GVBl. S. 424), das durch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 338) 
geändert worden ist, erteilte Plakette gilt als Plakette nach § 19 Ab-
satz 3 fort.

(5) § 3 und § 4 Absatz 2 des Gesetzes über das Halten und Führen 
von Hunden in Berlin vom 29. September 2004 (GVBl. S. 424), das 
durch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 338) geändert worden 
ist, sind bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 32 wei-
terhin anzuwenden, § 4 Absatz 2 jedoch längstens bis zum 31. De-
zember 2016.

Artikel 2 
Änderung des Straßenreinigungsgesetzes

Das Straßenreinigungsgesetz vom 19. Dezember 1978 (GVBl. 
S. 2501), das zuletzt durch Gesetz vom 18. November 2010 (GVBl. 
S. 509) geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. § 8 Absatz 3 wird wie folgt gefasst :

„(3) Hundehalter und Hundeführer haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass ihre Hunde die Straßen nicht verunreinigen. Sie haben 
beim Führen des Hundes für die vollständige Beseitigung von 
Hundekot geeignete Hilfsmittel mit sich zu führen. Diese Anfor-
derungen gelten nicht für Menschen, die aufgrund dauerhafter 
körperlicher oder geistiger Einschränkungen oder Erkrankungen 
nicht zur Beseitigung von Hundekot in der Lage sind.“

2 In § 9 Absatz 1 Nummer 6 werden nach den Wörtern „nicht un-
verzüglich beseitigt“ die Wörter „oder für die vollständige Be-
seitigung von Hundekot geeignete Hilfsmittel nicht mitführt“ 
eingefügt.

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am Tage 
nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über das Halten und Führen von 
Hunden in Berlin vom 29. September 2004 (GVBl. S. 424), das 
durch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 338) geändert worden 
ist, außer Kraft.

(2) Artikel 1 § 10 tritt mit dem Ablauf des letzten Tages des zwölf-
ten auf das Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach Artikel 1 § 32 
folgenden Kalendermonats in Kraft.

(3) Artikel 1 §§ 11 und 13 tritt mit Ablauf des letzten Tages des 
zweiten auf das Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach Artikel 1 
§ 32 folgenden Kalenderjahres in Kraft.

(4) Artikel 1 § 6 Absatz 2 und 3, §§ 7, 8 Absatz 2, §§ 9, 20 Ab-
satz 3, § 24 Absatz 1 und §§ 27 bis 29 tritt an dem Tag in Kraft, an 
dem die Rechtsverordnung nach Artikel 1 § 32 in Kraft tritt.

(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 gibt die für das Veterinärwe-
sen zuständige Senatsverwaltung jeweils den Tag des Inkrafttretens 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Zweites Gesetz
zur Änderung des Landespflegegeldgesetzes

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

Artikel 1 
Änderung des Landespflegegeldgesetzes

Das Landespflegegeldgesetz vom 17. Dezember 2003 (GVBl. 
S. 606), das zuletzt durch Gesetz vom 19. Juni 2012 (GVBl. S. 188) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1. § 3 Absatz 4 wird wie folgt gefasst :

„(4) Soweit Berechtigte Geld- oder Sachleistungen bei häusli-
cher Pflege nach den §§ 36 bis 38, Verhinderungspflege nach 
§ 39, teilstationäre Pflege nach § 41 oder Kurzzeitpflege nach 
§ 42 des Elften Buches Sozialgesetzbuch erhalten, werden diese 
bei Anerkennung des Pflegegrades 2 nach § 15 Absatz 3 Satz 4 
Nummer 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch mit 46 vom 
Hundert des Pflegegeldes des Pflegegrades 2 nach § 37 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und bei 
Anerkennung des Pflegegrades 3, 4 oder 5 nach § 15 Absatz 3 
Satz 4 Nummer 3, 4 oder 5 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
mit 33 vom Hundert des Pflegegeldes des Pflegegrades 3 nach 
§ 37 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch angerechnet. Gleiches gilt für entsprechende Leistungen 
aus einem privaten Pflegeversicherungsvertrag nach § 23 des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch und nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften.“ 

2. In § 8 Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 durch die folgenden 
Sätze ersetzt :

„Soweit Hilflose Geld- oder Sachleistungen bei häuslicher Pfle-
ge nach den §§ 36 bis 38, Verhinderungspflege nach § 39, teilsta-
tionäre Pflege nach § 41 oder Kurzzeitpflege nach § 42 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch erhalten, werden diese Leistungen 
in Höhe des Pflegegeldes nach § 37 Absatz 1 Satz 3 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch angerechnet, das dem jeweils aner-
kannten Pflegegrad nach § 15 Absatz 3 Satz 4 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch entspricht. Eine Anrechnung erfolgt nicht bei 
Hilflosen, für die der Pflegegrad 1 nach § 15 Absatz 3 Satz 4 
Nummer 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch anerkannt ist. 
Gleiches gilt für entsprechende Leistungen aus einem privaten 
Pflegeversicherungsvertrag nach § 23 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch und gemäß beamtenrechtlichen Vorschriften.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zu dem Beitritt des Landes Berlin zu dem  

Abkommen über die Errichtung und Finanzierung  
der Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen :

§ 1 
Zustimmung zu dem Betritt

(1) Dem Beitritt des Landes Berlin zu dem Abkommen über die 
Errichtung und Finanzierung der Akademie für öffentliches Gesund-
heitswesen in Düsseldorf zum 1. Januar 2017 wird zugestimmt.

(2) Das Abkommen wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffent-
licht.

§ 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Abkommen über die Errichtung und Finanzierung 
der Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf

Das Land Berlin 
die Freie Hansestadt Bremen 
die Freie und Hansestadt Hamburg 
das Land Hessen 
das Land Niedersachsen 
das Land Nordrhein-Westfalen und 
das Land Schleswig-Holstein 
schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung ihrer 
gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkommen über 
die Errichtung und Finanzierung der Akademie für öffentliches Ge-
sundheitswesen in Düsseldorf.

Artikel 1 
Allgemeines

(1) Die am Abkommen beteiligten Länder vereinbaren die Errich-
tung der Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf 
(Akademie). Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet diese Akade-
mie als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem Sitz in 
Düsseldorf.

(2) Die Akademie hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen 
der nachfolgenden Bestimmungen.

(3) Die Akademie hat das Recht, Beamte zu haben.
(4) Der für das Gesundheitswesen zuständige Minister des Landes 

Nordrhein-Westfalen führt die Rechtsaufsicht über die Akademie.

Artikel 2 
Aufgaben

(1) Die Akademie dient der Ausbildung und Fortbildung für Beru-
fe im öffentlichen Gesundheitswesen. Sie betreibt außerdem ange-
wandte Forschung im Bereich des öffentlichen Gesundheitswesens.

(2) Die Akademie führt insbesondere Lehrgänge durch
1. zur Vorbereitung auf die Prüfung als Arzt im öffentlichen Ge-

sundheitswesen (Amtsarzt),
2. für Zahnärzte im öffentlichen Gesundheitswesen,
3. für Apotheker im öffentlichen Gesundheitswesen,
4. für Gesundheitspflegerinnen,
5. für Gesundheitsaufseher,
6. für Gesundheitsinspektoren,
7. für Verwaltungspersonal im öffentlichen Gesundheitswesen,
8. für Gesundheitserzieher,
9. für besondere Aufgaben im öffentlichen Gesundheitswesen und 

für dem öffentlichen Gesundheitswesen nahestehende Berufe,
10. zur Vermittlung besonderer Kenntnisse für eine Tätigkeit im in-

ternationalen Gesundheitswesen.
(3) Die Akademie gibt eine Schriftenreihe besonders für ihre wis-

senschaftlichen Veröffentlichungen heraus.

Artikel 3 
Organe

Organe der Akademie sind
1. das Kuratorium,
2. der geschäftsführende Ausschuß,

3. der Leiter der Akademie ; er führt die Bezeichnung Präsident.

Artikel 4 
Kuratorium

(1) Das Kuratorium bestimmt die Richtlinien der Tätigkeit der 
Akademie und überwacht die Erfüllung ihrer Aufgaben. Es erläßt 
die Satzungen. Diese enthalten im besonderen Regelungen über die 
Ernennung, Entlassung und Zurruhesetzung von Beamten, über die 
Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung von Bediensteten im 
Arbeitsverhältnis der Akademie sowie über die Befugnis, Beam-
tenurkunden zu unterzeichnen. Es können weitere Zuständigkeiten 
beamtenrechtlicher Art geregelt werden. Die Satzungen bedürfen 
der Genehmigung des für das Gesundheitswesen zuständigen Minis-
ters des Landes Nordrhein-Westfalen.

(2) Das Kuratorium entscheidet in allen Angelegenheiten, soweit 
sich nicht aus diesem Abkommen oder aus den Satzungen etwas 
anderes ergibt. Es ist insbesondere zuständig für
1. den Erlaß von Dienstanweisungen,
2. die Feststellung und Änderungen des Haushaltsplanes ein-

schließlich des Stellenplanes und allgemeine Anweisungen über 
die Ausführung des Haushaltsplanes,

3. die Genehmigung der Jahresrechnung,
4. die Genehmigung der Lehrpläne,
5. die Aufstellung der Prüfungsordnung für Ärzte im öffentlichen 

Gesundheitswesen,
6. den Erlaß von Prüfungsordnungen für die Fälle des Artikels 2 

Absatz 2 Nr. 2 bis Nr. 10,
7. die Benennung der dem für das Gesundheitswesen zuständigen 

Minister von Nordrhein-Westfalen zur Bestätigung vorzuschla-
genden Mitglieder des Prüfungsausschusses für Ärzte im öffent-
lichen Gesundheitswesen einschließlich des Vorsitzenden,

8. die Beschlußfassung über Grunderwerb und Baumaßnahmen,
9. die Beschlußfassung über Verpflichtungsgeschäfte im Werte von 

mehr als 30 000,– DM,
10. die Berufung des Leiters der Akademie.

(3) Das Kuratorium kann zur Beratung des Leiters der Akademie 
für die Aufstellung der Lehrpläne und für andere seiner Aufgaben 
Beiräte bilden und auflösen. Das Nähere regelt eine Satzung. Das 
Kuratorium ist oberste Dienstbehörde für die Beamten der Akademie. 

(4) Das Kuratorium besteht aus je einem Vertreter der an diesem 
Abkommen beteiligten Länder, der jeweils von dem für das Gesund-
heitswesen zuständigen Minister (Senator), und einem weiteren 
Vertreter, der von dem Finanzminister des Landes Nordrhein-West-
falen bestellt wird. Jedes Mitglied des Kuratoriums kann sich vertre-
ten lassen.

(5) Jedes beteiligte Land hat eine Stimme. Das Kuratorium ist 
beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der beteiligten Länder 
vertreten ist. Es faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der in 
der Sitzung vertretenen Länder, soweit in diesem Abkommen nichts 
anderes vorgesehen ist. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

(6) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die Dauer von zwei 
Jahren einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(7) Das Kuratorium tritt mindestens einmal jährlich zu einer or-
dentlichen Sitzung zusammen. Auf Antrag eines beteiligten Landes 

Anlage zu § 1 Absatz 2
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muß es zu einer außerordentlichen Sitzung zusammentreten. Der 
Vorsitzende beruft die Sitzung ein und leitet sie. Er stellt die Tages-
ordnung auf.

Artikel 5 
Geschäftsführender Ausschuß

(1) Der geschäftsführende Ausschuß nimmt die Aufgaben des Ku-
ratoriums in der Zeit zwischen den Kuratoriumssitzungen wahr ; aus-
genommen sind der Erlaß von Satzungen, die Bildung von Beiräten 
und die in Artikel 4 Absatz 2 Nummern 1 bis 10 genannten Aufgaben.

(2) Der geschäftsführende Ausschuß besteht aus 3 vom Kuratori-
um für die Dauer von 2 Jahren gewählten Kuratoriumsmitgliedern. 
Im übrigen gelten Artikel 4 Absatz 4 Satz 2, Absatz 5 und Absatz 6 
entsprechend. 

(3) Der geschäftsführende Ausschuß tritt mindestens einmal jähr-
lich außerhalb einer Kuratoriumssitzung am Sitz der Akademie zu-
sammen, darüber hinaus auf Anregung eines Mitgliedes oder wenn 
der Vorsitzende die Entscheidung über ein Vorbringen des Leiters 
der Akademie für dringlich hält.

(4) Der Vorsitzende des geschäftsführenden Ausschusses hat auf 
jeder Sitzung des Kuratoriums über die Tätigkeit des Ausschusses 
zu berichten. Das Kuratorium kann Entscheidungen des geschäfts-
führenden Ausschusses ändern.

Artikel 6 
Leiter der Akademie

(1) Die Akademie wird von einem Beamten geleitet. Das Kurato-
rium kann hierzu einen Beamten berufen, der zum Beamten auf Zeit 
zu ernennen ist. Es kann mit dieser Aufgabe auch einen Beamten im 
Nebenamt betrauen, der in dieser Eigenschaft zum Ehrenbeamten 
der Akademie zu ernennen ist.

(2) Der Leiter der Akademie wird vom Kuratorium mit zwei Drit-
teln seiner Stimmen berufen und für eine Amtszeit von 6 Jahren be-
stellt.

(3) Der Leiter der Akademie muß die Befähigung zum Arzt im 
öffentlichen Gesundheitswesen (Amtsarzt) besitzen.

(4) Der Leiter der Akademie vollzieht die Beschlüsse des Kurato-
riums und des geschäftsführenden Ausschusses und bereitet die Sit-
zungen und Beschlüsse des Kuratoriums und des geschäftsführen-
den Ausschusses vor.

Er regelt im Rahmen der Richtlinien des Kuratoriums die Ge-
schäftsverteilung und ist verantwortlich für den ordnungsmäßigen 
Geschäftsablauf. Er führt die laufenden Geschäfte der Akademie 
und vertritt die Akademie gerichtlich und außergerichtlich.

Der Leiter der Akademie nimmt an den Sitzungen des Kuratori-
ums und des geschäftsführenden Ausschusses mit beratender Stim-
me teil. Er hat das Kuratorium von allen wichtigen Angelegenheiten 
zu unterrichten und ist verpflichtet, in allen Angelegenheiten der 
Akademie dem Kuratorium und dem geschäftsführenden Ausschuß 
Auskunft zu erteilen.

(5) Der Leiter der Akademie ist Dienstvorgesetzter der Beamten 
und Vorgesetzter der anderen Bediensteten der Akademie. Im übri-
gen werden Stellung und Aufgaben des Leiters der Akademie durch 
Satzung und Dienstanweisung geregelt.

Artikel 7 
Finanzierung

(1) Der anderweitig nicht gedeckte Finanzbedarf für die Einrich-
tung und Unterhaltung der Akademie wird zwischen den an diesem 
Abkommen beteiligten Ländern aufgeteilt. Die Festsetzung des 
hierfür notwendigen Betrages bedarf der Zustimmung von zwei 
Dritteln der Finanzminister (-senatoren) der beteiligten Länder.

(2) Der auf die Länder entfallende Anteil bemißt sich je zur Hälfte 
nach dem Verhältnis ihrer Einwohner und nach der Zahl der aus ih-
nen kommenden Lehrgangsteilnehmer. Maßgebend ist die vom Sta-
tistischen Bundesamt für den 30. Juni des dem Haushaltsjahr zwei 
Jahre vorhergehenden Haushaltsjahres festgestellte Bevölkerungs-

zahl. Die am 1. Mai 1970 vorhandene Grundausstattung für die 
Akademie stellt das Land Nordrhein-Westfalen unentgeltlich zur 
Verfügung ; soweit Einrichtungs- und Ausrüstungsgegenstände nach 
diesem Zeitpunkt erforderlich werden, gehören sie zum Finanzbe-
darf der Akademie. Die Ausgaben für Grunderwerb, Baumaßnah-
men und Reparaturen mit Ausschluß der Schönheitsreparaturen 
nach dem 1. Juli 1970 trägt das Land Nordrhein-Westfalen. Für 
räumliche Erweiterungen ist an das Land Nordrhein-Westfalen eine 
Nutzungsentschädigung zu zahlen, die eine angemessene Kapital-
verzinsung nicht überschreitet.

(3) Die Kostenbeiträge werden im Laufe eines jeden Haushalts-
jahres in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 1. Juli nach den 
Ansätzen des Haushaltsplanes fällig. Den beteiligten Ländern wird 
ein Beleg gemäß § 64 der Reichshaushaltsordnung übersandt. Ein 
Überschuß oder ein Fehlbetrag ist in den Haushaltsplan für das 
zweitnächste Haushaltsjahr einzustellen.

(4) In der die Jahre 1971 und 1972 umfassenden Übergangszeit 
leisten die Länder Berlin, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen jeweils den Beitrag, 
der von diesen Ländern für die Akademie für Staatsmedizin in Ham-
burg und für die Akademie für Staatsmedizin in Düsseldorf in ihren 
Haushaltsplänen im Haushaltsjahr 1969 als Zuschuß veranschlagt 
worden ist. Andere beteiligte Länder sind in der Übergangszeit nicht 
beitragspflichtig.

Artikel 8 
Haushaltswirtschaft

(1) Die Akademie ist in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig, 
soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt.

(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich nach den für das Land 
Nordrhein-Westfalen geltenden haushaltsrechtlichen Vorschriften.

(3) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung unterliegt der Prüfung 
des Landesrechnungshofes des Landes Nordrhein-Westfalen. Die 
Prüfungsberichte sind dem Leiter der Akademie, dem Vorsitzenden 
des Kuratoriums sowie den für das Gesundheitswesen und den für 
Finanzen zuständigen Ministern (Senatoren) der an dem Abkommen 
beteiligten Länder zuzuleiten.

Artikel 9 
Schiedsklausel

Streitigkeiten aus diesem Abkommen werden durch ein Schiedsge-
richt entschieden. Es gilt der als Anlage beigefügte Schiedsvertrag.

Artikel 10 
Dauer des Abkommens

(1) Dieses Abkommen gilt für unbestimmte Zeit. Es kann von je-
dem Beteiligten durch schriftliche Erklärung gegenüber dem für das 
Gesundheitswesen zuständigen Minister des Landes Nordrhein- 
Westfalen unter gleichzeitiger Benachrichtigung der übrigen Beteilig-
ten dieses Abkommens zum Schluß des Kalenderjahres mit einer Frist 
von einem Jahr gekündigt werden, erstmals zum 31. Dezember 1976.

(2) Das kündigende beteiligte Land bleibt verpflichtet, zu dem 
Finanzbedarf der Akademie so lange und insoweit beizutragen, als 
der Finanzbedarf infolge seiner Beteiligung erforderlich geworden 
ist. Eine Auseinandersetzung über das der Akademie dienende Ver-
mögen findet nicht statt.

(3) Ist das Abkommen von allen an ihm beteiligten Ländern ge-
kündigt worden, so ist die Akademie aufzulösen. Der für das Ge-
sundheitswesen zuständige Minister des Landes Nordrhein-Westfa-
len führt die Abwicklung durch. Die Beteiligten sind verpflichtet, 
dem Land Nordrhein-Westfalen alle durch die Abwicklung entste-
henden Kosten anteilig zu erstatten, soweit das Vermögen der Aka-
demie zur Abdeckung nicht ausreicht. Nach der Abwicklung ver-
bleibendes Vermögen wird anteilig unter die Beteiligten aufgeteilt, 
soweit nicht etwas anderes vereinbart wird. Maßgebend für die Er-
rechnung der Anteile ist das Verhältnis der Finanzierungsbeiträge 
nach Artikel 7 im Durchschnitt der letzten fünf Jahre vor dem Ende 
des Abkommens.
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Artikel 11 
Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen tritt am 1. Januar 1971 in Kraft.
(2) Sind bis zum 1. Januar 1971 nicht alle von den beteiligten Län-

dern ausgefertigten Vertragsurkunden dem für das Gesundheitswesen 
zuständigen Minister des Landes Nordrhein-Westfalen zugegangen, 
so tritt in diesem Zeitpunkt dieses Abkommen unter den beteiligten 
Ländern in Kraft, deren Urkunden bereits zugegangen sind.

(3) Für jedes beteiligte Land, dessen Vertragsurkunde bis zu dem 
nach Absatz 2 maßgebenden Zeitpunkt dem für das Gesundheitswe-
sen zuständigen Minister des Landes Nordrhein-Westfalen nicht 
zugegangen ist, wird der Beitritt zu diesem Abkommen in dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem seine Urkunde zugegangen ist.

(4) Die nicht beim Abschluß dieses Abkommens beteiligten Län-
der können dem Abkommen beitreten. Der Beitritt wird in dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem die Beitrittserklärung dem für das Ge-
sundheitswesen zuständigen Minister des Landes Nordrhein-West-
falen zugegangen ist.

Artikel 12 
Beteiligung des Bundes

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesmi-
nister für Jugend, Familie und Gesundheit und den Bundesminister 
der Finanzen, erhält über die im Artikel 4 Absatz 4 geregelte Zusam-
mensetzung des Kuratoriums hinaus zwei Sitze im Kuratorium, so-
bald sie erklärt, daß sie einen finanziellen Beitrag leistet, der dem 
Anteil des Landes mit dem höchsten Betrag nach Artikel 7 Absätze 2 
und 4 entspricht. Die Erklärung wird wirksam zu dem Zeitpunkt, in 
dem sie dem für das Gesundheitswesen zuständigen Minister des 
Landes Nordrhein-Westfalen zugegangen ist. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat im Kuratorium eine Stimme.

Berlin, den 22. Januar 1971 Klaus S c h ü t z
Regierender Bürgermeister  

von Berlin

Bremen, den 21. Mai 1971 Der Senator für das 
Gesundheitswesen

J a n t z e n
Senator

Hamburg, den 3. März 1971 Für den Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg

Dr. S e e l e r
Senator

Wiesbaden, den 22. März 1971 Dr. S c h m i d t
Der Hessische Sozialminister

Hannover, den 9. Februar 1971 Für den Niedersächsischen 
Ministerpräsidenten

Der Niedersächsische 
Sozialminister

Kurt P a r t z s c h

Düsseldorf,  
den 30. Dezember 1970

Für das Land 
Nordrhein-Westfalen
Der Ministerpräsident

Heinz K ü h n

Kiel, den 17. Mai 1971 Für das Land 
Schleswig-Holstein

Dr. L e m k e
(Ministerpräsident)

Anlage

Schiedsvertrag 
über die Regelung von Streitigkeiten aus dem Abkommen 
über die Errichtung und Finanzierung der Akademie für 

öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf

Das Land Berlin
die Freie Hansestadt Bremen
die Freie und Hansestadt Hamburg
das Land Hessen
das Land Niedersachsen
das Land Nordrhein-Westfalen und
das Land Schleswig-Holstein
schließen folgenden Schiedsvertrag :

Artikel I
Alle sich aus dem Abkommen über die Errichtung und Finanzie-

rung der Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf 
ergebenden Rechtsstreitigkeiten werden der Entscheidung eines 
Schiedsgerichts unterworfen.

Auf das Verfahren finden die Vorschriften des 10. Buches der Zi-
vilprozeßordnung Anwendung.

Artikel II
(1) Das Schiedsgericht besteht aus dem Präsidenten des Oberver-

waltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen als Vorsitzen-
den und aus zwei Mitgliedern, die von den streitenden Beteiligten 
gemeinsam benannt werden, ihnen jedoch nicht angehören dürfen. 
Für den Fall, daß wegen der Streitlage eine solche Benennung nicht 
möglich ist, bestimmt der Vorsitzende zwei Mitglieder aus dem 
Kreis der ehrenamtlichen Mitglieder seines Oberverwaltungsge-
richts.

(2) Lehnt der Präsident des Oberverwaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen die Übernahme des Vorsitzes ab, führt der 
dazu bereite dienstälteste Oberverwaltungsgerichtspräsident der be-
teiligten Länder den Vorsitz.
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Gesetz
zur Harmonisierung glücksspielrechtlicher 

Mindestabstandsvorschriften
Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Ausführungsgesetzes 

zum Glücksspielstaatsvertrag
Das Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 20. Juli 2012 (GVBl. S. 238), das 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. März 2016 (GVBl. S. 117) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In § 8 Absatz 4 und § 9 Absatz 5 werden jeweils nach den Wör-

tern „der Gewerbeordnung“ die Wörter „oder § 2 Absatz 1 des 
Spielhallengesetzes Berlin“ eingefügt.

2. § 9 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Der Jugendschutz gemäß § 1 Satz 1 Nummer 3 des Glücks-
spielstaatsvertrages steht der Erlaubnis für den Betrieb einer 
Wettvermittlungsstelle in räumlicher Hinsicht regelmäßig 
nicht entgegen, wenn der Abstand zwischen der Wettver-
mittlungsstelle und der nächstgelegenen Schule im Sinne 
von § 5 Absatz 1 Satz 1 des Mindestabstandsumsetzungs-
gesetzes Berlin 200 Meter überschreitet.“

b) Es werden folgende Sätze angefügt:
„Mit der Umsetzung des Prinzips des begrenzten Glücks-
spielangebots gemäß § 1 Satz 1 Nummer 2 des Glücksspiel-
staatsvertrages und der anzustrebenden flächendeckenden 
Verteilung der Wettvermittlungsstellen ist es unvereinbar, 
dass der Abstand zwischen zwei Wettvermittlungsstellen 
500 Meter unterschreitet. Räumliche Nähe zu Spielbanken 

liegt nicht vor, wenn der Abstand zwischen der Wettvermitt-
lungsstelle und der nächstgelegenen Spielbank 500 Meter 
überschreitet. Zur Ermittlung des Abstandes im Sinne der 
Sätze 2, 7 und 8 findet die Regelung des § 6 Absatz 2 des 
Mindestabstandsumsetzungsgesetzes Berlin entsprechende 
Anwendung.“

3. In § 15 Absatz 4 und § 16 Absatz 2 Satz 2 wird jeweils vor den 
Wörtern „Schulung des Personals“ das Wort „erstmaligen“ ein-
gefügt.

4. In § 19 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Dauer“ die 
Wörter „einschließlich der Verpflichtung zu Wiederholungs-
schulungen“ eingefügt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Zweites Gesetz
zur Änderung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes

Vom 7. Juli 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes

Das Berliner Seniorenmitwirkungsgesetz vom 25. Mai 2006 
(GVBl. S. 458), das zuletzt durch Gesetz vom 20. Mai 2011 (GVBl. 
S. 225) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a und 3b eingefügt: 

„§ 3a 
Seniorenmitwirkungsgremien

(1) Gremien der Seniorenmitwirkung sind die bezirklichen 
Seniorenvertretungen, die Landesseniorenvertretung Berlin und 
der Landesseniorenbeirat Berlin. 

(2) Die Gremien sind unabhängig, parteipolitisch neutral und 
konfessionell nicht gebunden. Die Mitglieder üben ihre Tätig-
keit ehrenamtlich aus. 

(3) Die Mitglieder der Gremien wählen aus ihrer Mitte jeweils 
ein für den Vorsitz, für die Stellvertretung, für die Schriftführung 
und für die Finanzangelegenheiten zuständiges Mitglied, die den 
Vorstand bilden. Sie geben sich eine Geschäftsordnung und hal-
ten regelmäßig öffentliche Sitzungen ab. Für Sitzungen des Lan-
desseniorenbeirates Berlin und der Landesseniorenvertretung 
Berlin kann die Öffentlichkeit in besonderen Fällen ausgeschlos-
sen werden. Die oder der Vorsitzende der Landesseniorenvertre-
tung ist aufgrund ihres oder seines Amtes zusätzliches Mitglied 
des geschäftsführenden Vorstandes des Landesseniorenbeirates.

(4) Die Gremien der Seniorenmitwirkung berichten der zustän-
digen Verwaltung über ihre Tätigkeit jährlich in geeigneter Form.

(5) Der Landesseniorenbeirat Berlin und die Landessenioren-
vertretung Berlin richten gemeinsam eine Geschäftsstelle ein.

§ 3b 
Unterstützungs- und Informationspflichten 

der Verwaltung
(1) Die Arbeit der Seniorenmitwirkungsgremien wird durch 

die zuständige Verwaltung nach Maßgabe der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel personell und sachlich, insbesondere 
durch personelle Hilfen und die Bereitstellung von Büroräumen 
und technischer Ausstattung, unterstützt. Zuständig für die be-
zirklichen Seniorenvertretungen sind die für Seniorinnen und 
Senioren zuständigen Ämter der Bezirksverwaltungen. Für die 
Landesseniorenvertretung Berlin und den Landesseniorenbeirat 
Berlin ist dies die für Seniorinnen und Senioren zuständige Se-
natsverwaltung. 

(2) Die zuständigen Verwaltungen sollen die bezirklichen  
Seniorenvertretungen, die Landesseniorenvertretung Berlin und 
den Landesseniorenbeirat Berlin zur Durchführung ihrer Aufga-
ben rechtzeitig und umfassend informieren und sollen sie bei der 
Erarbeitung von Vorlagen, die die Seniorinnen und Senioren 
maßgeblich betreffen, beteiligen. Den Seniorenmitwirkungs-
gremien sollen die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Unterlagen zur Verfügung gestellt werden.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die bezirklichen Seniorenvertretungen bestehen im 
Regelfall aus 17 Mitgliedern. Die Mindestzahl von 13 Mit-
gliedern soll nicht unterschritten werden.

(2) Die Mitglieder der bezirklichen Seniorenvertretungen 
werden von dem für Seniorinnen und Senioren zuständigen 
Mitglied des Bezirksamtes für die Dauer einer Wahlperiode 
der Bezirksverordnetenversammlungen berufen. Die bezirk-
lichen Seniorenvertretungen amtieren nach dem Ende ihrer 
Amtszeit weiter, bis sich die nächste bezirkliche Senioren-
vertretung konstituiert hat.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 
c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt geän-

dert:
aa) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

bbb)  Es wird folgende Nummer 8 angefügt:
„8. anzustreben, dass die Zusammensetzung der 

bezirklichen Seniorenvertretung die Senio-
rinnen und Senioren in ihrer Gesamtheit wi-
derspiegeln und wichtige gesellschaftliche 
Gruppen in die Arbeit integriert werden.“

bb) Es wird folgender Satz angefügt:
„Die Seniorenvertretungen sind berechtigt, ihre Anlie-
gen über die Vorsteherin oder den Vorsteher oder das für 
Seniorinnen und Senioren zuständige Bezirksamtsmit-
glied der Bezirksverordnetenversammlung bekannt zu 
machen und sie oder ihn zu ersuchen, diese auf geeigne-
te Weise in die Arbeit der Bezirksverordnetenversamm-
lung einzubringen. Das für Soziales zuständige Bezirk-
samtsmitglied ist fachlich zuständiger Ansprechpartner 
der Seniorenvertretungen.“

d) Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben.
3. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:

„§ 4a 
Verfahren zur Wahl der Vorschlagslisten und Berufung 

der Mitglieder der bezirklichen 
Seniorenvertretungen

(1) Die Mitglieder der bezirklichen Seniorenvertretungen 
werden auf Basis einer durch Wahlen zu bestimmenden Vor-
schlagsliste berufen. Aktives und passives Wahlrecht besitzen 
alle Seniorinnen und Senioren, die zum Zeitpunkt der Wahlen 
das 60. Lebensjahr vollendet haben und zum Zeitpunkt der 
Wahlbenachrichtigung mit Hauptwohnsitz im jeweiligen Bezirk 
gemeldet sind.

(2) Das Bezirksamt ruft sechs Monate vor den Wahlen der 
Vorschlagslisten unter Einbindung der Seniorenvertretung, Se-
niorenheime und Seniorenwohnhäuser sowie der Seniorenfrei-
zeiteinrichtungen öffentlich dazu auf, Berufungsvorschläge zu 
machen. Dabei ist sicherzustellen, dass alle gesellschaftlichen 
Gruppen angesprochen und zur Beteiligung aufgerufen werden. 
Das Bezirksamt stellt in Absprache mit der amtierenden bezirk-
lichen Seniorenvertretung mindestens drei Termine in barriere-
freien bezirklichen Einrichtungen sicher, bei denen sich die 
Kandidatinnen und Kandidaten der Öffentlichkeit vorstellen 
können.

(3) Durch allgemeine, freie, gleiche und geheime Wahlen wer-
den anhand der Berufungsvorschläge für den jeweiligen Bezirk 
Vorschlagslisten gewählt. Die Wahlen finden berlinweit inner-
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5. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Landesseniorenbeirat Berlin besteht aus 25 Mit-
gliedern und setzt sich zusammen:
1. aus den zwölf Vorsitzenden der bezirklichen Senioren-

vertretungen
2. aus zwölf Vertreterinnen und Vertretern von Seniorenor-

ganisationen, die auf Vorschlag des Landesseniorenbei-
rates Berlin der vergangenen Amtsperiode von dem für 
Seniorinnen und Senioren zuständigen Mitglied des Se-
nats für die Dauer der Amtszeit der bezirklichen Senio-
renvertretungen berufen werden. Dabei soll darauf ge-
achtet werden, dass die Berufungen die Gesamtheit der 
gesellschaftlichen Gruppierungen im Seniorenbereich 
widerspiegeln,

3. aus einer oder einem von dem für Seniorinnen und Seni-
oren zuständigen Mitglied des Senats zu berufenden 
Vertreterin oder Vertreter einer Seniorenorganisation 
oder eines Kompetenzzentrums, die oder der sich in 
Berlin für die Belange der Seniorinnen und Senioren mit 
Migrationshintergrund im Sinne des § 2 des Partizipa-
tions- und Integrationsgesetzes einsetzt.

Das für Seniorinnen und Senioren zuständige Mitglied des 
Senats kann auf Beschluss des Landesseniorenbeirates Ber-
lin eine zuvor berufene Organisation oder deren Vertreterin 
oder Vertreter abberufen, wenn diese dauerhaft nicht an der 
Arbeit des Landesseniorenbeirates Berlin mitwirkt. Nachrü-
cker werden auf Vorschlag des Landesseniorenbeirates Ber-
lin von dem für Seniorinnen und Senioren zuständigen Mit-
glied des Senats für die Dauer der Amtszeit der bezirklichen 
Seniorenvertretungen berufen.“

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 
c) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 2 und 3.

6. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „tagt regelmäßig und“ 

gestrichen.
b) Absatz 3 wird aufgehoben.

7. Es wird folgender neuer § 8 eingefügt:

„§ 8 
Übergangsregelung

Die auf der Grundlage des Berliner Seniorenmitwirkungs-
gesetzes vom 25. Mai 2006 (GVBl. S. 458), das zuletzt durch 
Gesetz vom 20. Mai 2011 (GVBl. S. 225) geändert worden ist, 
berufenen bezirklichen Seniorenvertretungen amtieren bis zur 
Konstituierung der auf Grundlage des Zweiten Gesetzes zur  
Änderung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes neu zu  
berufenden bezirklichen Seniorenvertretungen weiter.“

8. Der bisherige § 8 wird § 9.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt nach Artikel 60 Absatz 3 Satz 2 der Verfassung 
von Berlin mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem 
es verkündet worden ist.

Berlin, den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

halb einer Woche an mindestens fünf seniorengerechten und 
wohnortnahen Orten in jedem Bezirk statt. Der Termin der 
Wahlwoche wird im Einvernehmen mit der Landesseniorenver-
tretung und dem Landesseniorenbeirat unter Federführung der 
Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales festgesetzt. Den 
Seniorinnen und Senioren wird Gelegenheit zur Abgabe ihrer 
Stimmen auch auf dem Wege der Briefwahl gegeben.

(4) Die Seniorinnen und Senioren werden spätestens zwei 
Monate vor den Wahlen der Vorschlagslisten für die Berufung 
der Mitglieder der bezirklichen Seniorenvertretungen schriftlich 
benachrichtigt. Die Benachrichtigung enthält:
a) Familienname, Vornamen und Anschrift,
b) den Tag der Wahl und die Anschrift des jeweiligen Wahllo-

kals,
c) die Aufforderung, die Benachrichtigungskarte, den Perso-

nalausweis oder einen anderen mit einem Lichtbild versehe-
nen gültigen amtlichen Ausweis (zum Beispiel Pass oder 
Führerschein) mitzubringen,

d) den Hinweis, die Briefwahl beantragen zu können.
(5) Der Antrag auf Briefwahl kann bis zwei Wochen vor dem 

ersten Wahltag bis 18 Uhr schriftlich, mit Telefax oder elektro-
nisch unter Angabe des Familiennamens, des Vornamens, des 
Geburtsdatums, der Anschrift oder persönlich beantragt werden. 
Der Wahlbrief ist so rechtzeitig zu übersenden, dass er spätes-
tens bis 18 Uhr am letzten Werktag vor dem ersten Wahltag beim 
Bezirksamt eingeht.

(6) Das zuständige Mitglied des Bezirksamts soll in der Rei-
henfolge diejenige Bewerberin oder denjenigen Bewerber beru-
fen, die oder der die meisten Stimmen auf sich vereint hat. 
Nachrücker werden in der Reihenfolge der Stimmenanzahl be-
rufen. Bei Stimmengleichheit soll darauf geachtet werden, dass 
die Berufenen die Gesamtheit der Gesellschaft widerspiegeln 
und wichtige gesellschaftliche Gruppen berücksichtigt werden. 
Im Zweifelsfall entscheidet das Los. Sollte die Berufungsvor-
schlagsliste keine Nachrücker enthalten, soll die Berufung auf 
der Grundlage einer Vorschlagsliste der bezirklichen Senioren-
vertretung erfolgen. Berufen werden können alle Seniorinnen 
und Senioren, die im jeweiligen Bezirk mit Hauptwohnsitz ge-
meldet sind.

(7) Die Wahlen der Vorschlagslisten sowie die Berufung der 
Mitglieder der bezirklichen Seniorenvertretungen sollen in ei-
nem Zeitraum von sechs Monaten nach den Wahlen zur Bezirks-
verordnetenversammlung abgeschlossen sein.

(8) Die für Seniorinnen und Senioren zuständige Senatsver-
waltung wird ermächtigt, das Nähere über die Vorbereitung und 
Durchführung des Verfahrens zur Wahl der Vorschlagslisten und 
Berufung der Mitglieder der bezirklichen Seniorenvertretungen 
durch eine Verwaltungsvorschrift zu regeln.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie entsendet
1. die zwölf Vorsitzenden der bezirklichen Seniorenvertre-

tungen als Vertreterinnen und Vertreter in den Landes-
seniorenbeirat Berlin und

2.  die erforderliche Anzahl an Vertreterinnen und Vertre-
tern in die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landessenio-
renvertretungen.“

b) Die Absätze 3, 4 und 6 werden aufgehoben. 
c) Absatz 5 wird Absatz 3 und erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Landesseniorenvertretung Berlin leistet Öffent-
lichkeitsarbeit. Sie berichtet den bezirklichen Seniorenver-
tretungen jährlich über ihre Tätigkeit.“

d) Absatz 7 wird Absatz 4 und es wird folgender Satz angefügt: 
„Die Landesseniorenvertretung Berlin bleibt nach dem Ende 
der Legislaturperiode solange im Amt, bis sich die nächste 
Landesseniorenvertretung Berlin konstituiert hat.“
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Verordnung 
zur Anerkennung und Förderung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag  

(Pflegeunterstützungsverordnung – PuVO)
Vom 28. Juni 2016

Auf Grund der §§ 45a Absatz 3 Satz 1, 45c Absatz 7 Satz 5 und 
45d Satz 7 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegever-
sicherung – vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt 
durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2424) geändert worden ist, verordnet der Senat:

Inhaltsübersicht
Abschnitt I – Verfahren zur Anerkennung von Angeboten zur 
Unterstützung im Alltag
§ 1 Zuständigkeit für die Anerkennung
§ 2  Inhalt und Zweck der Angebote zur Unterstützung  

im Alltag
§ 3 Voraussetzungen der Anerkennung
§ 4 Wirkung der Anerkennung
§ 5 Erteilung und Aufhebung der Anerkennung

Abschnitt II – Verfahren zur Förderung von Angeboten zur 
Unterstützung im Alltag sowie von Modellvorhaben
§ 6 Grundlagen
§ 7 Zweck der Zuwendung
§ 8 Modellvorhaben
§ 9 Voraussetzungen für die Zuwendungsgewährung
§ 10 Umfang der Zuwendung
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Abschnitt III – Verfahren zur Förderung des Ehrenamts und  
der Selbsthilfe
§ 12 Grundlagen
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§ 14 Voraussetzungen für die Zuwendungsgewährung
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Abschnitt IV – Schlussvorschriften
§ 17 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt I 
Verfahren zur Anerkennung von Angeboten  

zur Unterstützung im Alltag

§ 1 
Zuständigkeit für die Anerkennung

Für die Anerkennung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag 
nach § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch so-
wie für die Aufhebung der Anerkennung ist die für Soziales zustän-
dige Senatsverwaltung zuständig (zuständige Stelle).

§ 2 
Inhalt und Zweck der Angebote zur Unterstützung im Alltag

(1) Pflegebedürftige in häuslicher Pflege haben nach § 45b Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch einen 
Anspruch auf Angebote zur Unterstützung im Alltag. Sie erhalten 
hierfür als Leistung der sozialen oder privaten Pflegeversicherung 
eine Kostenerstattung bis zur Höhe des Entlastungsbetrags nach 

§ 45b Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und die Mög-
lichkeit der anteiligen Umwandlung des ambulanten Sachleistungs-
betrags nach § 45a Absatz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 
Angebote zur Unterstützung im Alltag sind
1. Betreuungsangebote (§ 45a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Elf-

ten Buches Sozialgesetzbuch),
2. Angebote zur Entlastung von Pflegenden (§ 45a Absatz 1 Satz 2 

Nummer 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch),
3. Angebote zur Entlastung im Alltag (§ 45a Absatz 1 Satz 2 Num-

mer 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch).
(2) Als Betreuungsangebote gelten insbesondere 

1. Betreuungsgruppen für an Demenz erkrankte Menschen,
2. Helferinnen- und Helferkreise zur stundenweisen Betreuung im 

häuslichen Bereich,
3. Tagesbetreuung in Kleingruppen oder als Einzelbetreuung durch 

anerkannte Helferinnen und Helfer,
4. familienentlastende Dienste, soweit sie Betreuungsleistungen 

erbringen,
5. Dienste, die auf der Grundlage eines innovativen Ansatzes  

Betreuungsleistungen erbringen oder sichern.
(3) Als Angebote zur Entlastung von Pflegenden gelten insbeson-

dere
1. Pflegebegleitung zur stundenweisen Unterstützung pflegender 

Angehöriger oder vergleichbar Nahestehender zur besseren  
Bewältigung des Pflegealltags,

2. Gewährleistung fester Ansprechpersonen in Notsituationen.
(4) Als Angebote zur Entlastung im Alltag gelten insbesondere

1. Alltagsbegleitung zur stundenweisen Unterstützung bei der Er-
ledigung alltäglicher Aufgaben in der häuslichen Umgebung,

2. haushaltsnahe Dienstleistungen mit konkretem Bezug zum Pfle-
gealltag.

(5) Als weiteres Angebot zur Unterstützung im Alltag gilt das 
überregionale Kompetenzzentrum Pflegeunterstützung zur Umset-
zung von Angeboten nach Absatz 1 und den Strukturen nach §§ 45c 
und 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Für das Angebot nach 
Satz 1 gelten die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 bis 10 nicht.

(6) Die Unterstützung im Alltag erfolgt in Form von Betreuungs- 
und Entlastungsstunden. Eine Betreuungs- und Entlastungsstunde 
dauert 60 Minuten. Eine Betreuungsstunde beinhaltet Betreuung, 
Begleitung oder Beaufsichtigung des Personenkreises nach Ab-
satz 1. Darin können bei außerhäuslicher Gruppenbetreuung die  
beaufsichtigten Abhol-, Bringe- und Wartezeiten in den Gruppen-
räumen enthalten sein. Sie dürfen nicht mehr als ein Drittel des  
Betreuungseinsatzes ausmachen und insgesamt zwei Stunden nicht 
überschreiten. Eine Entlastungsstunde beinhaltet Entlastung oder 
Unterstützung des Personenkreises nach Absatz 1 sowie der pflegen-
den Angehörigen oder vergleichbar Nahestehender.

§ 3 
Voraussetzungen der Anerkennung

(1) Die Anerkennung wird auf Antrag erteilt. Der Antrag ist 
schriftlich oder elektronisch bei der zuständigen Stelle zu stellen.
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(2) Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss eine juristi-
sche Person sein, die ihren Sitz, eine Filiale oder einen Landesver-
band im Geltungsbereich dieser Verordnung hat. Angebote nach § 2 
Absatz 2, 3 und 4 Nummer 1 sollen von nichtgewerblichen juristi-
schen Personen als Anbieter erbracht werden. Angebote nach § 2 
Absatz 4 Nummer 2 können auch von gewerblichen juristischen 
Personen als Anbieter erbracht werden. Die Sätze 2 und 3 gelten 
nicht für ambulante Pflegedienste. Die zuständige Stelle kann in 
gesondert gelagerten Fällen Ausnahmen von der Voraussetzung 
nach Satz 1 zulassen.

(3) Voraussetzung für die Anerkennung von Angeboten zur Unter-
stützung im Alltag ist, dass
1. sie der Schaffung von Betreuungs- und Entlastungsangeboten 

für den Personenkreis nach § 2 Absatz 1 oder der Entlastung 
pflegender Angehöriger oder vergleichbar nahestehender Perso-
nen in der Pflegesituation dienen,

2. sie auf Dauer angelegt sind und die Leistung regelmäßig und 
verlässlich angeboten wird,

3. als Bestandteil des Antrages ein Konzept einschließlich Curricu-
lum vorgelegt wird, das den Anforderungen des § 45a Absatz 2 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch entspricht,

4. in das Angebot im Jahresdurchschnitt mindestens drei ehren-
amtliche Helferinnen und Helfer eingebunden werden,

5. die kontinuierliche fachliche Anleitung, Begleitung und Unter-
stützung der Helferinnen und Helfer durch geeignete Fachkräfte 
mit einer mindestens dreijährigen abgeschlossenen Berufsaus-
bildung in der Kranken-, Alten-, Heilerziehungspflege, Sozial-
pädagogik oder -arbeit oder durch sonstige Fachkräfte, die auf-
grund eines gleichwertigen Abschlusses und ihrer Fähigkeiten 
und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, sicherge-
stellt ist; bei einem Entlastungsangebot im Sinne von § 2 Ab-
satz 4 Nummer 2 kann die kontinuierliche fachliche Anleitung, 
Begleitung und Unterstützung der Helferinnen und Helfer auch 
durch eine geeignete Fachkraft mit einer mindestens dreijähri-
gen abgeschlossenen Berufsausbildung in Hauswirtschaft ein-
schließlich einer Schulung nach Nummer 6 erfolgen,

6. der Nachweis über eine erfolgreich absolvierte Schulung der 
Helferinnen und Helfer mit einem Mindestumfang von 30 Stun-
den erbracht wird; die Schulung muss mindestens die Inhalte 
vermitteln, die in dem vom überregionalen Kompetenzzentrum 
Pflegeunterstützung entwickelten Mustercurriculum enthalten 
sind,

7. ein ausreichender Versicherungsschutz (Haftpflichtversiche-
rung) für Schäden nachgewiesen wird, die die ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer bei ihrer Arbeit verursachen,

8. bei Gruppenbetreuung geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung 
stehen,

9. der Antragsteller oder die Antragstellerin sich verpflichtet, jähr-
lich einen Bericht über das Angebot zur Unterstützung im All-
tag, insbesondere zur Qualifikation der Fachkraft, zur Anzahl 
der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer, zu den Kosten einer 
Betreuungs- oder Entlastungsstunde sowie zum Umfang der ge-
leisteten Stunden und zur Anzahl der Leistungsempfängerinnen 
und -empfänger in der von der zuständigen Stelle vorgegebenen 
Form bis zum 31. März eines Jahres, erstmals in dem nach der 
Anerkennung folgenden Jahr, vorzulegen,

10. der Antragsteller oder die Antragstellerin der Veröffentlichung 
der Höhe des Betreuungs- und Entlastungsbetrages für die ange-
botene Leistung in der Liste der Angebote zur Unterstützung im 
Alltag zustimmt.

(4) Eine gewerbliche Anbieterin oder ein gewerblicher Anbieter 
muss zusätzlich 
1. sich verpflichten, das Personal entsprechend den sozialversiche-

rungsrechtlichen Regelungen zu beschäftigen, die Regelungen 
des Mindestlohngesetzes einzuhalten und für bedarfsgerechte 
Urlaubs- und Krankheitsvertretungen Sorge zu tragen und

2. den Nachweis erbringen, dass ihre oder seine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eine Schulung gemäß Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 6 erfolgreich absolviert haben.

Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfen erst nach Abschluss 
der Schulung eingesetzt werden. Die Schulung soll innerhalb der 
ersten vier Wochen nach Beginn des Arbeitsverhältnisses erfolgen. 
Ambulante Pflegedienste benötigen zur Erbringung von Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag dann eine Anerkennung, wenn sie Leis-
tungen nach § 45a Absatz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch  
erbringen.

(5) Angebote zur Unterstützung im Alltag, die die Voraussetzun-
gen des § 2 Absatz 2 und 3 oder des § 2 Absatz 2 und 4 erfüllen, 
können auf Antrag unter Beachtung der jeweiligen Anerkennungs-
bedingungen eine gemeinsame Anerkennung als Betreuungs- und 
Entlastungsangebot erhalten.

§ 4 
Wirkung der Anerkennung

(1) Die Anerkennung begründet einen Anspruch der Leistungser-
bringerin oder des Leistungserbringers auf Aufnahme in das Ver-
zeichnis der anerkannten Angebote zur Unterstützung im Alltag und 
ermöglicht die Erbringung von Betreuungs- und Entlastungsleistun-
gen nach § 45a Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Sie 
begründet keinen Anspruch auf öffentliche Zuwendungen.

(2) Das Verzeichnis der anerkannten Angebote zur Unterstützung 
im Alltag wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert. Es wird von 
der zuständigen Stelle oder dem überregionalen Kompetenzzentrum 
Pflegeunterstützung den Landesverbänden der Pflegekassen in Ber-
lin, dem Verband der privaten Krankenversicherung e. V. und den 
Berliner Pflegestützpunkten zur Verfügung gestellt. Das Verzeichnis 
wird veröffentlicht und beinhaltet mindestens Angaben zu

1. den Kontaktdaten,
2. den Zielgruppen der Angebote,
3. der Form der Angebote,
4. den Kosten,
5. dem Wirkungskreis,
6. dem Träger und
7. der Qualifikation der Fachkraft.

(3) Die zuständige Stelle achtet die Qualität der Angebote zur 
Unterstützung im Alltag sowie die Leistungstransparenz. Sie legt 
Qualitätsstandards fest, die von den Angeboten zu erfüllen sind, und 
veröffentlicht diese. Die zuständige Stelle kann anlassbezogen die 
Einhaltung der Qualitätsstandards prüfen oder prüfen lassen.

§ 5 
Erteilung und Aufhebung der Anerkennung

(1) Die Anerkennung wird von der zuständigen Stelle durch Be-
scheid erteilt. Sie kann vorläufig erteilt, zeitlich und inhaltlich be-
schränkt sowie jederzeit mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

(2) Ändern sich nachträglich die dem Antrag auf Anerkennung 
gemäß § 3 zugrunde liegenden Tatsachen, ist die Antragstellerin 
oder der Antragsteller verpflichtet, dies der zuständigen Stelle un-
verzüglich und unaufgefordert mitzuteilen. Die zuständige Stelle 
hebt die Anerkennung auf, wenn die Voraussetzungen des § 3 nicht 
mehr vorliegen.

(3) Die Landesverbände der Pflegekassen in Berlin und der Ver-
band der privaten Krankenversicherung e. V. sowie die Berliner 
Pflegestützpunkte sind von der zuständigen Stelle unverzüglich über 
die Aufhebung zu unterrichten.

Abschnitt II 
Verfahren zur Förderung von Angeboten zur Unterstützung  

im Alltag sowie von Modellvorhaben

§ 6 
Grundlagen

(1) Für die Förderung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag 
sowie von Modellvorhaben ist das Landesamt für Gesundheit und 
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vorgelegt wird, aus dem der innovative Charakter des Pro-
jekts und seine Abgrenzbarkeit zu vergleichbaren Projekten 
erkennbar wird,

c) eine wissenschaftliche Begleitung und Auswertung nach all-
gemein anerkannten wissenschaftlichen Standards unter Mit-
wirkung des Projektträgers erfolgt,

d) ein ausreichender Versicherungsschutz (Haftpflichtversiche-
rung) im Sinne von § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 nachge-
wiesen wird und

e) die Antragstellung durch eine juristische Person erfolgt.
(3) Bei der Antragstellung ist ein Finanzierungsplan vorzulegen, 

aus dem unter anderem hervorgeht, dass die Gesamtfinanzierung des 
Projektes gesichert ist.

§ 10 
Umfang der Zuwendung

(1) Die Aufbau- und die Ausbauphase eines Angebotes zur Unter-
stützung im Alltag können durch Zuwendung gefördert werden.

(2) In der Aufbauphase erfolgt in einem Zeitraum von längstens 
zwei Kalenderjahren der Aufbau des neuen Projektes mit dem Ziel, 
danach die Qualitätsstandards gemäß § 4 Absatz 3 umsetzen zu 
können. In der Aufbauphase werden die mit der Durchführung des 
beantragten Projektes notwendigen Personal- und Sachausgaben 
durch Zuwendungen gefördert.

(3) In der Ausbauphase, in der die bestehenden Projekte die Qua-
litätsstandards gemäß § 4 Absatz 3 erfüllen und sich weiterentwi-
ckeln, können die mit der Durchführung des beantragten Projektes 
notwendigen Personal- und Sachausgaben, die der fachlichen Anlei-
tung und Begleitung der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer, der 
Koordination und Organisation der Hilfen sowie der Schulung und 
Fortbildung der Helferinnen und Helfer dienen und insbesondere 
eine qualitätsgesicherte Betreuung und Entlastung sicherstellen, 
durch Zuwendungen gefördert werden. Hinsichtlich der Personal-
ausgaben orientiert sich die Höhe der Zuwendungen an der Zahl der 
zu erbringenden qualitätsgesicherten Betreuungs- und Entlastungs-
stunden. Eine qualitätsgesicherte Betreuungs- und Entlastungsstun-
de nach Satz 2 liegt vor, wenn die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 6 
sowie die Qualitätsstandards gemäß § 4 Absatz 3 erfüllt sind.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Angebote und Vorhaben 
nach § 2 Absatz 5 und § 8.

(5) Zu den in den Absätzen 2 und 3 genannten notwendigen Aus-
gaben gehören auch monatlich pauschalierte Aufwandsentschädi-
gungen für ehrenamtlich Tätige. Als jährliche Obergrenze gilt für 
die individuelle ehrenamtliche Betreuung und Entlastung nach § 2 
der in § 3 Nummer 26 des Einkommensteuergesetzes festgelegte 
Betrag für Übungsleiter. Für alle übrigen ehrenamtlichen Tätigkei-
ten gilt der in § 3 Nummer 26a des Einkommensteuergesetzes fest-
gelegte Betrag als jährliche Obergrenze. Die Ausreichung der Auf-
wandsentschädigung wird in Verantwortung der Projekte vorgenom-
men. Es ist über angemessene Aufwandsentschädigungen sicherzu-
stellen, dass der notwendige Aufwand, insbesondere für einkom-
mensschwache Menschen, keine Zugangshürde zur ehrenamtlichen 
Tätigkeit bildet. Für die Höhe der pauschalen Abgleichung von 
Aufwendungen sind Umfang und Art der ehrenamtlichen Tätigkeit 
relevant. Aufwandsentschädigungen für die Teilnahme an Team-
besprechungen, Schulungen, Fachvorträgen und gemeinsamen Ver-
anstaltungen sollen nicht gewährt werden.

§ 11 
Verfahren

(1) Die bewilligende Stelle prüft die ihr vorliegenden Anträge und 
entscheidet, ob und in welcher Höhe diese zuwendungsfähig sind 
sowie über die Zuordnung zur Aufbau- oder Ausbauphase.

(2) Die Entscheidung über die Vergabe der Zuwendungen erfolgt 
nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der Quali-
tätsstandards gemäß § 4 Absatz 3 sowie der in den §§ 7 und 8 ge-
nannten Ziele, nach Maßgabe des Haushaltsrechts, insbesondere der 

Soziales zuständig (bewilligende Stelle). Die bewilligende Stelle 
kann nach Maßgabe des Abschnitts II und nach den haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen im Einvernehmen mit den Landesverbänden 
der Pflegekassen in Berlin und dem Verband der privaten Kranken-
versicherung e. V. Zuwendungen in Form von projektbezogenen 
Zuschüssen für den Auf- und Ausbau von anerkannten Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag sowie Modellvorhaben nach § 45c des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch gewähren.

(2) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwendungen 
besteht nicht. Sie können nur im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel gewährt werden.

§ 7 
Zweck der Zuwendung

Durch Zuwendungen nach § 45c Absatz 1 und 2 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch werden im Land Berlin Angebote zur Unter-
stützung im Alltag mit folgenden Zielen gefördert:
1. ehrenamtliche Strukturen zu stärken und auszubauen,
2. eine hinreichende Verteilung der Angebote auf die Bezirke zu 

erreichen und 
3. eine vielfältige Ausrichtung auf die unterschiedlichen Angebots-

formen nach § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch sicherzustellen.

§ 8 
Modellvorhaben

(1) Zuwendungen können auch Modellvorhaben zur Entwicklung 
und Erprobung neuer Versorgungskonzepte und Versorgungsstruk-
turen insbesondere für demenzkranke Pflegebedürftige erhalten.  
Als Modellvorhaben sollen auch Möglichkeiten einer wirksamen 
Vernetzung der für demenzkranke Pflegebedürftige erforderlichen 
Hilfen in einzelnen Regionen erprobt werden. Dabei können auch 
stationäre Versorgungsangebote berücksichtigt werden. Während 
der Erprobungsphase kann im Einzelfall von den Regelungen des 
Siebten Kapitels des Elften Buches Sozialgesetzbuch abgewichen 
werden.

(2) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten der Pflegebe-
dürftigen im Rahmen von Modellvorhaben gilt § 45c Absatz 5 Satz 6 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

(3) Bei Modellvorhaben hat die Empfängerin oder der Empfänger 
der Zuwendungen in der von der zuständigen Stelle vorgegebenen 
Form Auskunft zu geben, inwieweit die verfolgten Ziele erreicht 
worden sind und welche Auswirkungen sich auf die Qualität und 
Kosten der Versorgung ergeben. 

(4) Modellvorhaben können in der Regel bis zu drei Jahren, in 
Ausnahmefällen bis zu fünf Jahren gefördert werden.

§ 9 
Voraussetzungen für die Zuwendungsgewährung

(1) Die Zuwendungen werden auf schriftlichen und elektroni-
schen Antrag gewährt. Der Antrag ist bei der bewilligenden Stelle in 
der von ihr vorgegebenen Form zu folgenden Terminen zu stellen:
1. bis zum 30. September des laufenden Jahres für einen Zuwen-

dungsbeginn zum 1. Januar des Folgejahres sowie
2. bis zum 31. März des laufenden Jahres für einen Zuwendungs-

beginn zum 1. Juli des laufenden Jahres.
Über Ausnahmen von Satz 2 entscheidet die bewilligende Stelle.

(2) Zuwendungsfähig sind
1. gemäß § 5 Absatz 1 anerkannte Angebote zur Unterstützung im 

Alltag mit Ausnahme von Angeboten gewerblicher Anbieter so-
wie

2. Modellvorhaben im Sinne des § 8, wenn 
a) die Zuwendung vor Projektbeginn beantragt wird,
b) ein Konzept über die Ziele, Inhalte, Dauer und Durchfüh-

rung des Modellvorhabens und dessen Qualitätssicherung 
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Abschnitt III 
Verfahren zur Förderung des Ehrenamts und der Selbsthilfe

§ 12 
Grundlagen

(1) Die bewilligende Stelle kann nach Maßgabe des Abschnitts III 
und nach den haushaltsrechtlichen Bestimmungen im Einverneh-
men mit den Landesverbänden der Pflegekassen in Berlin und dem 
Verband der privaten Krankenversicherung e. V. Zuwendungen in 
Form von projektbezogenen Zuschüssen für den Auf- und Ausbau 
ehrenamtlicher Strukturen nach § 45c des Elften Buches Sozialge-
setzbuch sowie der Selbsthilfe nach § 45d des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch gewähren. 

(2) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwendungen 
besteht nicht. Sie können nur im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel gewährt werden.

§ 13 
Zweck der Zuwendung

(1) Durch Zuwendungen nach §§ 45c und 45d des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch werden ausschließlich Einrichtungen vom Typ ei-
ner Selbsthilfekontaktstelle im Sinne von § 45d Satz 5 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch, die pflegeflankierende Selbsthilfe- und 
Ehrenamtsstrukturen unterstützen (Kontaktstellen PflegeEngage-
ment – pflegeflankierendes Ehrenamt und Selbsthilfe), gefördert. 
Die Kontaktstellen nach Satz 1 sind an das im Land Berlin im Rah-
men der Selbsthilfeförderung des Landes Berlin bestehende Netz 
anderer Selbsthilfe-Kontakt- und Beratungsstellen oder im Einzel-
fall an eine fachlich besser geeignete Nachbarschaftseinrichtung 
angebunden, die durch das Land im Rahmen der Stadtteilzentrenför-
derung Zuwendungen erhalten. 

(2) In jedem Berliner Bezirk wird eine Kontaktstelle über Zuwen-
dungen gefördert. Die bewilligende Stelle gewährt darüber hinaus 
keine Zuwendungen an weitere Selbsthilfe- und Ehrenamtsstruktu-
ren nach §§ 45c und 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

(3) Die zwölf Kontaktstellen entwickeln und unterstützen abhän-
gig von Bedarf, Nachfrage und Ressourcen kleinere, wohnortnahe 
Selbsthilfe- und Ehrenamtsstrukturen für betreuende und pflegende 
Angehörige sowie Pflegebedürftige, die in der eigenen Wohnung 
oder Häuslichkeit oder in einer ambulanten Wohngemeinschaft le-
ben. Es handelt sich hierbei vor allem um gruppenorientierte Ange-
bote, Besuchs-, Begleit- und Alltagshilfsdienste. Die zwölf Kontakt-
stellen bieten Hilfe an oder vermitteln Räume und Ausstattung für 
die in Satz 1 genannten Selbsthilfe- und Ehrenamtsstrukturen und 
zahlen Aufwandsentschädigungen für ehrenamtlich Tätige. Sie zah-
len keine Zuwendungen an Selbsthilfegruppen gemäß § 45d Satz 3 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch aus. Sie wirken darauf hin, dass 
die Betreuung und Entlastung in den von ihnen unterstützten Ange-
boten zur Unterstützung im Alltag regelmäßig und verlässlich statt-
findet.

§ 14 
Voraussetzungen für die Zuwendungsgewährung

(1) Die maximale Zuwendungshöhe je Kontaktstelle PflegeEn-
gagement wird von der zuständigen Stelle jährlich ermittelt. Die 
Planungsgröße setzt sich zusammen aus einem fixen Grundbetrag 
und einem indikatorenabhängigen Betrag. Die zuständige Stelle teilt 
den Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfängern recht-
zeitig vor der Antragstellung die Planungsgrößen mit.

(2) Die Zuwendungen werden auf schriftlichen und elektroni-
schen Antrag gewährt. In dem Antrag müssen belegte Angaben ent-
halten sein, inwieweit Zwecküberschneidungen zu anderen Projek-
ten bestehen, andere Finanzierungsmöglichkeiten existieren und ob 
für gleiche Zwecke Finanzierungsanträge bei anderen Stellen ge-
stellt wurden oder werden. Eine Doppelfinanzierung ist auszuschlie-
ßen. Insbesondere ist bei Antragstellung eine Förderung nach § 20h 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für dieselbe Zweckbestim-
mung auszuschließen. Ferner ist bei Antragstellung die Höhe der auf 

§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung sowie im Rahmen der 
jährlich verfügbaren Haushaltsmittel. Voraussetzung für die Gewäh-
rung von Zuwendungen ist das im Einzelfall hergestellte Einverneh-
men gemäß der Absätze 3 bis 5 mit den Landesverbänden der Pfle-
gekassen in Berlin und dem Verband der privaten Krankenversiche-
rung e. V. Dabei dürfen die Zuwendungen nicht den Betrag über-
schreiten, der sich für die Zuschüsse aus der sozialen und privaten 
Pflegeversicherung gemäß § 45c Absatz 2 und 6 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch ergibt.

(3) Die bewilligende Stelle informiert die Landesverbände der 
Pflegekassen in Berlin und den Verband der privaten Krankenversi-
cherung e. V. schriftlich über die beabsichtigte Gewährung der Zu-
wendungen und die sie tragenden Gründe und bittet sie, hierüber 
unverzüglich das Einvernehmen herzustellen. Mit der Erklärung des 
Einvernehmens übernehmen die Landesverbände der Pflegekassen 
in Berlin und der Verband der privaten Krankenversicherung e. V. 
die verbindliche Förderverantwortung für den auf die Pflegeversi-
cherung zu Lasten des Ausgleichsfonds beim Bundesversicherungs-
amt entfallenden Finanzierungsanteil.

(4) Nach der Herstellung des Einvernehmens erlässt die bewilli-
gende Stelle den Zuwendungsbescheid. Im Bescheid wird der Ge-
samtfinanzierungsbedarf des Projektes ausgewiesen und die Höhe 
der vom Land gewährten Zuwendungen, die höchstens 50 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben beträgt, festgesetzt. In 
dem Bescheid erfolgt der Hinweis, dass die Entscheidung im Ein-
vernehmen mit den Landesverbänden der Pflegekassen in Berlin 
und dem Verband der privaten Krankenversicherung e. V. erfolgt ist. 
Änderungen innerhalb des laufenden Kalenderjahres, die keine zu-
sätzlichen Mittel nach Absatz 6 Satz 1 zur Folge haben, erfordern 
kein erneutes Einvernehmen mit den Landesverbänden der Pflege-
kassen in Berlin und dem Verband der privaten Krankenversiche-
rung e. V.

(5) Wird das Einvernehmen nicht hergestellt oder kommt es aus 
anderen Gründen zu einer Ablehnung des Antrags, so erlässt die 
bewilligende Stelle einen Ablehnungsbescheid.

(6) Die Landesverbände der Pflegekassen in Berlin erteilen einen 
gesonderten Bescheid über die in gleicher Höhe wie die Festsetzung 
der Zuwendung des Landes nach Absatz 4 Satz 2 erfolgende Mittel-
vergabe der Pflegeversicherung zu Lasten des Ausgleichsfonds beim 
Bundesversicherungsamt; die bewilligende Stelle erhält zeitgleich 
eine Durchschrift dieses Bescheides. Die Landesverbände der Pfle-
gekassen in Berlin stellen eigenverantwortlich und in geeigneter 
Weise sicher, dass der von ihnen bewilligte, auf die Pflegeversiche-
rung zu Lasten des Ausgleichsfonds beim Bundesversicherungsamt 
entfallende Anteil an den Projektträger ausgezahlt wird.

(7) Die Verwendung der Zuwendungen ist bis zum 31. März des 
auf den Bewilligungszeitraum folgenden Jahres nachzuweisen. Die 
bewilligende Stelle prüft haushaltsjahrbezogen kursorisch die zweck-
entsprechende Verwendung der Gesamtfinanzierung und fordert die 
nicht zweckentsprechend verwendeten Zuwendungsmittel in Höhe 
des jeweiligen Landesfinanzierungsanteils zugunsten des Landes-
haushaltes zurück. Die bewilligende Stelle informiert die Landes-
verbände der Pflegekassen in Berlin und den Verband der privaten 
Krankenversicherung e. V. nach Abschluss der kursorischen Prüfung 
aller Projekte über die Rückzahlungen und Rückforderungen zu-
gunsten des Landeshaushaltes. Nach Abschluss der vertieften Prü-
fung von ausgewählten Vorgängen durch die Prüfstelle der zustän-
digen Stelle informiert die bewilligende Stelle die Landesverbände 
der Pflegekassen in Berlin und den Verband der privaten Kranken-
versicherung e. V. über weitere Rückzahlungen und Rückforde-
rungen zugunsten des Landeshaushaltes. Wenn die gesamte Prüfung 
für das jeweilige Haushaltsjahr abgeschlossen ist, leitet die bewil-
ligende Stelle die Abschlussschreiben aller Projekte mit einer Ge-
samtaufstellung der Rückforderungen an die Landesverbände der 
Pflegekassen in Berlin und den Verband der privaten Krankenversi-
cherung e. V. weiter. Die Prüfrechte des Landesrechnungshofes blei-
ben unberührt.
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3. Aufwandsentschädigungen,
soweit diese eindeutig von den Ausgaben der in § 13 Absatz 1 Satz 2 
genannten anderen Einrichtungen und Einrichtungsstrukturen abzu-
grenzen sind.

(2) Für die Aufwandsentschädigungen nach Absatz 1 Nummer 3 
gilt § 10 Absatz 5 entsprechend.

§ 16 
Verfahren

Für das Verfahren der Zuwendungen gilt § 11 entsprechend.

Abschnitt IV 
Schlussvorschriften

§ 17 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Pflege-Betreuungs-Verordnung vom 22. März 2011 (GVBl. 
S. 101) außer Kraft.

Berlin, den 28. Juni 2016

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Mario  C z a j a 
Senator für Gesundheit  

und Soziales

die pflegeflankierende Selbsthilfe entfallenden Gesamtausgaben 
und -einnahmen zu benennen.

(3) Der Antrag ist bei der bewilligenden Stelle in der von ihr vor-
gegebenen Form bis zum 30. September des laufenden Jahres für 
das Folgejahr zu stellen. Die bewilligende Stelle kann einen davon 
abweichenden Termin vorgeben.

(4) Die zum Antrag gehörende Jahresplanung muss erkennen las-
sen, dass der in § 13 festgelegte Zweck erreicht wird. 

§ 15 
Umfang der Zuwendung

(1) Zuwendungsfähig aus den laufenden Projekten zur Initiierung, 
Beratung, Unterstützung und Vernetzung sowie zur Entwicklung 
eines bedarfsgerechten und qualitätsgesicherten Angebots sind:
1. Personalausgaben für unterstützende Koordinierung, Schulung, 

Fortbildung, Supervision, Vernetzung, Organisation, Öffentlich-
keitsarbeit und konzeptionelle Hilfestellungen,

2. Sachausgaben für bedarfsbezogene Vorhaltung oder Anmietung 
von Räumlichkeiten, Büroausstattung, Medien und sonstige 
Sachausgaben, darunter auch Aufwendungen für einen ausrei-
chenden Versicherungsschutz (Haftpflichtversicherung) für im 
Zusammenhang mit der Arbeit der ehrenamtlich Tätigen entste-
hende Schäden sowie Aufwendungen für die Anerkennungskul-
tur zur Unterstützung von Selbsthilfe- und Ehrenamtsstrukturen 
sowie
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Zwölfte Verordnung
zur Änderung der Landeswahlordnung

Vom 5. Juli 2016

Auf Grund des § 34 Absatz 1 des Landeswahlgesetzes vom  
25. September 1987 (GVBl. S. 2370), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. April 2016 (GVBl. S. 221, 262) geändert worden 
ist, verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der Landeswahlordnung

Die Landeswahlordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. März 2006 (GVBl. S. 224), die zuletzt durch Verordnung 
vom 22. März 2016 (GVBl. S. 127) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Dieser stellt spätestens am 95. Tag vor der Wahl fest, 
welche Organisationen sich an der letzten Wahl zum Ab-
geordnetenhaus oder an der letzten Wahl zum Deutschen 
Bundestag in Berlin mit mindestens einem eigenen 
Wahlvorschlag beteiligt haben und welche für diese 
Wahl als Partei anzusehen sind sowie welche Parteien 
eine Landesliste und welche Parteien Bezirkslisten ein-
reichen können“

bb) Satz 5 wird aufgehoben.
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Die nach der Satzung der Organisationen zur Vertre-
tung berufenen Vorstandsmitglieder sind zu der Sitzung des 
Landeswahlausschusses nach Absatz 3 einzuladen. In der 
Ladung weist der Landeswahlleiter oder die Landeswahl-
leiterin auf die Bekanntgabe der Entscheidung in der Sit-
zung und die Rechtsfolgen hin. Vor der Beschlussfassung ist 
den erschienenen Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. In der Sitzung gibt der Landeswahlleiter oder die 
Landeswahlleiterin die Entscheidung des Landeswahlaus-
schusses unter kurzer Angabe der Gründe bekannt. Ist eine 

Orga nisation wegen der getroffenen Feststellung an der Ein-
reichung von Wahlvorschlägen gehindert, weist er oder sie 
dabei auf den Rechtsbehelf des Einspruchs nach § 40 Absatz 2 
Nummer 1a des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof, 
die hierfür geltende Frist und die Rechtsfolgen eines Ein-
spruchs hin. Die Niederschrift über die Sitzung ist unver-
züglich auszufertigen. In ihr sind die tragenden Gründe dar-
zustellen. Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
übermittelt Organisationen, die durch die Feststellung des 
Landeswahlausschusses an der Einreichung von Wahlvor-
schlägen gehindert sind, unverzüglich, spätestens am Tag 
nach der Sitzung des Landeswahlausschusses, eine Ausfer-
tigung des sie betreffenden Teils der Niederschrift.“

2. In der Anlage 1 wird der Text zur Fußnote 1 wie folgt gefasst: 
„1 Nichtzutreffendes streichen.
Wahlberechtigte, die ohne Unterstützung Schwierigkeiten haben 
oder nicht in der Lage sind, den Stimmzettel zu lesen, zu verste-
hen oder zu kennzeichnen, den Wahlschein zu unterschreiben 
oder die Wahlunterlagen an das Bezirkswahlamt zu übersenden, 
können sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen. Sie 
hat die „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ zu unterzeich-
nen. Außerdem ist die Hilfsperson zur Geheimhaltung der Kennt-
nisse verpflichtet, die sie durch die Hilfestellung erlangt hat.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2016

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Frank  H e n k e l 
Senator für Inneres und Sport
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Dreizehnte Verordnung
über die förmliche Festlegung von Sanierungsgebieten

Vom 5. Juli 2016

Auf Grund des § 142 Absatz 3 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722) geändert worden ist, in Verbindung mit § 24 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt 
durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283) geändert worden 
ist, verordnet der Senat:

§ 1
(1) Das Gebiet Friedrichshain-Kreuzberg – Rathausblock – wird 

als Sanierungsgebiet förmlich festgelegt.
(2) Ein Auszug der Karte 1:1.000 mit den rechtsverbindlichen 

flurstücksgenauen Abgrenzungen des Sanierungsgebiets ist in der 
Anlage 1 dargestellt. Die Anlage 1 ist zur kostenfreien Ansicht wäh-
rend der Dienststunden im Landesarchiv niedergelegt. Gleiches 
wird zur Information auf der Homepage der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt über das Geoportal bereitgestellt.

(3) Die Abgrenzung des Sanierungsgebiets ist in der Übersichts-
karte der Anlage 2 dargestellt. Im Zweifelsfall bestimmt sich die 
Abgrenzung nach Absatz 2.

§ 2
(1) Die Sanierungsmaßnahme wird im umfassenden Verfahren 

durchgeführt. Die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften 
der §§ 152 bis 156a des Baugesetzbuchs finden Anwendung.

(2) Für die Sanierungsmaßnahme ist eine Frist von zehn Jahren 
festgelegt.

§ 3
 Für die Sanierungsmaßnahme finden die Vorschriften der §§ 144 

und 145 des Baugesetzbuchs über genehmigungspflichtige Vorha-
ben, Teilungen und Rechtsvorgänge Anwendung.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind,

2. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

3. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung ge-
genüber der für städtebauliche Sanierungsmaßnahmen zuständigen 
Senatsverwaltung schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in den Num-
mern 1 bis 3 genannten Verletzungen oder Mängel gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2016

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Andreas  G e i s e l 
Senator für Stadtentwicklung  

und Umwelt
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Anlage 1 
im Landesarchiv niedergelegt

Anlage 2
zu § 1 Absatz 3 
Dreizehnte Verordnung über die förmliche Festlegung von Sanierungsgebieten 
Sanierungsgebiet Friedrichshain-Kreuzberg – Rathausblock
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Verordnung
über die Erhaltung der städtebaulichen Eigenart auf Grund der städtebaulichen Gestalt  

für das Gebiet „Wilhelmstraße“ im Bezirk Mitte von Berlin
Vom 8. Juli 2016

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) in Verbin-
dung mit § 30 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
(AGBauGB) in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), 
wird verordnet : 

§ 1 
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der anliegenden Karte im Maßstab 
1 :1.000 mit einer Linie eingegrenzte Gebiet zwischen Behrenstraße, 
Wilhelmstraße, An der Kolonnade, Mohrenstraße, Voßstraße, In den 
Ministergärten, Gertrud-Kolmar-Straße und Cora-Berliner-Straße 
im Bezirk Mitte von Berlin. Die Karte ist Bestandteil dieser Verord-
nung. Die Innenkante der Linie bildet die Gebietsgrenze. 

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund 
seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem in § 1 bezeichneten 
Gebiet der Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die 
Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. Die Genehmigung 
zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung baulicher 
Anlagen darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein 
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von 
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer 
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen An-
lage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des 
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird. 

§ 3 
Zuständigkeit

Die Genehmigung wird durch das Bezirksamt Mitte von Berlin 
erteilt.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage innerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Verordnung ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung 
rückbaut oder ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 
BauGB ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 2 BauGB mit 
einer Geldbuße belegt werden. 

§ 5 
Ausnahmen 

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Num-
mer 2 BauGB bezeichneten Zwecken dienen, und nicht auf die in 
§ 26 Nummer 3 BauGB bezeichneten Grundstücke. Das Bezirksamt 
Mitte von Berlin unterrichtet die Bedarfsträger dieser Grundstücke 
von dieser Verordnung. Beabsichtigt ein Bedarfsträger dieser 
Grundstücke ein Vorhaben im Sinne von § 2, hat er dies dem Bezirk-
samt anzuzeigen. 

§ 6 
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BauGB bezeichnet 
sind, 

2. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges, 

3. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
AGBauGB enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 und 2 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 3 innerhalb von zwei Jahren seit Verkündung 
dieser Verordnung, gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in den Nummern 1 bis 3 ge-
nannten Verletzungen oder Mängel gemäß § 215 Absatz 1 BauGB 
und gemäß § 32 Absatz 2 AGBauGB unbeachtlich. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 7  
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 8. Juli 2016

Bezirksamt Mitte von Berlin

Dr. Christian H a n k e 
Bezirksbürgermeister

S p a l l e k 
Bezirksstadtrat für Stadt-

entwicklung, Bauen, Wirtschaft 
und Ordnung
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Veröffentlichung
zum Bestand des Sondervermögens Immobilien des Landes Berlin

Vom 1. Juli 2016

Gemäß § 1 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes über die Errichtung eines 
Sondervermögens Immobilien des Landes Berlin (SILB) vom 4. De-
zember 2002 (GVBl. S. 357), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
14. Juli 2006 (GVBl. S. 832), wird folgende Änderung des Sonder-
vermögens veröffentlicht: 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat mit Beschluss vom 23. Juni 
2016, Drs. Nr. 17/3053 folgende Grundstücksteilflächen dem Son-
dervermögen rückwirkend zum 1. Januar 2016 zugewiesen:

Thomas-Dehler-Str. 4 in Berlin-Mitte (Tiergarten), Flur 54,  
Flurstück 154 mit ca. 1.164 m².

Unter der Zeilenüberschrift

wird 
im Abschnitt D – Grundstücke der Polizei – der Anlage (zu § 1 Ab-
satz 2 Satz 1) hinter dem Grundstück Sonnenallee 107 folgende 
neue Zeile mit folgender Anlage D 10 eingefügt:

Lage/Adresse Bezirk Gemarkung Flur Flurstück Grundstücksfläche 
in m² Bemerkungen

Thomas-Dehler- 
Str. 4

Berlin-Mitte Tiergarten 54 154 ca. 1.164 Teilfläche
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Anlage D 10
Berlin-Mitte, Thomas-Dehler-Str. 4

Berlin, den 1. Juli 2016

Senatsverwaltung für Finanzen

Im Auftrag
Hans-Jürgen  R e i l


